


Von Horst Peter 

,,Heute liegt die politische Vernunft nicht mehr dort, 
wo die politische Macht liegt. Es muss ein Zustrom von 
Intelligenz und lntuition aus nicht-offiziellen Kreisen 
stattfinden, wenn Katastrophen verhütet oder gemil- 
dert werden sollen." Auch wenn Hermann Hesse nicht 
der klassische Stichwortgeber der SPD-Linken ist und 
er sich 1955,als er seine Dankesrede zurVerleihung des 
Friedenspreises des Deutschen Buchhandels hielt, auf 
die Gefährdung der Menschheit angesichts des atoma- 
ren Wettrüstens bezog, hat das Zitat bedrückende Ak- 
tualität. 
Ist etwa der Krieg gegen den Terrorismus insbesondere 
in der Ausprägung des us-amerikanischen Krieges ge- 
gen den Irak Ausdruck politischer Vernunft? Zeugt es 
von politischer Vernunft, wenn die großen Industrie- 
staaten, voran die USA, die Klimakatastrophe riskieren, 
weil die politische Kraft oder der Wille fehlt, die Pro- 
duktion ökologisch verträglicher zu gestalten? Ist es 
politisch vernünftig, sich der Logik der neoliberalen 
Globalisierung zu unterwerfen, obwohl die zerstöreri- 
schen Folgen für die natürlichen Lebensgrundlagen 
und den solidarischen Zusammenhalt der Gesellschaf- 
ten im Weltmaßstab und national mit Händen zu grei- 
fen sind? Oder ist es gar vernünftig, die sozialen Siche- 
rungssysteme dadurch retten zu wollen, dass statt Ar- 
beitslosigkeit, Armut und Krankheit die Arbeitslosen, 
Armen und Kranken bekämpft werden? 
Kurzum: wir müssen täglich neu Fragen an die politisch 
Mächtigen stellen und an die von ihnen zu verantwor- 
tende Politik die Sonde kritischer Vernunft anlegen, 
wollen wir Hermann Hesses These widerlegen oder 
bestätigen. 
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lrgendwie scheinen die politisch Mächtigen sich ihrer 
Defizite bewusst zu sein. Wo liegt sonst die Logik des 
Rufs nach internationalen Think-Tanks oder der Inflati- 
on von nationalen Expertenkommissionen: Hartz, Rü- 
rup, Herzog. Ob damit der,,Strom von Intelligenz und 
lntuition aus nicht offiziellen Kreisen" sichergestellt 
werden soll oder kann, darf bezweifelt werden. Alle 
Berufenen gehören schließlich zur geschlossenen Ge- 
sellschaft der politischen Klasse. Sollen die Ergebnis- 
se dieser Kommissionen auch noch 1 zu 1 umgesetzt 
werden, führt das auch noch zur Entmündigung der 
gewählten Entscheidungsträger im Parlament. Deren 
Versuche, über Enquetekommissionen von Zeit zu Zeit 
zentrale politische Problemezu analysieren und Hand- 
lungsvorschläge unterschiedlicher Reichweite als 
Empfehlungen auszusprechen, zeichnen sich durch 
höhere Qualität aber auch durch größere Folgenlosig- 
keit aus, da dem Parlament das Drohpotential der 1 - 
zu-1 -Umsetzung fehlt. 
Kommissionen zum Klimawandel, zum Schutz der 
Menschen und der Umwelt oder zur Globalisierung 
zeichnen sich durch den Austausch unterschiedlicher 
wissenschaftlicher Richtungen und das öffentlichen 
Ringen um Konsens aus, während der gemeinsame 
Nenner der Think-Tanks und Expertenkommissionen 
die Dominanz des neoliberalen Mainstreams ist. Quer- 
denken ist nicht erwünscht, da die Ergebnisse der Kom- 
missionen als alternativlose Glaubenssätze angefor- 

dert werden, etwa von der Qualität,,Die Senkung der 
Lohnnebenkosten schafft neue Arbeitsplätze" oder 
,,die Regulierung des Arbeitsverhältnisses verhindert 
Investitionen im Inland" oder,,die Abkassierung der 
Kranken rettet die Finanzierung der Krankenversiche- 
rung". Das alles muss geglaubt werden, da es nirgends 
geklappt hat, wo es ausprobiert worden ist. 
Die Bevölkerung ist klüger als die politische Klasse, 
weil sie die politischen Patentrezepte ohne Alternati- 
ven nicht glaubt.Daher nimmt die Wahlbeteiligung ab 
und dort, wo sich unten politisches Engagement äu- 
ßert, geschieht dies zunehmend weniger in den Par- 
teien, sondern in ökologischen, globalisierungskriti- 
schen, sozialen Protestbewegungen. 
Kurzum: Die Welt der politisch Mächtigen und die Welt 
der von deren Entscheidungen negativ Betroffenen 
klafft immer weiter auseinander. Es prallen arrogante 
Überheblichkeit und tiefeVerunsicherung aufeinander. 
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Das Beharren auf der Alternativlosigkeit ihrer Politik, 
der Tunnelblick gegenüber anderen Vorschlägen ver- 
schärft dieVertrauenskrise,gerade auch zu denjenigen, 
denen Hesse den Zustrom an Intelligenz und lntuition 
zutraut, wenn Krisen verhütet oder gemildert werden 
sollen. Es gibt ja genügend Vorschläge zur Gestaltung 
der Zukunft. Ob es Konzepte für eine ökologisch-sozi- 
ale und demokratische Weltordnung, eine ökologisch 
verträgliche Produktion sind, die Verknüpfung von 
Welthandel mit sozialen und ökologischen Standards, 
die Zusammenführung von Leben, Arbeit und Lernen, 
eine solidarische Bürgerversicherung, die Dezentrali- 
sierung der Dienstleistungen der Daseinsvorsorge und 
die entsprechende finanzielle Ausstattung der Ge- 
meinden, und, und, und ... das ist alles nachlesbar. 
Allein eine Durchsicht der Themenschwerpunkte der 
spw zum Sozialstaat, zur nachhaltigen Entwicklung und 
zur Gestaltung der Globalisierung zeigen, dass die ge- 
genwärtige Politik alles andere als alternativlos ist. 
Kurzum: die Defizite der Lesefähigkeit, die die PISA- 
Studien den deutschen Jugendlichen bescheinigen, 
scheinen auch in der politischen Klasse zu bestehen. 
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Weil nicht wahrgenommen oder nicht angenommen, 
sucht sich der alternative Zukunftsdiskurs andere Fo- 
ren als sie die medialen events des Mainstreams bie- 
ten. Es steht die Frage, ist es wichtiger, sich auf dem 
Markt der Eitelkeiten einer talk-show zu präsentieren, 
oder sich an Umweltforen, Sozialforen, Agenda21- 
Gruppen zu beteiligen. Wer offene Augen hat, der er- 
kennt, dass es einen breiter werdenden Diskurs alter- 
nativer Experten gibt. Der Zusammenstoß der beiden 
Welten findet als Konfrontation an den Orten statt, an 
denen sich die wahrhaft Mächtigen treffen: G7, IWF, 
Think-Tank-Treffen oder WTO-Tagungen. Die Frage ist, 
gibt es Chancen aus den Konfrontationen Formen pro- 
duktiven Zusammentreffens zu machen. Wieso nicht 
den Bürgerdialog, den das Berliner Programm als die 
Form des Zusammenführens für ein konkretes Reform- 
bündnisses benennt, aufgreifen? Oder dem Volk mit 
Volksbegehren und Volksentscheid auf allen politi- 
schen Ebenen die Chancezu geben, sich politisch ein- 
zumischen. 
Kurzum: Warum machen wir es uns eigentlich so 
schwer, mehr Demokratie zu wagen? SPW 6 12003 
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Die SPD-Linke auf  d e m  Bundesparteitag 

Von Andrea Nahles 

Der Parteitag der SPD ist für die Lin- 
ke erfolgreich verlaufen. Ob diese Feststel- 
lung auch für die nächsten Monaten gel- 
tend gemacht werden kann, bleibt abzu- 
warten.Vergleicht man den Wahlparteitag 
in Bochum mit dem Sonderparteitag zeigt 
sich, dass die Partei einerseits offensiver das 
soziale Profil der SPD einfordert und einige 
Pflöcke eingeschlagen hat, um dies zu un- 
termauern. Anderseits gab es Lähmungser- 
scheinungen in der politischen Auseinan- 
dersetzung, die es schwerer machen könn- 
ten,die Umsetzung der Parteitagsbeschlüs- 
se einzufordern. 
Die schlechten Umfrageergebnisse im Na- 
cken,den Vermittlungsausschuss vor Augen 
hat die SPD die Regierung Schröder und ihre 
Agenda 201 0 noch einmal mitgetragen. Die 
Unzufriedenheit mit Kurs,Vermittlung und 
Perspektive der Partei konnte der Parteitag 
allerdings nur bedingt in eine neue Auf- 
bruchstimmung ummünzen. Immerhin: Der 
Leitantrag des Parteivorstandes konnte 
nach monatelanger interner Beratung und 
teilweise strittigen Abstimmungen deutlich 
in Richtung sozialer Akzente und mehr Bil- 
dungsinvestitionen verändert werden. 
Debatten zwischen Resignation und Protest 
Gerhard Schröder richtete seine Eröffnungs- 
rede auf eine Wohlfühl-Stimmung aus. Er 
beschwor die Gemeinschaft der Sozialde- 
mokraten. Damit knüpfte er emotional an 
der tiefen Verunsicherung der Basis an und 
erreichte zunächst eine Befriedung. Er ging 
sogar soweit, sich zumindest rhetorisch auf 
den,,demokratischen Sozialismus" zu bezie- 
hen.Rhetorik und Praxis blieben aber unver- 
bunden. Inhaltlich kam er der Kritik in der 
Partei nur insoweit entgegen,als dass er sich 
eindeutig hinter die Forderungen nach ei- 
ner höheren Erbschaftsbesteuerung stellte. 
Die Themen Bürgerversicherung oder Aus- 
bildungsumlage oder Tarifautonomie ka- 
men nicht vor. 
Erst in einem späteren Diskussionsbeitrag 
trotzte der Parteitag mit einer Resolution - 
ein einmaligen Vorgang - Gerhard Schröder 
das vielzitierte deutliche Bekenntnis zur Ta- 
rifautonomie. ab. 

Nach Schröders Rede war zunächst,,die Luft 
raus" aus der Generaldebatte. Die Debatte 
dauerte zwar drei Stunden - fand aber vor 
halbleerem Saal statt. Dass dieser scheinba- 
re Frieden nicht mehr als ein Burgfrieden 
war,zeigte sich bei den Vorstandswahlen. Es 
traf Wolfgang Clement und Olaf Scholz. 
Dennoch muss man festhalten,es war schon 
eine arg resignative Stimmung, keinesfalls 
eine ,,Putschstimmung", die diesen Ergeb- 
nissen zugrunde lag. Man fügte sich inhalt- 
lich in das, was man ohnehin nicht mehr 
ändern konnte.Man quittierte dasverhalten 
und die Positionierungen einzelner Füh- 
rungsleute dann aber doch politisch - via 
Stimmzettel. 
Und man nahm sich für den Perspektivantrag 
-wie sich zeigen sollte - noch einiges vor. 

Unveränderte Mehrheitsverhältnisse im 
Parteivorstand 
Die Mehrheitsverhältnisse der zwischen den 
unterschiedlichen Gruppierungen auf dem 
Parteitag haben sich durch die Wahlen nicht 
verschoben.Das in einigen Medien behaup- 
tete,,Abstrafenn der Linken ist blödsinnig. 
Von den 37 Kandidaten gingen 31 in den 
zweiten Wahlgang. Mit Niels Annen, Gernot 
Grumbach und Angelika Schwall-Düren zo- 
gen neue,,linke" Kandidaten in den Partie- 
vorstand ein. Herzlichen Willkommen im 
Club! Allerdings wurde Sigrid Skarpelis- 
Sperk nicht mehr in den Parteivorstand ge- 
wählt. Das war für sie und für uns alle bitter. 
Sigrid hatte als Frontfrau der sog.,,Abweich- 
lern und als beharrliche Makroökonomin in 
,,unfreundlicher Umgebung" zu den wichti- 
gen und zuverlässigen Verfechtern unserer 
Politik im Parteivorstand gehört. Dafür 
möchte ich Ihr sehr herzlich Danke sagen. 
Danke für den unermüdlichen Einsatz und 
den glasklaren analytischen Blick sage ich 
auch Ulrich Maurer, der nicht mehr kandi- 
dierte. Benjamin Mikfeld trat ebenfalls aus 
beruflichen Gründen nicht mehr an.Wir hof- 
fen, dass er uns aber als Kopf und Mitstrei- 
ter erhalten bleibt. 
Gerhard Schröder wurde mit gut 80 Prozent 
der Stimmen bestätigt, das sind acht Punk- 

Andrea Nahles, Vorsitzende Forum DL2 1 e. V., Mitglied im SPD-Parteivorstand, lebt in Berlin und 
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te weniger als vor zwei Jahren. Unter den 
Stellvertretern schieden Rudolf Scharping 
und Renate Schmidt aus. Dafür wurden neu 
Kurt Beck und Ute Vogt gewählt. Bei den 
Wahlen erhielten WolfgangThierse und Hei- 
di Wieczorek-Zeul die besten Ergebnisse, 
auch Kurt Beck kam über 80 Prozent. Ute 
Vogt erhielt gut 70 Prozent der Stimmen.Die 
20 Prozent,,NeinU fielen auf. Wolfgang Cle- 
ment erhielt nur 57 Prozent Ja-Stimmen bei 
34 Prozent,,Nein".Olaf Scholz wäre als Gene- 
ralsekretär beinahe durchgefallen,er bekam 
nur 52,6 Prozent Ja-Stimmen, bei 40 Prozent 
,,Neinu. 
Insgesamt hatten wir auf diesem Parteitag 
(Forum DL 2l)eine starke Minderheitenpo- 
sition. Die Landesverbände NRW und Nie- 
dersachsen trugen unsere Positionen - bei 
derTarifautonomie,der Bürgerversicherung 
und der Rentenpolitik- weitgehend mit.ln 
Fragen der Innovations- und Bildungspolitik 
konnten wir uns - was den Punkt höherer 
Bildungsinvestitionen angeht - sogar mit 
den,,NetzwerkernU verständigen. 

,,Unser Weg in die Zukunft" 
Der Leitantrag,,Unser Weg in die Zukunft" 
wurde bei einer einzigen Gegenstimme an- 
genommen. Das ist auch nicht verwunder- 
lich,weil er am Ende eine sozialdemokrati- 
sche Farbe angenommen hatte. Die Agen- 
da 2010 Rhetorik wurde eingetauscht ge- 
gen eine ganze Reihe von bislang sehr um- 
strittenen Positionen. Beschlossen wurden 
z.B.: 

Erhöhung der Erbschaftssteuer 
Einführung einer Ausbildungsabgabe 
(entsprechend dem Konzept der SPD- 
Fraktion) 
Kritik an vergangener EZB-Politik 
Erhöhung einiger bildungspolitischer 
Kennziffern (Studierendenquote, Anteil 
am BIP) 
Steigerung der Frauenerwerbsquote 
(u.a. über bessere Kinderbetreuung) 
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Keine weitere Senkung des Spitzensteu- 
ersatzes über die beschlossene Reform 
hinaus 
Einbeziehung aller Einkommensarten 
für die Beiträge zur Krankenversiche- 
rung (Bürgerversicherung). Kampfab- 
stimmung gegen Parteiführung. 
Kein Einfrieren der Arbeitgeberbeiträge 
zur Krankenversicherung 
Ausweitung der Rentenversicherung zur 
Erwerbstätigenversicherung für alle zu- 
künftigen Erwerbstätigen (Kampfab- 
stimmung gegen Parteiführung) 

Weiterhin wurden u.a. beschlossen: 
Antrag Innovative Arbeitszeitpolitik (u.a. 
Stärkung familien- und altersgerechter 
Arbeitszeiten, Bekenntnis zurTarifautono- 
mie gerade in der Arbeitszeitgestaltung) 
Internationale Politik (u.a. Gerechterer 
Welthandel, Ablehnung von Präventiv- 
kriegen) 

Initiativantrag zur Tarifautonomie (Zitat: 
.Die SPD wendet sich gegen alle Versu- 
che, das deutsche Tarifvertragssystem 
auszuhöhlen und das Fundament derTa- 
rifautonomie zu zerstören. Die Sozialde- 
mokratie ist der politische Garant für den 
Erhalt der Tarifautonomie als bewähr- 
tem Grundpfeiler der sozialen Markt- 
wirtschaft.") 
Grundsatzprogramm: Im Frühjahr 2004 
soll ein erster Entwurf vorliegen,der Pro- 
grammparteitag soll 2005 stattfinden 
(d.h. etwas längerer Prozess als ur- 
sprünglich vorgesehen) 

Parteitagsbeschlüsse sind noch keine Politik 
Ein wichtiges Ergebnis dieses Parteitages: 
Die Partei hat den Rücken durchgestreckt. 
Sie hat klar angesagt, wohin die Reise ihrer 
Meinung nach gehen muss. Die verschiede- 
nen Konflikte der letzten Monate konnte der 
Parteitag jedoch nicht lösen. Ist die Partei- 

Wann wir sch re i t en  Se i t ' an  
Seit'? 
Anmerkungen und Anforderungen an die SPD 
nach Bochum 

Von Niels Annen und Rüdiger Scholz 

Das ausgehende Jahr 2003 gehört 
keineswegszu den glanzvollen Zeiten in der 
140jährigen Geschichte der Sozialdemokra- 
tie. Vielmehr wurde die SPD im Laufe der 
zurückliegenden zwölf Monate in einen 
Abwärtssog gezogen, der bisweilen grenz- 
wertig nah an die existenzielle Schmerz- 
grenze der Mitglieder- und Volkspartei ging. 
Was ist geschehen? 
Nach dem knappen Wahlsieg am 22. Sep- 
tember letzten Jahres und dem rasch ausge- 
handelten Koalitionsvertrag - als der ei- 
gentlich gültigen Arbeitsgrundlage der 
Bundesregierung für die vierjährige Legisla- 
turperiode - häuften sich Hiobsbotschaften 
und Kurskorrekturen. Überrollt wurden Re- 
gierung, Partei und Öffentlichkeit von der 
konjunkturellen Depression, die letztlich 
2003 zu einem Null-Wachstum führte. Eine 
hierauf nur bedingt vorbereitete Regierung 
musste ihre Prognosedaten immer wieder 
nach unten korrigieren und von zentralen 

,,MarkenzeichenJ' ihrer bisherigen Politik 
abweichen -wie der sich immer mehr zum 
drohenden ökonomischen Super-GAU ent- 
wickelnden Konsolidierungspolitik.Gepaart 
mit der notwendigen Diskussion um den 
Umbau des Sozialstaats machte sich das 
Szenario breit, Deutschland stehe kurz vor 
dem Untergang. Die sog. Sozialstaatsrefor- 
men (zunächst die Hartz-Gesetze zum Ar- 
beitsmarkt, später Gesundheit und Rente) 
sind dabei von weiten Teilen der Bevölke- 
rung als Bedrohung empfunden worden. 
Denn statt den qualitativen Umbau mit neu- 
en und flexibleren Formen sozialstaatlicher 
Sicherheit in den Fokus der Debatte zu rü- 
cken, standen allein die aktuellen Finanzie- 
rungsprobleme im öffentlichen Raum -ab- 
geleitet nicht zuletzt aus den sich selbst 
auferlegten Restriktionen. 
Vor diesem Hintergrund startete die SPD im 
Januar 2003 mit den Landtagswahlen in 
Niedersachsen und Hessen in eine Serie von 

Von Niels Annen, Juso-Bundesvorsitzender, lebt in Hamburg, und Rüdiger Scholz, Juso-Bundes- 
geschäftsführer, lebt in Berlin 

führung willens und in der Lage die Be- 
schlüsse, z.B. zur Bürgerversicherung und 
Ausbildungsumlage auch umzusetzen. Es 
gibt hier viele Akteure, die das blockieren. 
Für die Orientierung, für die Verlässlichkeit 
und Glaubwürdigkeit nicht nur in die eig- 
nen Reihen ist es von größter Bedeutung, 
dass hier auch umgesetzt wird, was be- 
schlossen wurde. Gerade weil viele Agenda 
2010 Entscheidungen im Bundesrat wahr- 
scheinlich noch mal verschlimmbessert 
werden, braucht es für die nächsten Jahre 
eine Wiedererkennbarkeit sozialdemokrati- 
scher Politik im Wandel. 
Die Partei trägt Reformen mit,aber sie will als 
sozialdemokratische Reformen identifizieren 
und multiplizieren können. Das lässt sich 
nicht länger rhetorisch Iösen,wie es noch auf 
dem Sonderparteitag gelaufen ist, das Iässt 
sich nur durch konkrete Politik im Sinne des 
Leitantrages bewerkstelligen. ForumDL21 

Rüdiger Scholz 

Wahlniederlagen, deren Ende zurzeit noch 
nicht absehbar ist. Bereits im Frühjahr zeig- 
te sich, dass ein Befreiungsschlag notwen- 
dig war - und der Parteivorsitzende und 
Bundeskanzler zeigte, was er darunter ver- 
steht:Die in der Regierungserklärung am 14. 
März ausgerufene Agenda 2010. Sie aber 
wies eine krasse soziale Schieflage auf, ver- 
unsicherte Parteibasis und klassische An- 
hängerschaft gleichermaßen, was zu den 
bekannten Widerständen in Partei und Ge- 
sellschaft und damit zu einem weiteren 
Abwärtstrend der SPD führte. Zwar konnte 
die Agenda 2010 im Laufe des Prozesses an 
einigen wichtigen Fragen abgemildert wer- 
den.Klar aber bleibt ihre Grundlogik,die auf 
einer stärkeren Belastung unterer und mitt- 
lerer Einkünfte und einer Entlastung großer 
Einkommen beruht. Jusos und Parteilinke 



haben dies stets kritisiert, mussten aber 
auch zur Kenntnis nehmen,dass der Sonder- 
parteitag im Juni in dieser Frage eine klare 
Entscheidung getroffen hat. 
Weil aber die Partei vor allem damit beschäf- 
tigt war, nachträglich die Regierungspolitik 
zu akzeptieren und zu legitimieren - mit der 
Faust in der Tasche, wie viele gern betonen 
- blieb wenig Zeit und Raum für die Ent- 
wicklung eigener, erkennbar sozialdemo- 
kratischer Konzepte und Politikentwürfe. 
Viel zu sehr überlagerten die öffentlich ge- 
predigten Maßhalte- und Verzichtsappelle 
nach dem Motto ,,Deutschland muss sich 
wieder rechnen" die veröffentlichte Mei- 
nung - dabei irgendwie ignorierend, dass 
wir gerade mal wieder,,Exportweltmeister" 
geworden sind. Das fehlende sozialdemo- 
kratische Projekt und das Hinterherlaufen 
hinter der Regierungspolitik schwächte die 
SPD: In den öffentlichen Umfragen, in der 
Akzeptanz der Parteiführung bei der eige- 
nen Mitgliedschaft und im Machtdreieck 
zwischen Regierung, Fraktion und Partei.Die 
größte Regierungspartei geriet immer mehr 
unter Druck. Die herben Niederlagen bei 
den Landtagswahlen in Bayern und den 
Kommunalwahlen in Brandenburg bildeten 
dabei die letzten Einschläge ins sozialdemo- 
kratische Kontor. 
Einzig der vom Juni-Parteitag ausgegange- 
ne Prozess eines ,,Perspektivantrages" bot 
konstruktiven Raum für eine Diskussion 
über die mittelfristige Ausrichtung sozialde- 
mokratischer Politik. Dieser von Generalse- 
kretär Olaf Scholz organisierte und verschie- 
denenTrägerlnnen inhaltlich angereicherte 
Versuch einer mittelfristigen Konzeptent- 
wicklung bildete den Rettungsring für die 
mehr und mehr ins Schwimmen geratene 
Partei: Jenseits des tagespolitischen Agie- 
rens wurde hier eine Zusammenführung der 
inhaltlich-programmatischen Ansätze im 
Zentrum der Partei gewährleistet. Hieran 
wird sich die Partei in den nächsten Mona- 
ten wieder aufrichten und ein Mehr an Poli- 
tik- und Kampagnenfähigkeit über den Tag 
hinaus entwickeln müssen. 

Das Wunder von Bochum blieb aus 
Wer glaubte, mit dem Parteitag könne die 
Sozialdemokratie handstreichartig von ih- 
ren aktuellen Sorgen befreit werden, sah 
sich getäuscht. Das mögliche inhaltliche Si- 
gnal wurde überlagert von fiesen Spielchen, 
kalten Putschversuchen und Wahlzettelaf- 
färchen. Dennoch dürfen die positiven in- 
haltlichen Anhaltspunkte, die die Delegier- 
ten in einigen Fällen auch gegen die Voten 
von Antragskommission und Parteiführung 
durchsetzten, nicht verdrängt werden. 
Schließlich ist es gelungen, mit dem Pers- 
pektivantrag ,,Unser Weg in die Zukunft" 
vernünftige Eckpunkte für eine innovative 
Reformpolitik durchzusetzen. Dazu gehören 
der künftige Umbau der Rentenversiche- 
rung in eine Erwerbstätigenversicherung, 
die höhere Besteuerung großer Erbschaften 
und die Bürgerversicherung als fortschritt- 
licher Ansatz zum Umbau des Sozialstaats. 
Für Jusos von besonderer Bedeutung i s t  
weiterhin die beschlossene Umlagefinan- 
zierung zur Schaffung betrieblicher Ausbil- 
dungsplätze und die Bestätigung der Ableh- 
nung von Studiengebühren durch die SPD. 
Ziemlich abgetaucht waren hier übrigens 
diejenigen,die dies wenigeTage zuvor noch 
als ihren ,,innovativen Ansatz" zur Pro- 
grammdebatte lauthals gefordert hatten ... 
Nach den Erfahrungen der vergangenen 
Jahre wäre es aber naiv zu glauben, mit ei- 
nem Parteitagsbeschluss sei die,,Schlacht" 
gewonnen.Vielmehr muss in den nächsten 
Wochen und Monaten weiter intensiv um 
Positionen - aber auch um die Kampagnen- 
fähigkeit der Partei insgesamt - gerungen 
werden. 

Wie weiter? 
Im Jahre Fünf der sozialdemokratisch geführ- 
ten Bundesregierung befindet sich die SPD 
also weiterhin in einer schwelenden Krise: Es 
muss daher gelingen, die zentralen sozialde- 
mokratischen Projekte der zweiten Legislatur 
zu identifizieren und entsprechende Botschaf- 
ten nach innen wie nach außen zu kommuni- 
zieren. Hierfür sind mit dem Perspektivantrag 

Niels Annen 

Fundamente gelegt. Zentral geht es nun dar- 
um,aus den,,politischen Absichtserklärungen" 
des Bochumer Beschlusses eine eindeutig 
identifizierbare politische,,Handschrift" zu for- 
mulieren und Trägerlnnen zu formieren. Dazu 
muss eine Form der innerparteilichen Ausei- 
nandersetzung gefunden werden,die hinrei- 
chend offen für verschiedene Diskussionsan- 
sätze ist und gleichzeitig eine klare Abgren- 
zungskompetenzzur politischen Konkurrenz, 
d.h. zu neo-liberal angelehnten Problemlö- 
sungsmustern aufweist. Daher erscheint es 
geboten, Wegmarken dort aufzustellen, wo 
sich die politischen Angebote der SPD mit 
denen der Konservativen/"Liberalen" brechen, 
also - um im Bild zu bleiben -an den Wegga- 
belungen der politischen Diskurse. Die disku- 
tierten Politikangebote und Botschaften müs- 
sen dabei so angelegt sein, dass sie vor dem 
Hintergrund des Super-Wahljahres 2004 (und 
der Jahre 2005 und 2006) für die kommunal- 
und landes- und europapolitische Adaption 
genutzt werden können. 
Wenn es sich bei den Bochumer Beschlüs- 
sen also nicht um reine Placebos für die ge- 
schundene Seele der Partei handeln soll, 
müssen konkrete Projekte zu den Themen- 
Schwerpunkten 

Bildung und Innovation, 
Kinder und Betreuung, 
Zukunft der sozialen Sicherheit, 
Gerechte Steuern und Finanzen sowie 
Reform der Mitgliederpartei 

entwickelt und in den Mittelpunkt der Par- 
teiarbeit gestellt werden. Damit einher geht 
eine notwendige Emanzipation der Partei 
vom Nachvollziehen des Regierungshan- 
delns hin zur Eröffnung politischer Spielräu- 
me für das eigene Agieren in den öffentli- 
chen Auseinandersetzungen und die Aus- 
gestaltung des Regierungshandelns über 
denTag hinaus.lm übrigen ist dies unerläss- 
lich, will man sozialdemokratische Regie- 
rungsfähigkeit nachhaltig gewährleisten. 
Und hierfür muss die Partei kämpfen! 
Notwendig ist eine an den Bochumer Be- 
schlüssen ansetzende Kampagne, die der 
Partei ein eigenes Profil und den eigenen 
Leuten neuen Sinn für's Sozi-Sein liefert.Das 
ist nicht leicht - aber machbar. Hierfür müs- 
sen sowohl von der Berliner Parteizentrale 
wie von den politischen Trägerlnnen in der 
ganzen Republik klare Orientierungslinien 
ausgehen und vor Ort diskutiert und veran- 
kert werden. Und es muss ohne jeden Zwei- 
fel deutlich werden, dass es sich hierbei um 
einen klar sozialdemokratischen Kurs der Er- 
neuerung handelt, der die Grundlagen für 
das Agieren der Bundesregierung legt.lnso- 
fern bedarf es im nächsten Jahr einer kraft- 
vollen Kampagne der SPD,die die Partei hin- 
ter den zentralen Projekten (und Abgren- 

, F .  
zungsmerkmalen gegenüber der unsozia- 
len Union) vereint und den Grundstein für 
ein Wiedererlangen sozialdemokratischer 
Mehrheitsfähigkeit in den Wahljahren 2004, 
2005 und 2006 legt. Forum DLZI 



Bildung, Forschung, 
lnnovation - ,,Guter Geist" 
der Agenda 201 O? 
Von Ernst-Dieter Rossmunn 

Sie soll ja immer noch etwas wert 
sein - die Beschlusslage. Nach dem Partei- 
tag der SPD in Bochum lässt sich jedenfalls 
füralle,die gesellschaftliche,technologische 
und ökonomische lnnovation für Deutsch- 
land als Chance ansehen und diesen Prozess 
vorrangig mit mehr Einsatz für Erziehung, 
Bildung, Wissenschaft und Forschung ver- 
binden, konstatieren: Die Beschlusslage der 
SPD ist besser geworden. Und das im Allge- 
meinen und im Besonderen. Sowohl der 
umfangreiche Leitantrag ,,Unser Weg in die 
Zukunft" wie das zweite wichtige Doku- 
ment dieses Parteitags,,Deutschland 2010 - 
Zukunft für Kinder und mit mehr Kindern" 
sind fast einstimmig angenommen worden. 
Beide Dokumente geben Bildung und Erzie- 
hung, Wissenschaft und Forschung einen 
hervorragenden Stellenwert. 

Die Beschlusslage und das Allgemeine 
Schon in der Präambel des Leitantrages 
steht:,,Unser Verständnis von sozialer Ge- 
rechtigkeit zielt über die Gleichheit der 
Startchancen hinaus auf die Gleichheit der 
grundlegenden Lebenschancen für alle 
Menschen gleich welchen Alters." Und wei- 
ter heißt es:,,Gerade in einem rohstoffarmen 
Land wie Deutschland mit einer langfristig 
abnehmenden und alternden Bevölkerung 
können Wachstum und Wohlstand nur über 
Investitionen in Wissen, Qualifikation und 
Kompetenzen über Ressourcen, effiziente 
Technologien und die Entwicklung neuer 
Produkte und Verfahren erarbeitet werden." 
Aus der kritischen Diskussion imvorfeld des 
Parteitages wurde ergänzt:,,Bildung ist der 
Schlüssel zu gesellschaftlicher lnnovation 
und individueller Emanzipation als Voraus- 
setzung für gleichberechtigte Teilhabe." 
Den Weg in die Zukunft fasste der Parteitag 
schließlich in vier allgemeinen Herausforde- 
rungen zusammen, von denen sich 
immerhin zwei mit Erziehung, Bildung und 
Forschung befassen: 
Zum einen: „Wir schaffen in Deutschland 
eine lnnovationskultur und werden mehr in 
Bildung und Forschung investieren, weil 
Wissen und lnnovation die Basis für Erfolge 

auf den Märkten von morgen, für nachhal- 
tiges Wachstum und dauerhaften Wohl- 
stand sind." 
Zum anderen:,,Wir sorgen für ganztägige 
Betreuungsangebote für Kinder aller Alters- 
stufen,denn Frauen und Männer sollen Kin- 
der haben und gleichzeitig erwerbstätig 
sein können." 
Soweit der Verweis auf das Allgemeine, das 
Credo der SPD im Jahre 2003, in dem sich 
offensichtlich alle Lager und Strömungen 
der SPD wiederfinden können. Auch Ger- 
hard Schröder gab diesem,,guten Geist" der 
Agenda 201 0 in seiner Parteitagsrede brei- 
ten Raum. Innovation, Forschung und Ent- 
wicklung sollen nach dem Willen des Kanz- 
lers und der Parteiführung jedenfalls die De- 
batten und das politische Handeln der 
nächsten Jahre beherrschen. 

Das Konkrete und der Burgfrieden 
Selbst wenn es kein Bildungsparteitag war, 
hat die SPD zu allen Handlungsfeldern in 
Bildungs- und Forschungspolitik konkrete 
Aussagen gemacht. 
Die Erziehungs- und Bildungskette muss 
vom Elternhaus über Kindergarten, Schule, 
berufliche Bildung, Hochschule und Weiter- 
bildung einschließlich ihrer Finanzierung 
unter dem Gesichtspunkt eines besseren 
und nicht an die soziale Herkunft gekoppel- 
ten Bildungserfolges neu justiert werden, so 
der Parteitag. Die Formel, dass der,,Umbau 
eines bewohnten Hauses ... eine klare Linie 
und behutsame Umgestaltung" gleicher- 
maßen erfordert,Iässt allerdings vieles noch 
offen. Insbesondere die konkrete Finanzie- 
rungsdebatte steht hierzu noch aus. 
Das Schulsystem soll modernisiert werden. 
Dazu gehört die gezielte Förderung von Ba- 
siskompetenzen in unseren Schulen und die 
Einführung von schulformunabhängigen 
bundesweiten Bildungsstandards ebenso 
wie die regelmäßige Überprüfung der Leis- 
tungsfähigkeit der Bildungseinrichtungen, 
die bessere Integration von Migrantinnen 
und Migranten wie der Aufbau einer regel- 
mäßigen Bildungsberichterstattung. Dem 
Beobachterfällt auf:DieGanztagsschule soll 

Dr. Ernst-Dieter Rossmann, SPD-MdB, Mitglied im Ausschuss Bildung, Forschung und Technik- 
folgenabschätzung, stellvertretender Sprecher der Arbeitsgruppe Bildung und Forschung der 
SPD-Bundestagsfraktion, wohnt in Elmshorn 
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die Gesamtschule offensichtlich als Marken- 
zeichen sozialdemokratischer Schulpolitik 
ablösen. Der Mut zu einer neuen Struktur- 
diskussion muss in der SPD erst wieder 
wachsen. 
Für die Berufsbildung soll es ein möglichst 
wohnortnahes zukunftsorientiertes und 
ausbaufähiges Auswahlangebot an betrieb- 
lichen Ausbildungsstätten geben,das unab- 
hängig von der demografischen Entwick- 
lung und von kurzfristigen betrieblichen 
Ausbildungsentscheidungen und der Finan- 
zierungsbereitschaft der Betriebe funktio- 
niert, so dass jeder bzw.jede ausbildungs- 
willige Jugendliche bis 2007 Zugang zu ei- 
ner qualifizierten Berufsausbildung haben 
muss. Die von der SPD-Bundestagsfraktion 
beschlossenen Eckwerte für eine Ausbil- 
dungsplatzsicherung und eine Ausbil- 
dungsplatzumlage sind fast einmütig vom 
Bundesparteitag bekräftigt worden. Wolf- 
gang Clement blieb es vorbehalten, in har- 
ter Gegenrede zu bestätigen, dass ein stell- 
vertretender Parteivorsitzender und ein Ka- 
binettsmitglied neuerdings offensichtlich 
auch gegen klare Beschlüsse von Fraktion 
und Partei öffentlich agitieren darf. Das 
Stimmverhalten der Delegierten bei der 
äußerst mageren Wahl von Wolfgang Cle- 
ment zum stellvertretenden Parteivorsit- 
zenden nahm die Reaktion auf diese,,Geis- 
terfahrt" vorweg. Das Projekt der Ausbil- 
dungsplatzsicherung wird durch diesen of- 
fenen Konflikt an höchster Stelle jedenfalls 
nicht leichter. 
Gerade vor dem Hintergrund der demogra- 
fischen Entwicklung und der daraus resul- 
tierenden Schwierigkeiten für dieVolkswirt- 
Schaft wird es als unerlässlich angesehen, 
dass die Studierendenquote in den nächs- 
ten vier Jahren auf 40 Prozent erhöht wird. 
Deshalb bleibt ein gebührenfreies Erststudi- 
um für Sozialdemokratinnen und Sozialde- 
mokraten unverzichtbar. Auch dieser Be- 



schluss wurde fast einstimmig vom Partei- 
tag getroffen. Die ,,Zukunftsdenker" vom 
,,Netzwerk, die jüngst erst mit der Forde- 
rung nach einer nachgelagerten allgemei- 
nen Studiengebühr hervorgetreten sind, 
verzichteten wohlweißlich auf jede Debat- 
te. Bildungsministerin Edelgard Bulmahn 
plädierte demgegenüber sehr überzeugend 
und kämpferisch für den geraden Weg, 
wachsende Studienbereitschaft in Deutsch- 
land nicht mit Studiengebühren zu zerre- 
den. Bei den Wahlen zum Parteivorstand 
erhielt Edelgard Bulmahn nicht ohne Grund 
eines der überhaupt besten Ergebnisse. Flo- 
rian Gerster schließlich, die Leitfigur der 
,,Brave-New-World" aus der zukünftigen 
Bundesagentur für Arbeit, musste als Dele- 
gierter mit einem Beitrag pro Studienge- 
bühren einmal mehrzeigen,dass er in ande- 
re Richtungen denkt. Mit dem Begriff des 
,,Burgfriedensn hat er den Weg für den Öf- 
fentlichen Streit in der Zukunft vorgezeich- 
net. 
Veränderte Formen der Erwerbsarbeit, neue 
Chancen im Alter sowie wachsende Bil- 
dungsbedürfnisse und -ansprüche erfor- 
dern eine langfristig angelegte Strategie für 
eine neue Ausrichtung des Bildungssystems 
in Richtung lebensbegleitenden Lernens. 
Ein Rahmenkonzept Weiterbildung für ge- 
meinsame Maßstäbe der Qualitätssiche- 
rung, die Anerkennung von Leistungen, 
mehr Internationalität und zukunftsfähige 
Trägerstrukturen muss Ausgangspunkt und 
Kernstück einer solchen Strategie für le- 
bensbegleitendes Lernen sein. Längere be- 
rufsbegleitende Bildungszeiten sind not- 
wendig. Die Wirklichkeit der dramatischen 
Einschnitte bei Fort- und Weiterbildung 
durch die Bundesanstalt für Arbeit drang 
allerdings nur in wenigen Delgiertenbeiträ- 
gen bis in die Mitte des Parteitages durch. 
Die betroffenen Arbeitslosen und Arbeit- 
nehmer und die Mitarbeiter bei den Bil- 
dungsträgern werden nicht ohne Bitterkeit 
feststellen müssen,dass dies leider eine be- 
sondere Verdrängungsleistung der Sozial- 
demokratie in Bochum war. 
Mit dem gleichen Ehrgeiz, mit dem der Par- 
teitag beschlossen hat, dass Deutschland 
innerhalb der nächsten zehn Jahre wieder 
unter die ersten Fünf der Bildungsnationen 
aufrücken soll, ist von den Delegierten un- 
terstützt worden, beim Forschungssystem 
für Deutschland zügig einen internationa- 
len Spitzenplatz zu erreichen. Das konkrete 
Ziel:Bis 2010 sollen die Mittel für Forschung 
und Entwicklung auf drei Prozent des 

chen Forschungsmittel um weitere vier Mil- 
liarden Euro niederschlagen. Dabei sollen 
Aufwendungen für Bildung und Forschung 
nach den Vorgaben des Leitantrages in der 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
(VGR) endlich als investiv und nicht mehr als 
konsumtiv gewertet werden. Die Einsicht 
gab es schon länger, der Parteitag hat sie 
jetzt auch beschlossen. 

Erststudium zeigen gleichzeitig beispielhaft 
auf, welche Widerstände sich hier aufbauen 
werden und wie labil der Parteitagskonsens 
um eine neue Priorität von Bildung, For- 
schung und Innovation wirklich ist. Auch 
deshalb war es gut, dass aus der Parlamen- 
tarischen Linken heraus im Vorfeld des Par- 
teitags zusammen mit prominenten Vertre- 
tern des DGB ein Positionspapier entwickelt 
worden ist, das unter dem Leitmotiv .Die 
Herausforderung annehmen - neuen Fort- 
schritt gestalten" einen eigenen Beitrag für 
die beginnende Diskussion um das neue 
Grundsatzprogramm skizziert. Grundsatz- 
Programme sind allerdings nur so gut, wie 
sie durch die konkrete politische Praxis be- 
stätigt werden. Die Linke muss deshalb zwei 
Stärken entwickeln: Sie muss sich mit gan- 
zer Kraft dafür einsetzen,dass die Grundsät- 
ze am Leitbild von Chancengleichheit,qua- 
litativem Wachstum und Nachhaltigkeit 
ausgerichtet werden und sie muss sehr 
wachsam und engagiert dazu beitragen, 
dass die konkrete Praxis der SPD zu einem 
überzeugenden Beleg für die neue Priorität 
Erziehung, Bildung, Forschung und Innova- 
tion im Regierungshandeln und der Ge- 
samtpolitik der SPD wird. Forum ~ ~ 2 1  

Die Perspektive von Links 
Mit der Ansage, dass aus der Agenda 2010 
jetzt ein Jahrzehnt von Innovation, Erzie- 
hung, Bildung,Wissenschaft und Forschung 
erwachsen soll, hat die Linke eine große 
Chance. Sie kann und muss deutlich ma- 
chen, was sie unter qualitativem Wachstum 
und unter staatlicherVerantwortung in die- 
sem Prozess versteht. Diese Debatte kann 
die Linke und letztlich auch die SPD 
insgesamt endlich auch herausführen aus 
der Einseitigkeit, mit der die bisherige Aus- 
einandersetzung um die Agenda 2010 den 
notwendigen gesellschaftlichen Wandel für 
die Zukunft befrachtet und auch belastet 
hat. Einreden aus dem,,Netzwerk bis hin zu 
Florian Gerster gegen einen Eckpunkt der 
SPD-Zukunftspolitik wie das gebührenfreie 

EUROSPOT 
Perspektiven für ein soziales Europa 
Auszüge aus dem Positionspapier der SPE-Fraktion,angenommen in Bologna am 17. September 2003 
Ein stärkeres soziales Europas aufbauen, Europa seinen Bürgern näher bringen 
(...) Unsere erste Verpflichtung gilt der Vollbeschäftigung. Um dieses Ziei zu erreichen, müssen wir je- 
doch zunächst unsere Anstrengungen verdoppeln, das Wachstum der Wirtschaft und die Schaffung 
von Arbeitsplätzen zu fördern. Wir müssen auf dem Bedarf an einem effizienten europäischen Wirt- 
schaftsmanagement bestehen.Dies gilt umso mehr nach der Einführung des Euro. In einem integrier- 
ten Markt mit 450 Millionen Menschen nach der Erweiterung muss Europa in der Lage sein, seinen 
,,Wachstumsmotor" zu verbessern und die interne Nachfrage zu stimulieren.Der Wachstums- und Sta- 
bilitätspakt sollte der Bewertungsmaßstab für eine Reihe von Wirtschafts- und Beschäftigungsmaß- 
nahmen sein, die auf wachsende Investitionstätigkeit als Instrument positiver wirtschaftlicher Koordi- 
nation abzielen. 
Das Defizitkriterium sind anhand ihrer Strukturkomponenten zu bewerten. Bei öffentlichen Investiti- 
onen sollte die,,goldene Regel" in Betracht gezogenkerden.~ildung und Ausbildung sollten Kernele- 
mente eines neuen Sozialvertra~s werden. In unserer sich wandelnden Wirtschaftswelt werden Voll- 
beschäftigung, soziale Gerechtigkeit und Gleichheit in wachsendem Maße an unsere Fähigkeit ge- 
knüpft sein, Menschen Gelegenheiten zu kultureller, beruflicher und menschlicher Entwicklung zu ge- 
ben. 
(...)Wir weisen auch auf wesentliche Punkte im Kampf gegen soziale Ausgrenzung und Sozialdumping 
hin: adäquate Mindesteinkommen, Mindestlöhne und Mindestrenten in allen Mitgliedsstaaten. 
(..J In diesem Zusammenhangfordern wir mit Nachdruckauch eine eindeutigeeinheitliche EU-Zuwan- 
derungspolitik und die wirtschaftliche, soziale und politische Integration von Bürgern aus Drittstaa- 
ten.Wir müssen die Diskussion umlenken vom Recht,das sich auf Fragen der offentlichen Ordnung und 
sozialer Beunruhigung konzentriert, hin auf Aspekte, welche die Zuwanderung als wichtige Chance zur 
Weiterentwicklung kunftiger europäischer Gesellschaften begreifen. 
(...) Vor allem aber brauchen wir einen echten horizontalen Ansatz: Die soziale Dimension muss in al- 
len anderen Politikbereichen der EU wie offentliches Auftragswesen, Gesetzgebungsmaßnahmen fur 
den Binnenmarkt, Dienste von allgemeinem Interesse,Wettbewerbs- und Fusionskontrollpolitik beruck- 
sichtigt werden. 
Wir betrachten insbesondere den fairen Zugang zu hochwertigen Diensten von allgemeinem Interes- 
se als eines der bürgerlichen Grundrechte. Daher wiederholen wir unsere Forderung nach einer Rah- 
menrichtlinie uber Dienste von allgemeinem Interesse,die den sozialen Kernprinzipien gesetzlich bin- 
denden Ausdruck verleiht. 
Die Eingliederung der Sozialcharta in den Vertrag, die Anerkennung von sozialen Werten und Zielen 
sowie die Rolle der Sozialpartner und des sozialen Dialogs,als auch neue Kompetenzen im Bereich der 
Daseinsvorsorge sind alles sehr wichtige Erfolge des EU-Konvents, und wir werden klar gegen irgend- 
welche Bemuhungen sein, diese im Verlauf der anstehenden Regierungskonferenz abzuschwächen. In 
jedem Fall fordern wir jedoch weiterhin Verbesserungen im Bereich der Politikinstrumente, um all das 
oben Genannte praktisch umsetzen zu kennen.( ... ) 

Bruttoinlandsproduktes gesteigert werden. 
Mit der einstimmigen Unterstützung für ei- 
nen Initiativantrag, der aus der Parlamenta- 
rischen Linken und dem Netzwerk vorberei- 
tet worden war, bekräftigte der Parteitag 
diese Absicht. Wenn diese überwältigende 
Zustimmung ernst gemeint war, muss sich 
dies jetzt in einem konkreten Finanzplan für 
den mittelfristigen Aufwuchs der öffentli- 
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Die Herausforderungen 
annehmen - neuen 
Fortschritt gestalten 
Gemeinsames Papier von SPD-MdBs 
mit d e m  DGB 

Von Michael Müller 

Auf Anregung haben Mitarbei- 
ter des DGB-Bundesvorstands und Ver- 
treter der PL der SPD-Bundestagsfrakti- 
on einen Arbeitskreis,,Neuer Fortschritt" 
gebildet. Ihm gehörten unter der Lei- 
tung von Heinz Putzhammer und Micha- 
el Müller an: Andreas Botsch (DGB), Ger- 
not Erler MdB, Jochem Langkau (Fried- 
rich Ebert Stiftung), Andrea Nahles 
(Sprecherin DL 21), Konrad Klingenburg 
(DGB), Ralph Piotrowski (Friedrich Ebert 
Stiftung), Karin Roth MdB, Ortwin Runde 
MdB, Hans-Joachim Schabedoth (DGB), 
Prof.Hermann Schwengel (Uni Freiburg), 
Nikolaus Simon (Hans-Böckler Stiftung), 
Ludwig Stiegler MdB und Norbert Wiec- 
zorek. 
Dieser Arbeitskreis wil l  Gemeinsamkei- 
ten zwischen SPD und Gewerkschaften 
herausstellen, da beide Seiten über- 
zeugt sind, dass Gewerkschaften und 
Sozialdemokratie gemeinsam Orientie- 
rung für mehr Wachstum und Innovati- 
onen sowie für die Erneuerung der sozi- 
alen Sicherungssysteme geben müssen. 
Sie sind ebenfalls davon überzeugt,dass 
unser Land hierbei eine Vorreiterrolle in  
Europa einnehmen muss. Deshalb geht 
es heute um das Konzept eines neuen 
Fortschritts, dass gegen die Zwänge der 
angelsächsischen Wirtschaftsverfas- 
sung, die für Europa untauglich ist, ge- 
stellt werden muss. Das Arbeitspapier 
trägt den Namen: Die Herausforderun- 
gen annehmen - neuen Fortschritt ge- 
stalten. 
Weil es Unterschiede i n  der Bewertung 
der Lage gab, ist ein solcher Arbeitskreis 
gerade in  einer Zeit wichtig, in der Teile 
der Union und vor allem die FDP zum 
Generalangriff auf grundlegende Rech- 
te der Gewerkschaften bläst. Eine mo- 
derne Demokratie kann nur eine soziale 
Demokratie sein. Deshalb braucht sie 
auch starke Gewerkschaften, um immer 
wieder Gleichgewichte auszuhandeln, 

die dem gesellschaftlichen Fortschritt 
zu Gute kommen. Hinzu kommt, dass mit  
der Globalisierung die soziale Frage in  
aller Schärfe zurückkehrt.Von daher ste- 
hen wir heute auch am Beginn einer 
neuen ,,Systemauseinandersetzung" 
zwischen neoliberaler Ideologie in  ihren 
unterschiedlichen Formen und einem 
nachhaltigen Modell der sozialen Demo- 
kratie. 
In vier Hauptkapiteln beschäftigt sich das 
Papier mit: - Eine neue Qualität des 
Wachstums; - lnnovationen und Bildung; 
- Die Modernisierung der sozialen Siche- 
rungssysteme sowie - ein soziales Europa. 
U. a. sprechen sich die Vertreter von SPD 
und Gewerkschaften für einen europäi- 
schen Wachstums- und Beschäftigungs- 
pakt nach dem Vorschlag von Jacques 
Delors und eine europäisch abgestimmt 
Wirtschafts- und Finanzpolitik aus,die auf 
zentrale lnnovationsfelder und produkti- 
onsorientierte Dienstleistungen konzent- 
riert wird. Eine zentrale Rolle nimmt 
hierbei das Konzept der öffentlichen Gü- 
ter ein. Im Zentrum steht eine Effizienzre- 
volution bei der Nutzung von Material, 
Energie und Werkstoffen, durch die allein 
mindestens 500.000 neue und zukunftssi- 
chere Arbeitsplätze geschaffen werden 
können. 
Der AK fordert eine neue Bildungsrevo- 
lution, angefangen von besseren Be- 
treuungs- und Vorschulangeboten bis 
hin zu einem lebensbegleitenden Ler- 
nen. Die Bildung muss an der Spitze der 
Reformen stehen. lnnovationen sind 
auch eine soziale und gesamtgesell- 
schaftliche Aufgabe,deshalb ist der Kurs 
von CDUICSU und FDP,die Gewerkschaf- 
ten zu demontieren, auch ökonomisch 
unsinnig. 
Bei den Sozialsystemen spricht sich der 
Arbeitskreis für eine Umfinanzierung auf 
einer stärkeren Steuerbasis aus. Dabei 
müssen auch Kapitalerträge herangezo- 
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gen werden. Auch wird die Idee von 
,,GrundfreibeträgenU in  den Zweigsyste- 
men der sozialen Sicherung verfolgt. 
Ebenso spricht sich der AK für eine Bür- 
gerversicherung aus,. 
Bei der Erneuerung der staatlichen und 
öffentlichen Institutionen muss jetzt der 
Weg in Europa,,Mehr Demokratie wagen" 
heißen. Dabei geht es dann auch um eine 
Sozialdemokratische Partei Europas und 
eine Europäische Gewerkschaften. 
Innerhalb kurzer Zeit nach der Fertig- 
stellung hat das Papier zahlreiche Un- 
terstützung gefunden. Unter anderem 
gehören dazu: Walter Riester MdB, Bun- 
desminister a.D. und früher Stellv. IG- 
Metall Vorsitzender; lngrid Arndt-Brauer 
MdB; Hans-Werner Bertl MdB; Lothar 
Binding MdB; Gerd Bollmann MdB; Klaus 
Brandner MdB, 1. Bevollmächtigter der 
IG Metall Gütersloh; Willi Brase MdB, 
DGB-Vorsitzender Siegen, Wittgenstein, 
Olpe; Hans Büttner MdB, ehem. DGB- 
Kreisvorsitzender in  Ingoldstadt; Ulla 
Burchardt MdB, Parteivorstand der SPD; 
Peter Dreßen MdB, ehem. DGB-Kreisvor- 
sitzender Freiburg und Breisgau; Gabri- 
ele Groneberg MdB; Ute Kumpf MdB, 
ehem. Gewerkschaftssekretärin IG Me- 
tall; Christa Lucyga MdB; Hilde Mattheis 
MdB; Franz-Josef Möllenberg, Vorsitzen- 
der der Gewerkschaft NGG; Rolf Mütze- 
nich MdB; Gerold Reichenbach MdB; 
Rene Röspel MdB; Ernst-Dieter Ross- 
mann MdB; Axel Schäfer MdB; Angelica 
Schwall-Düren MdB; Christoph Strässer 
MdB; Wolfgang Thierse MdB, Bundes- 
tagspräsident, stellv. Vorsitzender der 
SPD; Hans-Jürgen Uhl MdB, Generalsek- 
retär des Welt-Konzernbetriebsrats der 
VW AG; Heidi Wright MdB; Uta Zapf MdB; 
Manfred Zöllmer MdB. 
Das vollständige Papier findet sich u.a. 
unter www.forum-dl2l .de. Forum ~ ~ 2 1  
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Ern bryonenforschung 
von Rene Röspel 

Am 30.01.2002 erlebte der Deut- 
sche Bundestag eine - wie es Kommenta- 
toren bezeichneten -,,Sternstundeu des 
Parlaments. Fast fünf Stunden debattier- 
ten Abgeordnete auf hohem Niveau, o b  
die Forschung mi t  menschlichen Embry- 
onen oder mit Embryonalen Stammzel- 
len,zu deren Herstellung Embryonen zer- 
stört werden müssen, in Deutschland er- 
laubt werden solle. Die teils diametral ge- 
genüber stehenden Positionen fanden 
sich in fast allen Fraktionen wieder. Des- 
halb gab es nicht die übliche Situation, 
dass Fraktionsmeinungen vertreten wur- 
den, sondern eine fünfstündige Debatte, 
an der sich 40 Abgeordnete beteiligten, 
um ihre individuelle Entscheidung zu er- 
läutern. 
Am Ende setzte sich ein Antrag durch,der 
zwar die Zerstörung von Embryonen zu 
Forschungszwecken weiterhin verboten 
sehen wollte, sich aber dafür aussprach, 
unter strengen Bedingungen den Import 
von Stammzellen aus dem Ausland zuzu- 
lassen. 
Dieser Grundsatzbeschluss führte zur Er- 
arbeitung des Stammzellgesetzes, das 
am 26.04.2002 vom Bundestag beschlos- 
sen wurde. Demnach i s t  es in Deutsch- 
land nun möglich, embryonale Stamm- 
zellen zu Forschungszwecken aus dem 
Ausland zu importieren, wenn diese 
bereits vor dem 01 .01.2002 hergestellt 
waren und die Forschung Kriterien wie 
Hochrangigkeit und Alternativlosigkeit 
genügt. Mittlerweile haben hierzulande 
fünf Forschergruppen die Genehmigung 
zum Import solcher Zelllinien erhalten. 
Auf europäischer Ebene allerdings lief 
die Diskussion anders. Das 6. EU-For- 
schungsrahmenprogramm (FRP) sieht 
eine Förderung der Stammzellfor- 
schung vor. Die von EU-Forschungs- 
kommissar Busquin im Juli 2003 vorge- 
legten Leitlinien beinhalteten die Mög- 
lichkeit, Forschungsvorhaben in  Europa 
mi t  EU-Geldern zu finanzieren, für die 

Embryonen benutzt würden. Dies wür- 
de bedeuten, dass alle bisher etwa 
100.000 bereits vorhandenen und auch 
die zukünftig im Rahmen einer künstli- 
chen Befruchtung hergestellten und 
nicht verwendeten Embryonen für die 
verbrauchende Forschungsförderung 
freigegeben wären. 
Von dieser Forschungsförderung wären 
Forscher in  Deutschland ausgeschlos- 
sen, da sie sich aufgrund der nationalen 
Gesetzeslage nicht um eine derartige 
EU-Gelder bemühen könnten. Es ist auch 
forschungspolitisch nicht einzusehen, 
warum die Kommission die verbrau- 
chende Embryonenforschung fördern 
will. Bisher gab es im Rahmen des 6. EU- 
FRP lediglich drei Anträge, die aufgrund 
wissenschaftlicher Unzulänglichkeiten 
nicht einmal genehmigt wurden. Den 
Äußerungen von EU-Kommissar Bus- 
quin, dass europäische Forscher abwan- 
dern würden, i s t  entgegen zu halten, 
dass die Brüsseler Behörde eine Reihe 
von Forschungsvorhaben auf anderen 
Gebieten abgelehnt hat, auch solche mi t  
adulten Stammzellen, weil zu wenig 
Geld vorhanden sei. 
Der Bundestag hat sich wiederholt ein- 
deutig gegen eine Forschung an 
menschlichen Embryonen ausgespro- 
chen. Zuletzt mi t  einem überfraktionel- 
len Antrag vom Oktober 2003, der die Fi- 
nanzierung durch EU-Mittel ausdrücklich 
ablehnt. 
Bis Ende Dezember 2003 ist noch ein Mo- 
ratorium in  Kraft, das auf lnitiative der 
Bundesregierung vor einem Jahr zustan- 
de kam. Das Moratorium für die For- 
schung mit embryonalen Stammzellen in 
der EU i s t  Ausdruck der Unsicherheit 
beim Umgang mit  diesem sensiblen The- 
ma. 
Die EU-Forschungsminister konnten sich 
bisher nicht auf die Förderung von ver- 
brauchender Embryonenforschung eini- 
gen. Mitte November hatte sich eine 
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Mehrheit im EU-Parlament für eine Libe- 
ralisierung der Embryonenforschung 
ausgesprochen. 
Dieses Ergebnis konnte allerdings die 
Entscheidung des EU-Ministerrates am 
26. November in  Brüssel wenig beein- 
flussen. Der Bundesregierung ist es ge- 
lungen, zusammen mi t  Österreich, Por- 
tugal, Italien und Luxemburg den Vor- 
stoß der EU-Kommission, Embryonen- 
forschung zu fördern, zu verhindern. 
Schon Anfang Dezember 2003 soll über 
einen neuen Vorschlag aus Portugal be- 
raten werden, der Förderregelungen 
entsprechend der deutschen Rechtslage 
vorsieht. 
Mi t  seiner kritischen Haltung steht 
Deutschland nicht alleine. Wie sich nun 
gezeigt hat,wollen auch andere Staaten 
Europas keine Entscheidungen fällen, 
die eventuell nicht revidierbare Folgen 
zeitigen könnten.Von daher i s t  die deut- 
sche Position keine schwache oder gar 
eine vereinzelte. Es wäre absurd, würde 
- nach einer Aufhebung des Moratori- 
ums - mit  deutschen Steuergeldern 
hierzulande verbotene Forschung finan- 
ziert. 
Fortschritt und Innovation in der Biome- 
dizin müssen nicht zwangsläufig ver- 
brauchende Embryonenforschung zur 
Grundlage haben. Wer auf verbrauchen- 
de Embryonen-Forschung verzichtet,ver- 
zichtet nicht auf Therapie. Mi t  dem 6.FRP 
könnten erhebliche Mittel in  die ethisch 
unbedenkliche Forschung mit  adulten 
Stammzellen investiert werden. Es ist im 
Interesse aller Mitgliedstaaten, Europa 
zur weltweit führenden Region in diesem 
Bereich zu machen. Es muss das Ziel blei- 
ben, dass ein Projekt, das - wie die For- 
schung an embryonalen Stammzellen - 
nicht von allen Staaten getragen werden 
kann,auch nicht gemeinschaftlich geför- 
dert werden kann. Forum ~ ~ 2 1  
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Hohmann ist  kein Einzelfall 
Geschichtsvergessene Relativierung als neue 
deutsche Normal i tä t? 

Von Dietmar Nietan 

Waren wir nicht alle entsetzt: Ein 
CDU-Bundestagsabgeordneter verbreitet 
ausgerechnet zum Tag der Deutschen Ein- 
heit einen Antisemitismus der übelsten 
Sorte. Ein Aufschrei aller anständigen 
Deutschen. Eine CDU-Vorsitzende,die völ- 
l ig versagt, indem sie glaubt sich mit einer 
laschen Rüge ihrer Verantwortung entzie- 
hen zu können, um dann unter dem Druck 
der veröffentlichten Meinung einzukni- 
cken und das tut, was sie zunächst gar 
nicht tun wollte. 
Nun ist Hohmann nicht mehr in der CDUI 
CSU Fraktion. Die deutsche Öffentlichkeit 
hat gezeigt, dass sie einem öffentlichen 
Repräsentanten seinen Antisemitismus 
nicht so einfach durchgehen lässt. Zeigt 
das nicht,dass es mittlerweile doch genü- 
gend Abwehrkräfte gegen rechte Dema- 
gogen in unserem Land gibt? Ist dass 
nicht auch ein Stückder neuen deutschen 
Normalität? 
Um diese rhetorischen Fragen gleich zu 
beantworten. Ja, die klare und deutliche 
Absage an den Hohmannschen Geist in 
der öffentlichen Debatte war und ist ein 
erfreuliches Stück unserer heutigen poli- 
tischen Kultur. Aber es ist eben nur ein 
Bruchteil dessen was manche so gerne die 
neue deutsche Normalität nennen. Denn 
zu dieser Normalität gehört leider auch, 
dass sich kaum jemand dafür interessiert 
hat,warum Hohmann so lange,,ungescho- 
ren" seine rechten Parolen innerhalb und 
außerhalb - also auch öffentlich - der 
CDU zum Besten geben konnte.Wie konn- 
te ausgerechnet Hohmann in der CDUI 
CSU Fraktion für die Entschädigung der 
Zwangsarbeiter zuständig sein? Ist es ein 
Zufall, dass das Thema von Hohmanns 
Rede,,Gerechtigkeit für Deutschland" so 

I verdammt ähnlich klingt, wie die Argu- 
mentationslinie mit der seine ebenfalls 
der Hessischen CDU angehörende Bun- 
destagskollegin Erika Steinbach ihrvorge- 
hen in der Frage eines,,Zentrums gegen 
Vertreibung" verteidigt? 
Auch das ist deutsche Normalität: Eine Sau 
wird durch den Blätterwald getrieben. 
Wenn sie erlegt ist, wird die nächste ge- 

sucht. In die Tiefe gehen ist unzeitgemäß, 
verkauft sich schlecht. Erinnerung ist nicht 
mehr gefragt auf dem Weg in die neue 
deutsche Normalität. Und diese Attitüde 
ist längst nicht mehr nur ein Phänomen 
auf der rechten Seite des politischen 
Spektrums! Es hat auch etwas mit,,der Ge- 
schichtslosigkeit einer hypermodernen 
Aktualitäts- und lnszenierungspolitik zu 
tun, mit der Totalisierung des Gegenwär- 
tigen, wenn das historischeTabu kein gro- 
ßes Gewicht mehr zu haben scheint," wie 
es Jan Roß in der Wochenzeitschrift,,DIE 
ZEIT" (2312002) sehr zureffend beschrie- 
ben hat. In dieser Zeit haben es die,,Rela- 
tivierer" und ,,Schlussstrichzieher" einfa- 
cher als früher. 
Wen hat es schon interessiert, dass am 6. 
Mai diesen Jahres die CDUICSU Fraktion 
unter der Federführung ihres Fraktionsvi- 
zes Wolfgang Bosbach einen Antrag zur 
Entschädigung deutscher Zwangsarbeiter 
eingebracht hat. In diesem Antrag - zu 
dessen Unterzeichnern auch Martin Hoh- 
mann und Erika Steinbach gehören -wird 
die Bundesregierung aufgefordert endlich 
auch deutsche Zwangsarbeiter zu ent- 
schädigen. Es wird kritisiert,dass die Bun- 
desregierung nicht mi t  den Staaten, die 
Opfer des deutschen Faschismus waren, 
Verhandlungen aufgenommen hat,,,dass 
die noch lebenden Opfer durch diese 
Staaten mit einer humanitären Geste des 
erlittenen Vertreibungsschicksals bedacht 
werden." Ausdrücklich wird in der Begrün- 
dung des Antrages auf die beschlossene 
Entschädigung von NS Sklaven- und 
Zwangsarbeitern hingewiesen. Diese Re- 
lativierung des NS-Unrechts ist unglaub- 
lich. Aber auch das ist die neue deutsche 
Normalität. Unrecht wird verglichen, um 
zu relativieren. Und jetzt sind endlich die 
deutschen Opfer in den Mittelpunkt zu 
stellen. 
Da ist es schon bemerkenswert, wenn die 
CDU-Vorsitzende Merkel in der General- 
debatte zur Einbringung des Bundes- 
haushaltes am 10. September Bundes- 
kanzler Schröder Verantwortungslosig- 
keit vorwirft, weil er sich gegen ein Zen- 
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trum gegen Vertreibung in der Form, wie 
es dievertriebenenverbände wollen,aus- 
gesprochen hat. Noch perfider wird Mer- 
kels Vorstoß, wenn sie dem Bundeskanz- 
ler in diesem Zusammenhang vorwirft: 
,,dass Sie die Besorgnisse, die es in Polen 
und Tschechien gab, genutzt haben, um 
einseitig Stellung zu beziehen und kei- 
nen Beitrag ... zur Versöhnung in dieser 
Frage leisten." 
Diese beiden Beispiele zeigen: es gab und 
gibt in der CDUICSU Bundestagsfraktion 
eine Begleitmusik zur Hohmann-Affäre. 
Hohmann ist also kein Einzelfall.Sein,,Feh- 
lern war, dass er sich bei seinem Versuch 
deutsches Unrecht zu relativieren antise- 
mitischer Äußerungen bedient hat. Frau 
Merkel hätte ihn ja mit einer Rüge laufen 
gelassen ... 
Angesichts zunehmender geschichtsver- 
gessener Relativierungen ist ein öffentli- 
cher Diskurs über eine nationale Erinne- 
rungskultur heute wichtiger den je. Wir 
Sozialdemokratinnen und Sozialdemokra- 
ten sind hier besonders gefordert. Dabei 
dürfen wir uns nicht in inhaltsleeren 
rückwärtsgewandten Erinnerungsritualen 
ergehen. Wir müssen gerade als Linke Ge- 
schichte umfassend begreifen, was z.B. 
bedeutet, dass wir uns dabei intensiv mit 
jedem Unrecht - also auch dem der Ver- 
treibung von Deutschen als Folge des NS- 
Unrechts - befassen müssen, ohne zu re- 
lativieren oder den geschichtlichen Kon- 
text zu vergessen. Und vor allem:Auf allen 
Feldern von Politik und Gesellschaft soll- 
ten wir Initiativen ergreifen, die junge 
Menschen für Geschichte begeistern. Un- 
sere Geschichte i s t  eben nicht ,,normalu. 
Dies nicht als Last, sondern als Chance zu 
empfinden i s t  vielleicht der beste Weg aus 
der Vergangenheit heute für eine bessere 
Zukunft zu lernen. Und außerdem: Wozu 
brauchen wir eine neue deutsche Norma- 
lität? Forum DL21 
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Von Marco Bülow 

Überfällige Energiediskussion 

Jetzt werden die Weichen für die 
zukünftige Energiewirtschaft gestellt. In den 
nächsten zehn Jahren muss ein großer Teil 
des fossilen Kraftwerksparks erneuert wer- 
den und wir müssen zusätzlich die Energie 
der Atomkraftwerke kompensieren. Hinzu 
kommen die wachsenden Folgen des Klima- 
wandels und das näher rückende Ende der 
fossilen Energieressourcen.Wir müssen jetzt 
reagieren, wenn wir mittel- bis langfristig 
auf diese Entwicklungen einwirken wollen. 
Doch es geht nicht nur um politische Ein- 
schätzungen und Visionen, sondern um 
knallharte Standortpolitik. Jedes Megawatt 
ist umkämpft, kein Zoll wird preisgegeben. 
Die Lobbys sind gerüstet und die Politiker 
aller Couleur geimpft. Vor diesem Hinter- 
grund wird auch in der Regierung und in- 
nerhalb der SPD mit harten Bandagen über 
den richtigen Weg debattiert und gestritten. 
Die Erneuerbaren Energien haben durch 
das Erneuerbare-Energien-Gesetz (EEG) 
eine erhebliche Schwungkraft gewonnen. 
Die bisherigen Erfahrungen zeigen, dass In- 
novation und Effizienzsteigerung der Erneu- 
erbaren Energien-Branche in einigen Berei- 
chen so groß sind, dass ihre Marktpreise 
mittelfristig konkurrenzfähig sein werden. 
Diese Konkurrenzfähigkeit wird dadurch 
beschleunigt, dass durch die Erneuerung 
des fossilen Kraftwerkparks und durch die 
Reduzierung von Subventionen die Markt- 
preise der fossilen Energieträger ansteigen 
werden. Wenn die Förderung des EEG fort- 
gesetzt wird, entwickeln sich die Erneuerb- 
aren Energien also auch zu einer ökonomi- 
schen Alternative. Also gab und gibt es ein 
massives Interesse, genau dort den Hebel 
anzusetzen. 
Im Visier war vor allem die Windkraft. Sie 
stellt bisweilen die stärkste Konkurrenz zu 
den fossilen Energien dar,weil sie den größ- 
ten Boom erlebte und ihre Marktfähigkeit 
abzusehen ist. Einige Medien und konserva- 
tive Politiker stürzten sich auf das Thema. 
Falsche Zahlen, unfairevergleiche taten das 
Übrige. Auch in der SPD wurden die Stim- 
men lauter,diesem,,Wildwuchs" ein Ende zu 
setzen. In der Öffentlichkeit wurde dies 
gerne auf den Streit zwischen Clement und 
Trittin verkürzt. Die wirklichen Fronten wa- 

ren unschärfer und rissen Auseinanderset- 
zungen quer durch fast alle Parteien. 

Gefährdung einer jungen Branche 
Insgesamt führte die Kontroverse dazu,dass 
die Novellierung des EEG nicht wie geplant 
innerhalb dieses Jahres beschlossen wurde. 
Leidtragend ist die Erneuerbare Energien- 
Branche,die auf Planungssicherheit und auf 
permanente Aufträge angewiesen ist. Ge- 
nau daran hapert es nun. Es war lange nicht 
klar, wie der politische Streit ausgehen wür- 
de. Im Extremfall wäre das EEG so weit ge- 
stutzt worden, dass ein Großteil der Betrie- 
be jegliche Marktchancen eingebüsst hätte. 
Die Banken verweigerten eh schon die Kre- 
dite und die Kunden hielten sich mit Inves- 
titionen zurück. Darauf folgten erste Entlas- 
sungen und der durch die wirtschaftliche 
Lage abgeschwächte Boom drohte zur Iän- 
geren Flaute zu werden. Für eine junge 
Branche ohne Rücklagen ein Desaster. 
Besonders hart traf es die Solarbranche. Ihre 
Hauptstütze war nicht das EEG,sondern das 
100.000 Dächerprogramm. Dieses lief 
allerdings im Sommer 2003 aus. Deshalb 
sollte eine höhereVergütung der Fotovolta- 
ik in die novellierte Version des EEG über- 
nommen werden. Ein Engpass von nun 
mindestens zehn statt sechs Monaten wür- 
dezumindest einTeil der Solarbranche nicht 
überleben. 

Vorläufige Einigung in letzter Minute 
In der SPD-Bundestagsfraktion wurden die 
verschiedenen Richtungen in einen Kompro- 
miss namens,,Energiepolitische Agenda 201 0" 
eingebunden.Ohne alle Fragen zu beantwor- 
ten oder gar alle Streitigkeiten zu beseitigen, 
ist es der erste gelungene Ansatz zu einem 
vollständigen Energiekonzept. Die Agenda 
wurde von einer deutlichen Mehrheit der 
Fraktion wie auch des Parteitags abgesegnet. 
Kurz nach der Verabschiedung der Agenda 
kam es dann auch endlich zu einer Einigung 
des Umwelt- und des Wirtschaftsministeriums. 
Dies allerdings nur,weil die Mehrheit der SPD- 
Fraktion den Vorschlägen seines Wirtschafts- 
ministers zur EEG-Novellierung nicht folgen 
wollte und weil beide Regierungsfraktionen 
den Druck auf die Ministerien erhöhten. 
Jetzt kommt also der Regierungsentwurf,der 
eine gute Grundlage für die parlamentari- 
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sche Debatte bildet. Der Entwurf versucht 
einen Spagat verschiedener Interessen. Es 
geht um den Ausgleich zwischen Natur- und 
Klimaschutz, aber natürlich hauptsächlich 
um die Frage,obdie Förderung zu hoch oder 
zu gering ist.Einerseits will man die Branchen 
dazu anhalten, ihre Effizienzsteigerung noch 
weiter zu forcieren. Das heißt, dass ihre För- 
derung jedes Jahr teilweise stärker als bisher 
reduziert und die Gesamtförderzeit in eini- 
gen Bereichen weiter abgesenkt wird. 
Andererseits soll die Anschubförderung aus- 
reichen, um denVormarsch der Erneuerbaren 
Energien fortzusetzen.Ergänzend sollen eini- 
gevergütungssätze differenziert werden, um 
eine zielgenauere Förderung zu ermögli- 
chen. Zudem wird die Härtefallregelung für 
energieintensive Unternehmen ausgeweitet. 
Einhellig i s t  die Entscheidung gefallen, vor 
derVerabschiedung der EEG-Novelle ein Fo- 
tovoltaik-Vorschaltgesetz ins Parlament ein- 
zubringen. Dies soll den Fadenriss in der So- 
larbranche verhindern und die Zeit bis zur 
Novellierung überbrücken. Im Gegensatz 
zur ewig gestrigen FDP hat sogar die Union 
das Vorschaltgesetz begrüßt. Über 10.000 
Arbeitsplätze könnten damit gerettet, wi- 
tere Tausende geschaffen werden. Das un- 
geheure Potential der Solarenergie ist bei 
weitem noch nicht ausgeschöpft und es 
wäre fatal, unsere Spitzenposition in dieser 
Zukunftstechnologie leichtfertig aufzuge- 
ben. 
Es gibt also eine vorläufige Entwarnung, ob- 
wohl die Diskussion über den zukünftigen 
Energiemix erst begonnen hat. So wie sich 
irgendwann die Erkenntnis durchsetzte,dass 
sich die Erde um die Sonne dreht, wird sich 
trotz aller Widerstände auch die Erkenntnis 
durchsetzen, dass die Kraft der Sonne unse- 
re größte, unerschöpflichste und umwelt- 
freundlichste Energiequelle ist. Diesmal ha- 
ben wir allerdings nicht die Zeit darauf zu 
warten,dass auch die letzten Dinosaurier ihre 
Gegenwehr aufgeben. Forum ~ ~ 2 1  
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25 Jahre spw zu feiern, lohnt sich. 
Zum einen bieten sie die Gelegenheit,sich des 
zurück gelegten Weges zu vergewissern,zum 
anderen geben sie Anlass, Wegmarken für 
Schritte in die Zukunft zu setzen. 
Für den zurück gelegten Weg sollen die jeweili- 
gen Herausgeber an den markanten Stellen 
des Weges zu Wort kommen. Für die in der SPD 
erfolgreichste Phase der spw,dem Zusammen- 
wirken mit anderen linken Strömungen in der 
sogenannten ,,Programmlinken" zur Gestal- 
tung des Berliner Grundsatzprogramms der 
SPD, lassen wir Peter von Oertzen,der das uns 
zugedachte ,,historisch-theoretische Gruß- 
wort" aus Krankheitsgründen nicht selbst hal- 
ten kann,zu Wort kommen. 

Das spw-Grundverständnis 
„spw will eine Kopplung von sozialistischer 
Theorie und Praxis,will Anregungen für die Pra- 
xis geben und diese theoretisch reflektieren" 
benennen die Herausgeber der ersten Ausga- 
be der spw das Ziel der Zeitschrift für sozialisti- 
sche Politik und Wirtschaft. Dabei soll die Zei- 
tung,,kein Zentralorgan einer Richtung inner- 
halb der Arbeiterbewegung" sein,sondern will 
sie die Auseinandersetzung führen zwischen 
unterschiedlichen Positionen aller relevanten 
Strömungen der Linken als Voraussetzung 
,,theoretischer Verallgemeinerungen politi- 
scher Praxis". 
Dabei nehmen die Herausgeber zwei Setzun- 
gen und zweiverortungen vor: 
Als Zielgruppe benennen sie die aktiven Mit- 
glieder in SPD und Gewerkschaften.Als strate- 
gisches Instrument stellen sie den Reformis- 
mus ins Zentrum der Praxis. Er sei der konstruk- 
tive Beitrag der Sozialisten zur Entwicklung ge- 
sellschaftlicher und politischer Handlungsstra- 
tegien.Siestellen sich in dieTradition Paul Levis 
und begreifen spw als Forum zur Fortsetzung 
der Diskussion der,,HerforderThesen zur Arbeit 
von Marxisten in der SPD. 

Die Gründerzeit: spw als Forum der Marxis- 
ten in der SPD 
In einer Zeit, als die SPD mit dem Ausschluss 
des Juso-Vorsitzenden Klaus-Uwe Benneter si- 
gnalisierte,sich von den,,Marxisten in der SPD 
zu trennen, war der Rückbezug auf Paul Levi 
und seine von ihm 1923 gegründete ,,Zeit- 
schrift für sozialistische Politik und Wirtschaft 
(die 1928 mit der Zeitschrift „Der Klassen- 
kampf" um Kurt Rosenfeld und Max Seydewitz 
fusionierte) eine Kampfansage und eine be- 
wusst dissidente programmatische und auch 
politische Positionierung. Paul Levi steht in der 
Geschichte der Arbeiterbewegung als Expo- 
nent der Linksopposition in der SPD, der die 
Einheit und das Zusammenwirken der linken 
Kräfte in Institutionen mit dem sozialen linken 
Protest in der Gesellschaft verbinden wollte. 
Noch provokanter war die Absicht,das Bekennt- 
nis als Forum der Diskussion der HerforderThe- 
Sen, dem Projekt der,,marxistischen Jusos", an 
die bewusste Arbeit in der SPD zu koppeln. 
Rückblickend kann gesagt werden,dass diese 
bewussten Verortungen oft ein Hindernis dar- 
stellten den Anspruch zu realisieren,die Linke 
zu gemeinsamen Handeln zu führen. 
Trotzdem können die Herausgeber des Bandes 
51 der spw im Januar 1990 mit Fug und Recht 
behaupten, spw habe sich als,,Zeitschrift der 
linken Sozialdemokratie und als Forum ver- 
schiedener sozialistischer Optionen" etabliert, 
obwohl sie 1978 als,,Projekt vor allem marxisti- 
scher Jusos" entstanden sei. 
Heft 51 ist das erste Heft der spw in Form des 
politische MagazinsVerbunden mit der neuen 
Form war der Umzug der spw von Berlin nach 
Köln. 

Die Reformierung der SPD-Linken 
Fortgeführt werden sollte auch in neuer Form 
die bewährteVerbindung vonTheorie und Pra- 
xis.Mit der Präsentation und offenen Diskussi- 
on von konkreten Reformprojekten wie „Zu- 

Horst Peter, Sprecher der spw-Herausgeber, Vorsitzender des Vereins zur Förderung von Demo- 
kratie und Völkerverständigung e.K, lebt in Kassel 

kunft der Arbeit",,,Anders Arbeiten, Anders Le- 
ben", ,,Bündnis von Wissenschaft, Kultur und 
ArbeitU,,,Perspektiven rot-grüner Politik sowie 
besonders der Diskussion und Mitgestaltung 
des Berliner Programms hat sich tatsächlich die 
Bandbreite der spw erweitert. Die Herausgeber 
nehmen sich vor, die erreichte inhaltliche 
Bandbreite besser zu nutzen und das inhaltli- 
che Profil weiterzuentwickeln. Ziel ist es, ein 
zeitgemäßes Profil sozialistischer Politik in Be- 
zug auf die Reformprojekte, die spw in den 
80er Jahren diskutiert hat, neu zu entwickeln. 
Ziel ist die Re-Formierung der Linken als selbst- 
bewusste sozialistische Linke und der SPD. 
Dazu gehört auch der kontinuierliche Aus- 
tausch mit den verantwortlichen Kräften der 
Linken innerhalb und außerhalb der SPD. 
Sicherlich ist das Selbstbewusstsein, das aus 
dem Editorial des Heftes 50 der spw ins Auge 
springt, stark geprägt durch die Erfolgsge- 
schichte der Linken in der Diskussion des Berli- 
ner Programms der SPD. 
Die Konstituierung der,,Programmlinken" als 
Form der Kooperation der Linken in der SPD 
hat in derTat wesentlich zur Prägung des Berli- 
ner Programms beigetragen. 
Als damaliger Koordinator des Frankfurter Krei- 
ses bin ich gewissermaßen Zeitzeuge des Kon- 
sensprozesses im Frankfurter Kreis, die Diskus- 
sion des Programms zur gemeinsamen Sache 
der Linken zu machen.Esging vor allem um ein 
mehrheitsfähiges Bündnis der sozialistisch ori- 
entierten und der eher ökologisch orientierten 
Parteilinken auf der Basis von Vorschlägen für 
einen ,,politisch-ökonomischen Minimalkon- 
sensU.Zu Eckpunkten wurden die Neuorientie- 
rung der Energiewirtschaft, ein Sondervermö- 
gen Arbeit und Umwelt, Arbeitsumverteilung, 
ein gezieltes Programm zur Bekämpfung der 
Ausbildungsnot der Jugend. 

,,Programmlinke" und das Berliner SPD- 
Grundsatzprogramm 
Als Ergebnis kann sich das reformistische Berli- 
ner Programm als Zukunftsperspektive des so- 
zialen und ökologischen Umbaus der Indus- 
triegesellschaft mit den Wegmarken der 
Grundwerte des demokratischen Sozialismus 
und der Nachhaltigkeit als Reformprinzipien 
sehen lassen,auch wenn es kaum einer kennt. 
Peter von Oertzen bringt in einem spw-lnter- 
view (Heft 27) die Logik des Konsens der Pro- 
grammlinken auf den Punk 
spw:,,Erhard Eppler und seine Freunde werfen 
Dir vor,daß Du die Krisenhaftigkeit der kapitalis- 
tischen Wirtschaft zu sehr in das Zentrum der 
Debatte rücken willst.Verbergen sich dahinter 
Auseinandersetzungen zwischen den ökolo- 
gisch und den eher gewerkschaftlich orientier- 
ten Sozialdemokraten!" 
Peter von Oertzen;,Die Differenzzwischen Erhard 
Eppler und mir ist,daß Eppler aufgrund seiner Er- 
fahrungen ausgeht von den Fehlentwicklungen 
im Verteilungssystem,auf dem Gebiet der Ökole 
gie und schließlich in der Außen-, Sicherheits- 
und RüstungspolitikHieraus leitet er System- und 
Strukturveränderungen ab, die nach meiner 



Überzeugung nur in ein antikapitalistisches,sozi- 
alistisches Konzept münden können. 
Ich dagegen gehe von einem marxistisch ge- 
prägten Bild der bürgerlichen Gesellschaft aus 
und neige von vornherein dazu, alle Fehlent- 
wicklungen -ob in der Außenpolitik oder der 
Ökologie oder der Wirtschaft - auf die von mir 
vorausgesetzte Krisenhaftigkeit des Kapitalis- 
mus zurückzuführen und daraus Konsequen- 
zen zu ziehen.Angesichts des Bewußtseins in 
unserer Gesellschaft können wir uns jedoch 
nicht den Frontalangriff auf den Kapitalismus 
leisten. Wir müssen die Überlegenheit unserer 
Analyse Problem für Problem begründen. 
Wenn wir etwa einen Eingriff in die Verfü- 
gungsgewalt des Kapitals über die Produkti- 
onsmittel recheertigen wollen, können wir 
dies nicht abstrakt aus unserer Analyse des ka- 
pitalistischen Verwertungsprozesses ableiten, 
Es sind also eher Differenzen im analytischen 
Ansatz, in den praktischen Konsequenzen be- 
wegen sich die Überlegungen von Eppler und 
Lafontaine sowie von mir aufeinander zu." 
spw:,, ... und die Diskussionen über die Grenzen 
des Wachstums und des Sozialstaats,die Kritik 
des Industriealismus?" 
Peter von Oertzen:,, ... die Frage heißt nicht in- 
dustrielle Produktion ja oder nein, sondern in 
welcher Form, unter welchen Bedingungen 
und mit welchen Zielsetzungen ... 
Noch entscheidender ist,daß sowohl die klassi- 
schen ökonomischen wie die ökologischen 
Forderungen nur durchgesetzt werden kön- 
nen, wenn die Eingriffe in den Automatismus 
des kapitalistischen Wirtschaftsprozesses un- 
ternommen werden ... Das eigentliche Problem 
des Durchsetzens ökonomisch-sozialistischer 
wie ökologisch-sozialistischer Zielvorstellun- 
gen liegt nicht in dertheoretischen Bemühung 
sie miteinander zu vereinbaren,sondern darin, 
daß Eingriffe in die kapitalistische Produktions- 
Struktur erforderlich sind. Beide Tendenzen 
müssen sich darüber klar werden, daß solche 
Eingriffe erstens unvermeidlich sind, daß diese 
Eingriffe in die Produktionsstruktur zweitens 
bei den gegenwärtigen ökonomischen, sozia- 
len und politischen Klassenverhältnissen ohne 
harten Kampf nicht zu haben sind .... Die Front- 

Stellung liegt also nicht zwischen Traditionsso- 
zialdemokraten und grünen Sozialdemokra- 
ten,sondern in beiden Lagern zwischen denen, 
die Reform im Kapitalismus wollen, und denje- 
nigen, die eine Reform des Kapitalismus wol- 
len,also eineVeränderung der kapitalistischen 
Produktions- und Verteilungsstruktur." 

Die,,neuem spw 
Doch nun zur für die Gegenwart und Zukunft 
entscheidenden Wegmarke in der Geschichte 
der spw:dem Schritt,der Kooperation der lin- 
ken Strömungen in der spw und dem neuen 
spw-Zusammenhang eine belastbare Form zu 
geben. Dabei war allen Akteuren klar,dass die 
Zusammenarbeit der Linken nach der Wende 
zu einer Überlebensfrage geworden war. 
Das Editorial der Herausgeber des Heft 75 stellt 
ausführlich ein politisches Projekt dar,das Ergeb 
nis eines solidarischen Prozesses ist,das bis heute 
trägt. Erstaunlich ist für mich,dass soviele ausder 
Vergangenheit der spw,den Schritt mitgemacht 
haben und dabei geblieben sind,sicherlich auch 
im Bewusstsein,dass die Gründung der spw eine 
Entscheidung war, bewusst in der SPD zu arbei- 
ten,obwohl man dort nicht erwünscht war. 
Das Aufeinanderzugehen ist ein Stück der Be- 
arbeitung linker Vergangenheit, wie sie 
anderswo so solidarisch meines Wissens nicht 
geleistet worden ist. 
Hier: Linke mit dem Bekenntnis zu einer ganz 
bestimmten marxistischen Traditionslinie, die 
in der Theorie des staatsmonopolistischen Ka- 
pitalismus ihren Ausdruckfand.Siedrücktesich 
in der Praxis in einem deutlichen Bezug auf die 
antifaschistischeTradition der Linken,scharfer 
Kritik am von den USA geführten Lager des 
westlichen Kapitalismus sowie einer relativver- 
ständnisvollen und kooperationsbereiten Hal- 
tung gegenüber dem sogenannten realen So- 
zialismus aus - ungeachtet der prinzipiellen 
Kritik an dessen undemokratischen Strukturen. 
Dort:nicht wenige der neuen Herausgeber,die 
diesen Positionen skeptisch, kritisch oder sogar 
schroff ablehnend gegenüber standen, zumal 
wenn sie in der DDR die inhumanen Auswirkun- 
gen des,,realen Sozialismus" selbst erlebt haben. 
Gemeinsam wird die neue spwvon der Überzeu- 
gung getragen,dass sich die ökonomischen,sozi- 
alen, politischen und soziokulturellen Rahmen- 
bedingungen sozialistischer Politik von Grund 
auf gewandelt haben, so dass es sinnlos gewor- 
den ist,alte politische und/oder organisatorische 
Frontstellungen aufrecht zu erhaltenStattdessen 
sei eine grundlegende Neuorientierung der sozi- 
alistischen Linken erforderlich geworden. 
Ergebnis einer intensiven Diskussion der neu- 
en Herausgeber und des spw-Zusammen- 
hangs insbesondere während einer Tagung in 
Springe war dieVerständigung über Grundele- 
mente zukunftsbezogener sozialistischer Poli- 
tik: 

Die Zukunftsvorstellung einer Gesellschaft, 
in der die freie Entwicklung eines jeden die Be- 
dingung für die freie Entfaltung aller ist. 

Die Überwindung der Klassengesellschaft 
weltweit als Ziel. 

Die Zurückdrängung der Kapitalmacht zu- 
gunsten der Reproduktion von Mensch und 
Natur. 

Das Eintreten für die Emanzipation der 
Frauen und die Gleichstellung der Geschlech- 
ter. 

Die Überzeugung,dass die großen Mensch- 
heitsfragen wie Erhaltung und Wiederherstel- 
lung der natürlichen Lebensgrundlagen, Frie- 
den und gute Nachbarschaft zwischen den Ein- 
zelnen und den Völkern sich nur dann lösen las- 
sen,wenn die Logikder ungebändigten kapita- 
listischen Markwirtschaftgebrochen wird. 
Diesalles sollen keineVersatzstücke linker Fest- 
veranstaltungen bleiben, sondern Maxime 
sein für praktisches politisches Handeln der 
SPD-Linken alsTeil einer nationalen und inter- 
nationalen Gesamtlinken. 

Das neue Selbstverständnis 
Zum Schluss noch zwei wörtliche Zitate,die das 
Selbstverständnis der Herausgeber ausmachen: 
,,Insoweit sind wir Sozialistinnen und Sozialisten 
im traditionellen Sinne und sofern wir die kriti- 
sche Analyse der gesellschaftlichen Bedingun- 
gen des politischen Handelns aufTheorie, Kate 
gorien und Methode eines kritischen Marxis- 
mus stützen, bleiben wir auch der marxistischen 
Tradition verbunden.Wir wollen aber auch Im- 
pulse aus Strömungen und geistigen Kräften 
aufnehmen, die nicht traditionell der Arbeite- 
rinnen- und Arbeiterbewegung angehören, 
sondern anderen und neueren sozialen Bewe- 
gungen." 
Und zur Praxisorientierung: 
.Von besonderer Bedeutung wäre es,wenn es 
gelänge,statt in die Sparfalle konservativer Fis- 
kal- und Sozialpolitik zu rennen, Konzepte für 
einen Umbau des Wohlfahrts- und Sozialstaa- 
tes zu entwickeln,der Staat und soziale Siche- 
rungssysteme unbürokratischer, elastischer, 
leistungsfähiger und menschlicher aber nicht 
unbedingt teurer,weil efizienter,machen wür- 
de und sich mit den ökologischen Erfordernis- 
sen zu einem ökologisch-sozialen Wohlfahrts- 
staat weiterentwickeln lässt." 
Dieses ehrgeizige Ziel spiegelt sich wider in 
zahlreichen Schwerpunkten der spw-Hefte bis 
in die Gegenwart, insbesondere zur Weiterent- 
wicklung des Sozialstaats,zum Konzept eines 
nachhaltigen Entwicklungsmodells als Gegen- 
bild zur neoliberalen Globalisierung und zur 
Zukunft der Arbeit und lndustriegesellschaft. 
Wir haben in den 1990er Jahren die Diskussion 
mit den fortschrittlichen Kräften bei Bündnis 
90/Die Grünen und PDS im Rahmen des Cros- 
sover-Prozesses zu konkreten radikalreformeri- 
schen Fragen z.B.zur regionalen Struktur- und 
Arbeitsmarktpolitik gesucht. Die enger gewor- 
dene Zusammenarbeit mit der SPD-Linken, 
dem Forum DI21,drückt sich in der konkreten 
publizistischen Kooperation im Heft aus 
Man muss schon einen Tunnelblick haben, 
wenn man behauptet, zur jetzigen Regie- 
rungspolitik gebe es keine Alternative. Dass es 
Alternativen gibt, wollen wir auch in den fol- 
genden Beiträgen zeigen. 
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Herausforderungen für die Ökonomie im 
21. Jahrhundert 
Von Sigrid Skarpelis-Sperk 

Die vergangenen zwei Jahrzehnte 
waren weltweit und in Europa von einer ra- 
dikalen Umwälzung im ökonomischen Den- 
ken geprägt. Ein neuer wirtschafts- und ge- 
sellschaftspolitischer Politikansatz war sein 
Versprechen, wollte die Unternehmen von 
der Staatsintervention befreien und die un- 
sichtbare Hand der globalen Marktkräfte 
wirken lassen. Dafür sollten weltweit Inflati- 
on, Staatsverschuldung und Konjunktur- 
schwankungen zugunsten eines anhalten- 
den Wachstums und von Armutsreduzie- 
rung weichen. 
Mit der Implosion der Sowjetunion und dem 
Fall der Berliner Mauer war diese Agenda welt- 
weit auf der Tagesordnung. Diese neoliberale 
Politikwurde als erste in Lateinamerika mit En- 
thusiasmus angesetzt - und scheiterte dort 
kläglich -so der jüngste UNCTAD-Bericht. 
Ein Blick in das vergangene Jahrhundert,vor 
allem auf die 20er Jahre, hätte gegen die 
Heilsversprechen vorsichtiger stimmen 
müssen, denn auch damals war versprochen 
worden: ausgeglichene Staatshaushalte, un- 
abhängige Zentralbanken, flexible Arbeits- 
märkte und eine schnelle Offnung für inter- 
nationalen Wettbewerb würden die Ökono- 
mie wieder ins Gleichgewicht bringen. 
In Lateinamerika sind die desaströsen Fol- 
gen zu besichtigen - .das verlorene Jahr- 
zehnt" mit breiterVerelendung.Und auch in 
Europa will die Wunderkur so recht weder 
mehr Wachstum noch mehr Beschäftigung, 
noch die Konsolidierung der Staatshaushal- 
te bringen. Aber die Vertreter der neolibera- 
len Theorien wollen von einer Änderung des 
Kurses weder bei Rezession noch Stagnation 
wissen. Im Gegenteil, von den Arbeitgeber- 
verbänden bis hin zur Bundesbank wird 
noch mehr Steuersenkung, Deregulierung, 
Entbürokratisierung, Flexibilisierung der Ar- 
beitsmärkte und Lohnsenkungen gefordert. 
Denn,so der spanische Philosoph Jorge San- 

* tayana: Der Fanatismus ruft im Angesichts 
des Fehlschlags nach einer Verdoppelung 
der Anstrengung. 
Schon in den 2Oer Jahren verlangte John 
Maynard Keynes nach,,neuerWeisheitfür ein 
neues Zeitalter" mit,,einer neuen Politik und 
neuen Instrumenten, um die ökonomischen 
Kräfte zu kontrollieren und zu gestalten, da- 
mit sie nicht inadäquat auf die neuen Her- 
ausforderungen reagierten und um das 
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durchzusetzen,was gut und angemessen ist del in Produktion, Mobilität und bei den pri- 
- im Interesse der sozialen Stabilität und so- vaten Haushalten hin zu einer drastisch hö- 
zialer Gerechtigkeit" heren Energieeffizienz in allen genannten 
Wir befinden uns heute in schwierigen Zei- Bereichen und ein energisches Umsteuern 
ten für die Weltwirtschaft - speziell in in Richtung auf erneuerbare Energien.(Ener- 
Deutschland und Europa. Unsere Wirtschaft gieeinsparpotentiale bei den privaten Haus- 
und Gesellschaft stehen in den kommenden halten im Bereich der Raumwärme bis zu 
zwei Jahrzehnten vor tiefgreifenden Heraus- 70%, in der Industrie ab ca.30 % durch Pro- 
forderungen, die teils dukt- und Verfah- 
weltweit begründet renssubstitution, in 
sind,zum Teil aber eher Die bisherige Personal- der Elektrizität bis 
europäische bzw. natio- zu 20 % und beim 
naler Ursachen haben. planung der Betriebe ist verkehr %) 
Sie sind von daher nati- jugendzentriert und löst Das alles i s t  nur mit 
onal bzw. europäisch hohen öffentlichen 
prinzipieii qestaltbar jhre Beschäftigungs~ro- und privaten Inves- - 
oder zumindest beein- bleme in der Regel durch titionen in For- 
flussbar. Im wesentli- schung und Ent- 
chen sind das: staatlich subventionierte in indus. 
AIS wichtigste weltwei- Frü hverrentung trieIIe Produktion, in 
te Herausforderungen: Infrastruktur, in das 

Der Klimawandel Transportwesen 
Die Globalisierung der Weltwirtschaft und die Gebäudebestände zu leisten. Ener- 

und speziell der Finanzmärkte gieeffizienz beispielsweise erfordert Um- - Die ökonomisch-soziale Spaltung der strukturierungen und ein selektives,qualita- 
Welt und die politisch-militärische Hegemo- tives Wachstum,um jenseits veralteter Struk- 
nie der USA turen für die Umwelt und künftige Generati- 
und für Europa und Deutschland: onen vertretbare Produktions- und Konsum- - Der demografische Wandel strukturen, aber auch Mobilitätsstrukturen 

Der Strukturwandel von der Produkti- zu schaffen. 
onsgesellschaft zur wissensbasierten Indus- Die Antwort ist nachhaltiges, selektives 
trie- und Dienstleistungsgesellschaft Wachstum, nicht ein weiter so bzw. Laissez- 

Andauernde hohe Massenarbeitslosig- faire der Marktkräfte. 
keit, niedriges Wachstum und damit prekä- 
rer werdende öffentliche Finanzen Die Globalisierung der Weltwirtschaft 

Die sogenannte Globalisierung der Weltwirt- 
Der weltweite Klimawandel Schaft, besser gesagt :in Tempo, Umfang und 
Wenn wir, d.h. die wichtigsten Industrielän- Reichweite deutlich zunehmende Internati- 
der, in unserem Energieverbrauch so fortfah- onalisierung derWirtschaftsbeziehungen,ist 
ren und die großen Schwellenländer wie z.B. in Wirklichkeit keine globale Veranstaltung. 
China in unser Verbrauchsverhalten hinein- 80 % des Welthandels findet unter 20 %der 
wachsen wird sich das Weltklima in diesem Menschheit statt und der größteTeil der In- 
Jahrhundert irreversibel verändern. Bis 2100 tegration der Wirtschaften fand innerhalb 
wird ein Anstieg der mittleren Temperatur der drei großen Handelsblöcke USAINAFTA, 
von 2,5 Grad erwartet, eine Verschiebung Europäische Union und unmittelbare Nach- 
der Klimazonen mit einer nachhaltigen Stö- barn und JapanIASEAN-Raum statt. Gerade 
rung im Öko-System, die Zunahme von Wet- mal 26% des Welthandels derTriade USA,EU 
terextremen und damit absehbare negative und Japan - allerdings mit steigender Ten- 
Folgen auch für die Weltwirtschaft und die denz- wurde 1998 transkontinental gehan- 
Weltgesellschaft. delt. 
Die Antworten auf diese Herausforderungen Die Europäische Union hat sich zu einem 
liegen - lange diskutiert - auf dem Tisch. Sie Wirtschaftsraum vergleichbar dem US-Bin- 
erfordern einen tiefgreifenden Strukturwan- nenmarkt entwickelt. Der Außenanteil der 

EU beträgt nur etwa 10 %. In diesem Wirt- 
schaftsraum lässt bzw.ließen sich eine relativ 
eigenständige - allerdings europäisch koor- 

der SPD-Arbeitsgruppe Weltwirtschaft und Glo- dinierte - Wirtschafts-, Finanz- und Sozialpo- 
balisierung, spw-Mitherausgeberin, lebt in Kaufbeuren litik machen. 



Die bisherige Internationalisierung bzw. In- senarbeitslosigkeit versichern - auch nicht 
tegration der Weltwirtschaft wurde von gegen Probleme wie Klimakatastrophen. 
Wirtschaft und Politikforciert bzw.gestaltet, Das Einzelindividuum kann gegen solche 
deswegen hängt die weitere Entwicklung ,,Risikenn schon gar nicht Vorsorge treffen. 
stark von den anstehenden politischen Ent- Deswegen ist es unsinnig,an dieverantwor- 
scheidungen z.B.auf der nächsten WTO-Mi- tung des Einzelnen zu appellieren oder das 
nisterkonferenz bzw. der Konferenz der in- abzuschieben. 
ternationalen Finanzinstitutionen in Dubai Alle vier Bereichen bedürfen,wenn sie in his- 
und dem G8 Gipfel ab. torisch neuen Konstellationen auftreten,vor 
Ob das europäische Wirtschafts- und Sozial- allem der aktiven, häufig sogar proaktiven 
modell eine kraftvolle und attraktive Alter- Gestaltung durch die Gemeinschaft, d.h. 
native zum angelsächsischen neoliberalen neue öffentliche Aufgaben entstehen. 
Wirtschaftsmodell wird oder schrittweise Die Linke ist damit in der Pflicht,gemeinsam 
bzw. schleichend von unseren eigenen Re- mit all denen in der Gesellschaft,die Zukunft 
gierungen aufgegeben wird, ist keine Frage gestalten und dabei die soziale Dimension 
einer naturgesetzlichen oder gar eine wirt- und den Zusammenhalt der Gesellschaft er- 
schaftlich zwingenden Entwicklung. Es geht halten wollen, Optionen für die Rückerobe- 
vielmehr um die Frage, ob wir eine ökolo- rung des öffentlichen Raums zu entwickeln, 
gisch faire und soziale Gestaltung Deutsch- für sie zu werben und umzusetzen. 
lands, Europas und der Weltwirtschaft wirk- 
lich wollen und uns dafür im eigenen Land - Die ökonomisch-soziale Spaltung der 
auch in der eigenen Partei - in der EU und Welt und die politisch-militärische Hege- 
weltweit Bündnispartner suchen - nicht nur monie der USA 
bei den Gewerkschaften,sondern auch bei Dazu wird auf dieser Tagung ausführlich 
den Regierungen und den Zivilgesellschaf- Stellung genommen,deswegen hier nur we- 
ten vieler Nationen. nige Sätze: 
Die Enquete-Kommission ,,Globalisierung Im Zuge des Globalisierungsprozesses hat 
der Weltwirtschaft" des vergangenen 14. sich die Spaltung der Welt in Arme und Rei- 
Deutschen Bundestages hat dazu 200 che nicht gemildert, sondern vertieft: Der 
grundlegende Empfehlungen für die deut- Abstand zwischen den 7 Ärmsten und den 7 
sche, die europäische und die Weltgemein- reichsten Ländern hat sich von 1 :20 im Jah- 
schaft gegeben. Ich möchte sie hier nicht re 1965 auf 1 : 39 im Jahre 1995 erhöht. 1.2 
wiederholen,aber doch auf sie verweisen. Mrd. Menschen leben von weniger als 1 US- 
Ganz generell neh- Dollar pro Tag, also im 
men im 21. Jahrhun- absoluten Elend, 200 
dert Unsicherheit ZU den Märkten der Millionen müssen mit 
und Risiko weltweit Zukunft werden weniger als 2 $ bzw.2 
auf den Märkten zu. pro Tag auskommen, 
Schon im 20. Jahr- Gesundheitsdienst- leben also in bitterer 
hundert -,,dem Jahr- leiStungen gehören, denn Armut.Auf der Millen- 
hundert der Extre- niumskonferenz 2002 
me", wie Hobsbawn eitle alternde Bevölkerung in Monterrey haben 
es genannt hat -hat- 
te durch Weltkriege, 

braucht mehr medizinische d.ie reichen 
- - sich verpflichtet, die 

weltweite ~ e ~ r e s s h n  Versorgung und Zahl der Armen bis 
und Massenarbeitslo- 
sigkeit die Unsicher- 
heit deutlich zuge- 

Prävention. 2015 zu halbieren. 
Dies wird - soll es 
nicht ein hohles Ver- 

nommen. Im 21 .Jahrhundert bleiben Kriege sprechen bleiben und damit weltweite Kri- 
und Massenarbeitslosigkeit weiterhin, aber sen und Kontinente erfassende Instabilität 
neue Unsicherheitsbereiche treten hinzu: als Dauerzustand programmiert sein sollen - 

Klimawandel/Klimakatastrophen zu einem deutlichen Ressourcentransfer in 
Instabilität der Finanzmärkte durch weit- Richtung der armen Regionen und Konti- 

gehende Deregulierung nente und zu tiefgreifenden Reformen im 
Terrorismus Weltfinanzsystem und seinen Institutionen 
Demografischer Wandel sowie der Welthandelsorganisation führen 

Risiko und Unsicherheit unterscheiden sich müssen. 
in ihrer ökonomischen Wirkung beträchtlich. Die derzeitige Politik der Regierung der Ver- 
Risiko-zum Beispiel ein Unfall - kann,wenn einigten Staaten von Amerika und deren 
die Eintrittswahrscheinlichkeit bekannt oder mangelnde Bereitschaft, selbst bereits ein- 
abschätzbar ist, prinzipiell auf Märkten bzw. gegangene Verpflichtungen wie beispiels- 
Börsen gehandelt werden (z.B. Versiche- weise das Kyoto-Protokoll zu ratifizieren 
rungspolicen, Rückversicherungen). Unsi- oder Konflikte um wichtige Ressourcen wie 
cherheit,ein Ereignis,dessen Risikodem Um- Energie, Nichteisenmetalle etc. auf dem 
fang nach nicht einschätzbar,ist auf Märkten Wege friedlicher multilateraler Verhandlun- 
prinzipiell nicht handelbar. Deswegen kön- gen zu lösen, haben die lnstitutionen der 
nen Versicherungen z.B. nicht gegen Mas- Weltgemeinschaft in eine tiefgreifende Krise 

gestürzt.Solange die USA nicht auf ihren po- 
litisch-militärischen Hegemonieanspruch 
verzichten oder ihn zumindest in multilate- 
ralen Gremien und lnstitutionen diskutieren 
und ggf.ändern, wird die Welt ein ungemüt- 
licher Ort sein und auf absehbare Zeit blei- 
ben. Eine realistische, operationale Antwort 
derjenigen Nationen, die mit diesem Zu- 
stand nicht zufrieden sind, steht noch aus - 
auch die Antwort der Europäischen Union 
und ihrer Mitgliedstaaten. 

Der demografische Wandel 
In Deutschland, Europa und Japan stehen 
wir an einer demografischen Zeitenwende. 
Die Alterspyramide kippt: es entsteht eine 
historisch neuen Situation,in der es mehr äl- 
tere als jüngere Bürgerinnen und Bürger 
gibt. Deutschland ist im Vergleich zu den,,al- 
ten" lndustrienationen kein Einzelfall, son- 
dern lediglich Vorreiter. Allerdings trifft es 
Deutschland wegen der massiven Fehler in 
der Familienpolitik konservativer Regierun- 
gen und ihrer tendenziell frauenfeindlichen 
Politik früher und wesentlich härter als etwa 
Frankreich und Skandinavien:entscheidend 
war und ist der langdauernde Geburten- 
rückgang und die massive Abnahme kinder- 
reicher Familien. Erstmalig in der Geschichte 
der Menschheit werden fast 40 % der Bevöl- 
kerung älter als 60 Jahre sein und diese Ge- 
sellschaftsentwicklung ist im kommenden 
Jahrzehnt nicht mehr umkehrbar. 
Heute wird die öffentliche und politische 
Diskussion dominiert von Stimmen, die vor 
einer,,VergreisungU der Bevölkerung warnen 
und den Eindruck erwecken, die zukünftige 
Bevölkerung werde maßgeblich durch alte, 
unproduktive, gebrechliche, ja senile Men- 
schen geprägt und tiefe Einschnitte im Ge- 
sundheitswesen und in den Alterssiche- 
rungssystemen seien zukünftig unvermeid- 
lich. 
Die demografische Zeitenwende verlangt 
eine Revision der Leitbilder und der bisheri- 
gen Politikmuster, um die Zukunft unserer 
älter werdenden Gesellschaft zu sichern. Die 
bisherige öffentliche Diskussion konzent- 
riert sich auf einzelne Aspekte der Sicherung 
der Rentenfinanzen z.B.durch späteres Ren- 
teneintrittsalter und die Gesundheitskosten 
älterer Bürger oder die Geburtenrate. Weit- 
gehend übersehen wird dabei,dass eine ra- 
dikal geänderte Alterszusammensetzung 
der Erwerbsbevölkerung auch radikal neue 
Herausforderungen an die Betriebe und die 
Arbeitnehmer und Arbeitnehmerinnen stel- 
len wird und damit an die zukünftige Wett- 
bewerbsfähigkeit der klassischen Industrie- 
gesellschaften und die solide Sicherung des 
sozialen Netzes. Mit einer Politik des kurz- 
und mittelfristigen Anpassens und Durch- 
wursteln~ ist es nicht mehr getan. Das Kür- 
zen und Sparen bei den Kleinen hilft - abge- 
sehen von seiner Ungerechtigkeit - nicht 
und wenn,dann nur für kurze Zeit weiter. 
Die demografische Wende stellt eine Fülle 



neuer Herausforderungen: Nicht nur an un- politische und soziale Druck hat vielmehr 
sere Art zu produzieren, Dienste zu leisten hunderttausende Frauen im Osten Deutsch- 
und zu verteilen,sondern auch an unsere so- lands aus dem Arbeitsmarkt herausge- 
zialen Gesundheits-, Alterssicherungs- und drängt. 
Familien-Solidarsysteme. Sie wird das Ver- Für alle Frauen in Deutschland gibt es - auch 
hältnis der Völker zueinander neu bestim- nach den familienpolitisch wichtigen Schrit- 
men,weitere Wanderungsbewegungen aus- ten der rot-grünen Bundesregierung - eine 
Iösen, nationale und kulturelle Identitäten hohe Diskrepanzzwischen ihren auch Fami- 
neu bestimmen. Am Arbeitsmarkt der Zu- lie und Kinder einbeziehende Lebenszielen 
kunft i s t  das beispiel- und den Ansprüchen 
haft belegbar anhand der Arbeitswelt. Wirt- 
der Beschäftigung ä ~ -  Entscheidend für die schaft, Gesellschaft 
terer Arbeitnehmerln- ~ ~ i ~ t ~ ~ ~ ~ f ä h i ~ k ~ i ~  einer und Politik müssen 
nen und der Frauener- sich endlich umfas- 
werbsarbeit. Gesellschaft ist die send den Ansprü- 
Der Arbeitsmarkt bis 
zum Jahre 2020 wird 

Arbeitsproduktivität. Nur so Che.n der Familien an 
soziale lnfrastruktur 

sowohl durch einen werden wir international und Familienlasten- 
Mangel als auch Über- ausgleich zuwenden! 
schuss an Arbeitskräf- 

wettbewerbsfähig sein und 
Hier aibt es drinaen- 

ten geprägt sein. Nur unseren Wohlstand sichern den - staatlichen 
mit einer radikal geän- können Handlungsbedarf - 

derten Wirtschafts- qualitativ und quan- 
und Arbeitsmarktpoli- titativ - und damit 
tik,die nicht auf neoli- auch erhebliche, 
berale Politikmuster,sondern auf Wachstum, bisher unausgeschöpfte Potentiale für öf- 
Belebung der Massenkaufkraft,mehr öffent- fentliche und private lnvestitionen und öf- 
liche lnvestitionen auch und gerade in Bil- fentliche wie private Dienstleistungen. 
dung, Forschung und Gesundheit, Umwelt- Bisher- mit langanhaltender Massenarbeits- 
und öffentliche lnfrastruktur von Städten losigkeit - wurde aber die Erwerbstätigkeit 
und Gemeinden setzt,werden wir mit einem von Frauen nicht ermutigt, sondern syste- 
Rückgang der Massenarbeitslosigkeit rech- matisch entmutigt. 
nen können. Entscheidend für die Leistungsfähigkeit ei- 
Sozial und wirtschaftlich brisant ist dabei die ner Gesellschaft ist die Arbeitsproduktivität. 
veränderte Alterszusammensetzung. Die Al- Nur mit einer hohen Arbeitsproduktivität 
ten werden aussortiert. Die Arbeitsmarkt- werden wir international wettbewerbsfähig 
chancen konzentrieren sich bei den knap- sein und unseren Wohlstand sichern kön- 
pen Jüngeren, die Aufstiegschancen der nen. Die Unternehmen der Zukunft müssen 
mittleren Jahrgänge werden blockiert und mit älteren Arbeitnehmern und Arbeitneh- 
die Arbeitsmarktrisiken der über 40jährigen merinnen Aufgaben Iösen, die sie bislang 
nicht abgestellt: sie sind ,,zu jung" für die Jüngeren vorbehalten haben.Staat,Betriebe 
Rente und,,zu alt" für Qualifizierung. und Tarifparteien müssen umdenken: Es 
Die bisherige Personalplanung der Betriebe geht darum, die Älteren zu altersgerechten 
ist jugendzentriert und löst ihre Beschäfti- Bedingungen hochproduktiv in den Arbeits- 
gungsprobleme in der Regel durch staatlich Prozess zu integrieren und zu halten. Und 
subventionierte Frühverrentung - in einer das bedeutet nicht mehr und nicht weniger 
Höhe,die nahezu einzigartig ist unter den In- als eine völlig neue Gestaltung der Arbeits- 
dustrienationen. Die Beteiligung am Er- plätze, der Arbeitsorganisation einschließ- 
werbsleben ist stark altersabhängig und lich der Arbeitsgestaltung und der Weiterbil- 
geht bei den Frauen (in den alten Bundes- dung. Arbeit bis 65 
Iändern der Bundesrepublik Deutschland) Jahre muss nicht nur 
nur knapp über zwei Drittel der Erwerbsfähi- wieder möglich wer- 

* gen hinaus. den, sie muss auch 
Dieses,,Ex und Hopp" an qualifiziertem Hu- attraktiv sein und 
mankapital entlastet zwar den Arbeitsmarkt wieder Spaß machen 
und erscheint angesichts der politisch nicht - sonst gibt es eine 
gewagten Vollbeschäftigungspolitik kurz- (politische) Rebellion 
fristig sehr wirksam,ist aber bei der absehba- älterer Arbeitneh- 
ren Altersstruktur mittel- und langfristig merinnen und Ar- 
nicht bezahlbar. beitnehmer. 
Die Frauenerwerbstätigkeit wird dabei ein Zu den Märkten der 
unverzichtbares Arbeits- und Innovations- Zukunft werden prin- 
potential sein, ohne sie werden die sozialen, zipiell die Gesund- 
solidarischen Sicherungssysteme nicht heitsdienstleistun- L 

mehr bezahlbar sein.Aber weder die Betrie- gen gehören, denn 
be noch die jungen Frauen sind auf die kom- eine alternde Bevöl- 
menden neuen Strukturen vorbereitet. Der kerung braucht mehr 

medizinische Versorgung und Prävention. 
Ob das allerdings in Deutschland wirklich 
der Fall sein wird,ist politisch derzeit fraglich. 
Wie viel den Rentnerlnnen wirklich für Ge- 
sundheitsdienstleistungen bleibt, hängt 
davon ab, wie die politischen Entscheidun- 
gen über Alters- und Gesundheitssiche- 
rungssysteme ausfallen und sich in den 
kommenden Jahren weiterentwickeln. Die 
unabweisbaren Bedürfnisse werden 
jedenfalls bei nicht geringen Teilen der Be- 
völkerung über ihre Kaufkraft hinausgehen. 
Aber im Gesundheitsmarkt der Zukunft lie- 
gen auch erhebliche ökologisch und human 
wünschenswerte Wachstumspotentiale mit 
beträchtlichen Beschäftigungsmöglichkei- 
ten. 

Der Strukturwandel von der Produktions- 
gesellschaft zur wissensbasierten Indus- 
trie- und Dienstleistungsgesellschaft 
Ein weiterer denkbarer,,Markt der Zukunft", 
der für die Wettbewerbsfähigkeit,den Wohl- 
stand für alle und die lebenslange Beschäfti- 
gungsfähigkeit und Arbeitszufriedenheit 
unerlässlich ist, wird die Weiterbildung sein. 
Es ist unbestritten, dass die hochentwickel- 
ten Industrieländer weitgehend auf dem 
Weg in eine wissensbasierte Produktions- 
und Dienstleistungsgesellschaft sind. 
Deutschland ist zweifelsohne denkbar 
schlecht für die Herausforderung gerüstet, 
denn auf diese Herausforderungen des de- 
mografischen Wandels haben Wirtschaft, 
Staat und Gesellschaft noch gar nicht rea- 
giert. Noch immer wird nach dem Rezept 
vorgegangen: mit den Jungen innovieren, 
mit den Älteren konsolidieren, die Alten Ex 
und Hopp. 
Auch hier liegen riesige Herausforderungen 
und Gestaltungsnotwendigkeiten an unsere 
Bildungssysteme, Betriebe und Arbeitneh- 
merlnnen - aber auch riesige Potentiale für 
Beschäftigung, Innovation und die intelli- 
gente Verwendung der luK-Technologien 
und damit nachhaltiges Wachstum. 
Das alles erfordert nicht nur die Umstruktu- 
rierung und Neugestaltung der bestehenden 
privaten und öffentlichen Systeme, sondern 
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auch erhebliche zusätzliche lnvestitionen Besonders belastend dabei für Wachstum 
und zusätzliche personengebundene Dienst- und Beschäftigung und damit die Konsoli- 
leistungen bei der Entwicklung der Inhalte dierung der Staatshaushalte ist der Rück- 
und der systematischen Begleitung und Bera- gang der lnvestitionen in Deutschland. Das 
tung der Lehrenden wie der Lernenden. lnvestitionsvolumen der öffentlichen Hand 
Fazit: Eine Politik, die bloß auf Sparen und hat mittlerweile ein besorgniserregend 
Kürzen setzt, wird den Herausforderungen niedriges Niveau erreicht. Bund, Länder und 
der Zukunft nicht gerecht. Weder beim Kli- Kommunen investieren mittlerweile nur 
mawandel, Globalisierung, demografischen mehr 1,5 % des nominalen Bruttoinlands- 
Wandel noch bei dem Übergang zu einer produktes - in den 60er Jahren hatte die 
wissensbasierten Produktions- und Dienst- Quote noch bei 5 % gelegen.Auch durch die 
leistungsgesellschaft, Vereinigung wurde 
geht es ohne die Mo- dieTalfahrt der öffent- 
bilisierung von zu- Wenn die r0t-qrÜne lichen Investitionen 
sätzlichen finanziel- Bundesregierung ihren vorrübergehend 
len Ressourcen und aestoppt. 
ohne die Mobilisie- Kurs fortsetzt, droht die während und nach der 
rung von qualifizier- Rezession der 90er Jah- 
ten oderzu aualifizie- Gefahrr aus Angst der reverschärften sich die 
renden ~rbei tneh- ZU kunft in der Geaenwart öffentlichen Finanzpro- 

J 

merlnnen. Ohne er- zu versagen und die bleme und die lnveititi- 
hebliche zusätzliche onsausaaben wurden 
private und öffentli- Zukunft ZU verlieren. nochmals deutlich ge- 
che lnvestitionen ist 
die Zukunft nicht 

senkt - in West wie in 
Ost. Von 1992 bis 2000 

wettbewerbsfähig und schon gar nicht sozi- verringerten die westdeutschen Länder und 
al und ökologisch zu gestalten. Gemeinden ihre Sachinvestitionen (Bauten 

und Ausrüstungen) um knapp ein Fünftel,die 
Andauernde hohe Massenarbeitslosig- im Osten um ein DritteLDer Anteil der öffentli- 
keit, niedriges Wachstum und damit pre- chen lnvestitionen liegt in Deutschland mit 1,7 
kärer werdende öffentliche Finanzen % deutlich unter dem Schnitt der EU (2,4 %), 
Die Realität in der Europäischen Union und der USA mit 2,8 % und Frankreich mit 3,3 %. 
besonders in Deutschland sieht allerdings Besonders stark gehen dabei die öffentlichen 
anders aus: Investitionen bei den Gemeinden zurück. Da- 
1. Deutschland leidet seit längerem unter ei- mit kann in vielen Regionen noch nicht einmal 
nem schwachen wirtschaftlichen Wachstum mehr der Bestand erhalten werden. 
-auch im direkten Vergleich mit seinen eu- Durch diese völlig unzureichende öffentli- 
ropäischen Nachbarn wie Frankreich. Das che lnvestitionsdynamik der letzten Jahre 
bewirkt auch eine deutlich höhere Arbeitslo- wurden die zukünftigen Generationen 
senrate als in den anderen europäischen bereits erheblich belastet; denn der wich- 
Ländern. tigste Beitrag einer aktiven Generation für 
2. Gründe dafür sind neben den kurz- und die Zukunft besteht in privaten und öffentli- 
mittelfristigen Nachwirkungen von gravie- chen lnvestitionen für einen wettbewerbsfä- 
renden Fehlern im Prozessderdeutschen Ein- higen Kapitalstock, eine angemessene öf- 
heit, auch die Zinspolitik der Europäischen fentliche Infrastruktur und ein hochqualifi- 
Zentralbank,die Deutschland wegen seiner - 
europäisch gesehen - unterdurchschnittli- 
chen Preissteigerungen mit deutlich höheren 
Realzinsen konfrontiert. Das verteuert private 
wie öffentliche lnvestitionen deutlich. 

Wesentlichen Gründe sind: 
Die im Verhältnis zu den anderen europäi- 
schen Ländern schwache Entwicklung der 
Löhne und damit der Masseneinkommen.So 
sanken die realen Löhne pro Beschäftigen 
von 1993 - 1998 auf -0,165 und stiegen von 
1999 bis 2003 auf + 0,101. 
Das prozyklische Verhalten der öffentlichen 
Hand insgesamt, die mit ihrem Bestreben, 
die Haushalte zu konsolidieren,das gesamt- 
wirtschaftliche Wachstum ebenso wie die 
Beschäftigung schwächt und damit wieder 
das angestrebte Konsolidierungsziel syste- 
matisch behindert, wenn nicht sogar verhin- 
dert. Das konnten wir in den letzten 3 Jahren 
sehen. 

ziertes Humankapital (d.h. Staatsausgaben 
für Bildung, Forschung und Weiterbildung) 
sowie eine intakte Umwelt. 
Fazit:Das Absinken der öffentlichen Investiti- 
onen vermindert also nicht nur die Zu- 
kunftschancen unserer Kinder, sondern ist 
auch einer der Gründe für die geringe wirt- 
schaftliche Dynamik und für das unterdurch- 
schnittliche Wachstum in Deutschland und 
damit auch die in Krisenzeiten nicht mögli- 
che Konsolidierung der Staatsfinanzen. 
Wollen wir Wachstum, Beschäftigung und 
die Konsolidierung der öffentlichen Finan- 
zen müssen wir diesen Trend entschieden 
umkehren und die öffentlichen Investitio- 
nen zumindest auf den europäischen 
Schnitt erhöhen. 
Wenn die rot-grüne Bundesregierung die- 
sen Kurs fortsetzt, droht ihrer Politik die Ge- 
fahrraus Angst vor der Zukunft in der Gegen- 
wart zu versagen und die Zukunft zu verlie- 
ren. SPW 6 12003 
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Wir brauchen eine Diskussion über die 
Regulierung der sich ändernden 
Arbeitsverhältnisse 
Statement von Klaus Dörre 

Wir erleben im Moment die erste 
Krise in einem Kapitalismus neuen Typs. Da- 
mit will ich das restrukturierende Element in 
dem Prozess betonen, den Michael Gugge- 
mos angesprochen hat,als er auf die Verän- 
derung in den Arbeitsverhältnisse hingewie- 
sen hat. Und ich glaube, dass es das gravie- 
rendste Problem der Linken ist, dass sie auf 
diese Restrukturierungsfähigkeit des Kapita- 
lismus zu wenig Antworten hat. In dieser his- 
torischen Situation wirken hergebrachte Re- 
gulierungs- und Sicherungselemente nicht 
mehr, weil sie ihr gesellschaftliches Funda- 
ment verloren haben. Und wer sich an die- 
sen festkrallt und sie nur verteidigt, vergrö- 
ßert nur die Krisenpotenziale. 

Moderne Produktion und Dienstleistun- 
gen 
Wenn man die stofflichen Veränderungen in 
den industriellen Sektoren überhaupt antizi- 
pieren kann, dann spielt die Musik künftig 
wohl dort, wo industrielle Produktionsclus- 
ter zusammenwirken mit Dienstleistungen. 
Den Begriff der,,wissensbasierten Produkti- 
ons- und Dienstleistungsgesellschaft" finde 
ich sehr gut,weil er nicht so tut,als wenn wir 
von heute auf morgen etwas völlig anderes 
hätten. 
Einer der stärksten Leit-"cluster" in Deutsch- 
land is t  zum Beispiel die Automobilindustrie, 
also die fordistische Leitindustrie, die sich 
aber natürlich erheblich gewandelt hat.Man 
sollte nicht so tun, als ob man ohne diese 
,,fordistische Industrie" ökonomische Ent- 
wicklung betreiben können. 
Wenn ich mir auf der Ebene regionaler Struk- 
turpolitik, die ich mit meinem Institut unter- 
suche, anschaue, welche Organisationen de- 
finieren, in welche Richtung ökonomische 
Entwicklung gehen,dann haben wir faktisch 
immer da, wo die progressiven Gewerk- 
schaften sitzen, lnteressen der alten Industri- 
en vertreten. Aber da, wo wir im Moment die 
größten Beschäftigungszuwächse haben, 
etwa in der Gesundheitsindustrie, also zum 
Beispiel in der Produktion von hochwertigen 
medizinischen Geräten und Dienstleistun- 
gen - im Ruhrgebiet gibt es da die größten 
Beschäftigungszuwächse -, da findet sich 
nicht eine Organisation, die lnteressen for- 

Dr. Klaus Dörre, Leiter des Forschungsinstitutes A 
tät Bochum, spw-Mitherausgeber lebt in Recklir 

muliert,die sind in den regionalen Struktur- 
politischen Gremien überhaupt nicht vertre- 
ten. Wir sehen da zumeist überhaupt keine 
Gewerkschaften, und wir sehen da auch an- 
dere Akteure nicht. 
Ich sehe die größten Möglichkeiten,auch in 
Bezug auf die angesprochenen Probleme - 
das Produktionsproblem,das Demographie- 
problem, plus die Vernutzung der Arbeits- 
kräfte eines Produktionsapparats, der auf die 
kurzfristigen Profite abzielt - in der Expansi- 
on sozialer, personennaher Dienstleistun- 
gen. Das hat natürlich Konsequenzen für die 
Geschlechterpolitik, für sozialstaatliche 
Dienstleistungen.Was will es sich die Gesell- 
schaft kosten lassen, in diesen Bereichen zu 
wachsen? Das ist meines Erachtens eine Zen- 
trale Frage. 

Der Bedeutungszuwachs dezentraler 
Strukturen 
Das Grundproblem der Regierung kann man 
schnell auf den Punkt bringen: sie über- 
nimmt vom angelsächsischen System die 
Dominanz des Marktes und adaptiert vom 
skandinavischen Modell verschiedene re- 
pressive Elemente. Zusammengenommen 
zerstört dies den Kern des gesellschaftlichen 
Entwicklungspfades,der früher mal,,Rheini- 
scher Kapitalismus" hieß.Und das verhindert 
gleichzeitig die Entwicklung eines sozialde- 
mokratischen Blocks,weiI auf der einen Seite 
die verunsichert sind,die Innovationen wol- 
len, als auch diejenigen, die ihren Schwer- 
punkt auf die Frage sozialer Gerechtigkeit le- 
gen. Gewonnen wird also weder das klassi- 
sche Klientel, noch die neuen Gruppen, die 
man braucht, um zumindest regierungsfä- 
hig zu sein.Von Hegemoniefähigkeit wollen 
wir ja gar nicht reden. 
In der linken Politik müssen wir unterschied- 
liche Strategien zusammen bringen,da führt 
kein Weg dran vorbei: keynesianisches Um- 
steuern, wirtschaftspolitische Wende, die In- 
novationsproblematik - das ist ja eher eine 
neo-schumpeterianische Frage. Der alte key- 
nesianische Ansatz hat auf das Innovations- 
problem keine Lösung,das hängt u.a.damit 
zusammen,dass wir heute sowohl in der Pro- 
duktion als auch in den Dienstleistungen 
eine ganz erhebliche Dezentralisierung ha- 

,rbeit, Bildung, Paritzipation an der Ruhruniversi- 
tghausen 

ben, von Betriebsformen, von Entschei- 
dungsprozessen,von Kapital- und Entschei- 
dungsmacht auch auf transnationaler Ebe- 
ne. Das bedeutet, dass auch vom Gesell- 
schaftsmodell her die steuernden Impulse 
von unten her angesetzt werden müssen. 
Das beinhaltet einen Bedeutungszuwachs 
dezentraler Ebenen, der Mikroebenen. Das 
darf eine linke Politik überhaupt nicht aus 
den Augen verlieren, zumal das ja auch 
Chancen hat für einen direkteren Kontakt 
mit Bürgerinnen und Bürgern, mit sozialen 
Bewegungen. Die europäische Frage ist sehr 
weit weg und man hat immer den Eindruck, 
dass man sich dort mit Regierungen einig 
werden muss, die nicht nur konservative 
sind, sondern auch neofaschistische oder 
rechtspopulistische Formationen, und die 
solche Schritte auf dezentraler Ebene eher 
kaputtmachen würden. 

Die notwendige Re-Regulierung der Ar- 
beitsverhältnisse 
Das bringt mich zum nächsten Punkt: es 
braucht natürliche ein Politik,die auf der be- 
trieblichen Arbeitsebene wieder ansetzt. 
Also die Debatte um ,,gute Arbeit, gesund- 
heitsförderliche Arbeit, altersgerechte Ar- 
beit" muss mit dem lnnovationsproblem 
verbunden werden. Wenn ich mir die Beleg- 
schaft z. B. im Montagewerk Rastatt ansehe, 
die haben mit einem Durchschnittsalter von 
unter 30 Jahren angefangen,die werden na- 
türlich auch immer älter und ich weiß nicht, 
wie lange die die Über-~opf-~rbei t  am Band 
aushaIten.Oder nehmen wir den IT-Bereich 
in den großen Banken, in hochentwickelten 
Dienstleistungsbereichen. Wir haben Inter- 
views mit Betriebsärzten durchgeführt und 
erfahren, dass sich der Medikamentenein- 
Satz in den letzten Jahren verdreifacht hat. 
Und einer hoher Anteil davon sind Psycho- 
pharmaka. Das sind insgesamt Stress-Situati- 
onen, die mit dem althergebrachten Taylo- 
rismus nichts zu tun haben,sondern mit pro- 
jektförmiger,diskontinuierlicher Arbeit,stän- 
diger Überschreitung von Arbeitszeiten, Ge- 
rangel in den Teams und so weiter. Es mischt 
sich Druck von außen, interne Konkurrenz, 
mit dem Wunsch,seine Arbeit möglichst gut, 
möglichst professionell machen zu wollen. 
Wenn wir über eine Neu-Regulierung von 
Arbeitsverhältnissen sprechen, dann müs- 
sen wir darauf eine Antwort finden. Da liegt 
noch eine intensive Diskussion vor uns, die 
wir führen müssen. SPW 6 12003 
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Wir müssen auf das  territoriale 
Produ ktionsverhäItnis,,Europa" 
orientieren 
Statement von Michael Guggemos 

Ich will zunächst auf drei Punkte t ig die Diagnose von Sigrid Skarpelis- 
Sperk ist, dass sich die Lohnverhältnisse 
und die Lohnsumme sich in der Vergan- 
genheit unterproportional zu dem ent- 
wickelt hat, was eigentlich möglich gewe- 
sen wäre,so stellt sich doch die Frage, wie 
wir das im europäischen Rahmen auch 
angesichts europäischer Geldpolitik dis- 
kutieren. Ist es dann überhaupt möglich 
eine Tarifpolitik zu betreiben, die ver- 
sucht, das was in den letzten Jahren un- 
terproportional verteilt wurde, in den 
kommenden Jahren überproportional zu 
erreichen. Und dann stellt sich für Lohn- 
und Tarifpolitik eine ganz andere Frage 
im Verhältnis von Lohn-, Zins- und Geld- 
politik, nur um die zentralen Begriffe mal 
anzudeuten. 
Der dri t te Punkt: Wie regulieren wir ei- 
gentlich Arbeitsverhältnisse und Ar- 
beitsbedingungen in den Betrieben. Und 
in  dieser Frage der Regulierung haben 
wir zumindest meiner Meinung nach 
den höchsten Bedarf an Veränderung. 
Um es etwas provozierend zu sagen: die 
Veränderung des Normalarbeitsverhält- 
nisses vergangener Zeiten und die Flexi- 
bilisierung in  Arbeitsverhältnissen, wie 
wir sie heute in vielen Bereichen sehen, 
ist eben nicht nur ein Ergebnis neolibe- 
raler Politik, also politisch induziert, son- 
dern zugleich auch eine Erfordernis, die 
sich als Notwendigkeit ergibt aus der 
Entwicklung der Produktivkräfte. Das 
alte Normalarbeitsverhältnis, wie wir es 
hatten, muss als altes Produktionsver- 
hältnis gesprengt werden und in  ein 
neues überführt werden. Ich weiß, dass 
wir die Debatte sehr kontrovers führen 
müssen. 

Gewerkschaften haben sich zu sehr von 
einem Akteur der Wirtschaftspolitik zu ei- 
nem Akteur der Sozialpolitik gewandelt. 
Und damit haben sie ihre eigentliche 
Kompetenz verloren. 
Die Frage ist doch: Wie kann so etwas wie 
ein Produktivitätspakt gestaltet werden? 
Diese Frage wird aktuell anderen Fragen 
untergeordnet, weil wir uns zu sehr mit 
Verteidigungsfragen beschäftigen. Wir er- 
schöpfen uns zu sehr in der Verteidigung 
alter Verhältnisse als in der Schaffung neu- 
er. Das ist in der Sozialpolitik so, das i s t  in 
der Wirtschaftspolitik so, das ist bei Wert- 
schöpfungsfragen so. SPW 6 12003 

eingehen. Erstens: Es i s t  davon auszuge- 
hen,dass wir sowohl in den USA als auch 
in Europa eine konjunkturelle Schwäche 
haben, die sich an einer Scheidelinie hin 
zu einer deflatorischen Entwicklung be- 
findet. Und wer sich an der Schwelle zu 
deflatorischen Entwicklung befindet, soll- 
te die Debatte über konjunkturell oder 
strukturell gar nicht mehr führen. Es gibt 
ökonomisch eigentlich nur eine Möglich- 
keit, nämlich relativ kurzfristig und in aller 
Konsequenz zu reagieren - und das ist 
das eigentliche Problem dieser Bundesre- 
gierung. 
Diese Maßnahmen, sofort zuzuschlagen 
mit konjukturellen Maßnahmen, muss na- 
türlich eingebunden sein in Politikberei- 
che und eine Strategie,die nicht nur rela- 
tiv schnell wirkt,sondern auch in der Lage 
ist, strukturelle Defizite, die wir haben, 
aufzunehmen. 
Entscheidend bleibt die Frage: wie kom- 
men wir relativ schnell wieder zu Öffentli- 
chen Investitionen? Das ist die einzige 
Maßnahme, mit der wir sowohl deflatori- 
schen Entwicklungen entgegen wirken, 
als auch strukturelle Verhältnisse zu ver- 
ändern. Das kann man schnell runterbre- 
chen auf die Frage nach einer Gemeinde- 
finanzreform. 
Zweitens: Die Linke in Deutschland disku- 
tiert noch zu sehr allein über national- 
staatliche Regulierungsmöglichkeiten. 
Als Gewerkschaftler, der sehr stark mit  
dem industriellen Sektor zu tun hat, halte 
ich es für notwendig, auf das territoriale 
Produktionsverhältnis,,Europa" zu orien- 
tieren. Daraus ergeben sich zahlreiche 
Notwendigkeiten, z. B. wie geht man mit  
öffentlichen lnvestitionspolitik weiter. Ist 
es wirklich sinnvoll, das nur auf national- Wie gestalten wir einen Produktivitäts- 

pakt? 
Im Moment haben wir eine Situation,dass 
die sozialpolitischen Verteilungsfragen 
dominieren gegenüber der Frage, wie 
wird Wertschöpfung überhaupt kreiert? 
Unter den gegenwärtigen Bedingungen 
wird diese Frage immer weniger gestellt. 

staatliche Ebene zu diskutieren, oder 
muss man so etwas wie die Gemeindefi- 
nanzreform, so notwendig das national- 

Klassenkämpfe, die Schule machen könnten. 
Imaginäre und real existierende Klassen. 

Informelle Ränder der Weltökonomie. 
Utopische Uberschüsse, die erinnert werden 

wollen. Multitude und Feminismus. 
Und: Muße statt Arbeit und Disziplin! 

staatlich ist, nicht auch im europäischen 
Maßstab diskutieren? 
Die gleiche Aufgabe taucht natürlich in 
einem ganz anderen Bereich auf. So rich- Preis: 4,50 E + Porto (per Rechnung) 

oder 5 € Schein be~iegen 
(Fantbmas ist im ak-Abo enthalten) 

Besteliungen an: fantomas@akweb.de I 
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Friedensmacht Europa - 
gibt es eine geopolitische Alternative 
zur US-Hegemonie? 
Von Wolfgang Zellner 

Zu Beginn meines Vortrags möchte 
ich zwei Vorbemerkungen machen: 
Zum ersten hat der Begriff,,Geopolitik eine 
konservative, wenn nicht sogar reaktionäre 
Tradition. Hier werden außen- und sicher- 
heitspolitische Strategien mit Interessen aus 
der geographischen Lage begründet, die 
zumeist aber eher politischer oder sozialer 
Natur sind. 
Zum zweiten sollten wir uns nicht zu starkan 
den USA abarbeiten oder uns negativ gegen 
die US-Politik definieren,sondern lieber über 
eigene lnteressenlage nachdenken. Hier will 
ich Akzente setzen 
Wenn man über Friedens- und Sicherheits- 
politikspricht,muss man über den Charakter 
der Konflikte reden. Dies wiederum erfordert 
zumindest ein grobes Bild der Entwicklung 
des internationalen Systems und der Kräfte, 

metrisch i s t  zwischen gleich starken, son- setzen,was ganzgrundsätzlich auch militäri- 
dern sehr stark asymmetrisch zwischen ex- sche Mittel einschließt,und zwar nach einem 
trem unterschiedlich starken Partnern oder Utilitarismusprinzip, was auf völkerrechtli- 
auch Gegnern. Die reichen Länder haben che Bindung oder multilaterale Bindung we- 
mehr Mittel, um mit den Gefahren fertig zu nig Rücksicht nimmt. 
werden. Das heißt also: die reichen Länder, Das sind Tendenzen,die nichts zu tun haben 
die OECD-Länder haben in diesem Prozess mit dem aktuellen Kampf gegen denTerro- 
der Globalisierung sehr viel mehr Chancen, rismus.Aber man hat natürlich jetzt mit dem 
Gefahren abzuwehren, die aus diesem Pro- Kampf gegen denTerrorismus eine beliebig 
zess entstehen,als die armen Länder. füllbare Chiffre gefunden, diesen Wunsch 

der Einsetzbarkeit militärischer Mittel dann 
USA- die verbliebene Großmacht auch in die Praxis umzusetzen. Die amerika- 
Wenn wir über die USA sprechen,dann müs- nische Regierung - oder überhaupt das 
sen wir einfach feststellen: Die USA sind die amerikanische Politik-Establishment - ist 
einzige Großmacht,die den Anspruch erhe- sich sehr bewusst darüber,dass es diesevor- 
ben können (in jeder herrschaft in der Welt 
Hinsicht: Wirtschaft- hat, und strebt sehr 
lich, politisch, ideolo- Wir stehen in der Mitte, bewusst danach, die- 
gisch, militärisch), vielleicht auch erst am se Vorherrschaft ge- 

die diese Entwicklung treiben. Großmacht zu sein. gen jede andere Kräf- 
Wir stehen in der Mitte, vielleicht auch erst Was die militärischen Anfang einer neUen, nicht te„up,ierunq 

am Anfang einer neuen, nicht mehr industri- Kapazitäten betrifft - mehr industriellenl sondern verteidigen bzw.jede 
ellen,sondern wissenschaftlich-technologi- in einem früheren Le- Kräftegruppierung 
schen Revolution, die auch die internationa- ben habe ich mich wissenschaftlich- daran zu hindern,die- 
len Kräfteverhältnisse und Problemlagen sehr viel damit aus- technologischen se Monopolstellung 
zutiefst beeinflusst. Stichworte sind nicht einandergesetzt - in der Welt in irgend- 
nur IT,auch Biotechnologie, Mikro- und Na- kann man sagen,dass Revolution1die auch die einer Weise zu ge- 
notechnologie - und natürlich die Rückwir- die amerikanischen internationalen fährden. 
kungen auf die Natur. Darüber habe wir in militärischen Kapazi- Das richtet sich stra- 
der ersten Runde mit Sigrid ~karpelis-~perk täten heute um Kräfteverhältnisse und tegisch in erster Linie 
diskutiert. mindestens eine qua- Problemlagen zutiefst gegen China, weil 

litative Dimension China das einzige 
Die Internationale Lage zu Beginn des 21. besser sind als alles, beeinflusst. Land ist, das das Po- 
Jahrhunderts was danach kommt, tenzial mittelfristig 
Es gibt keine geschlosseneTheorie der Ent- das schlägt sich natür- hat, um so was zu ma- 
wicklung des internationalen Systems. Es lich in den Rüstungsausgaben nieder, und chen, das richtet sich aber natürlich auch - 
gibt lediglichTrends,die obendrein ganz un- dass es von daher schon völlig verfehlt und versehen mit anderem Instrumentarium - 
terschiedliche Interpretationen finden auch zum Scheitern verurteilt wäre,diese Lü- gegen Europa; wir haben ja noch in Erinne- 

cke- etwa im Sinne einer Anschlussfähigkeit rung diese Einteilung in ein neues und ein al- 
Der Prozess der Globalisierung an amerikanische Kapazitäten -schließen zu tes Europa, dieser ganz bewusste Versuch 
Globalisierung meint Interdependenz, also wollen. Das ist nur in Generationen verän- der Spaltung Europas,das Hineinregieren in 
wechselseitige Abhängigkeit, nicht nur In- derbar und meines Erachtens weltgeschicht- Europa. 
teraktion. lnterdependenz bezieht sich zum lich nur von einem einzigen Staat, wieder Wenn wir von dieser Großmacht sprechen, 
einen auf Probleme,die wir gemeinsam in ei- nur in Generationen, nämlich von China, dann muss man sich aber gleichzeitig natür- 
ner Welt haben, bezieht sich aber auch auf keineswegs von Europa.Die USA sind heute lich bewusst sein über die Grenzen amerika- 
Chancen, auf Kooperationschancen. Und weniger ein wohlwollender Hegemon,son- nischer Macht. Und die Grenzen amerikani- 
wenn man von lnterdependenz redet, dann dern sie sind ein robust auftretender Hege- scher Macht werden und zur Zeit am Beispiel 
ist es ganz wichtig,sofort hinzuzufügen,dass mon,der für sich in Anspruch nimmt, mit al- Irak in nahezu beispielhafter Weise vorge- 
diese lnterdependenz natürlich nicht sym- len geeigneten Mitteln ihre Ziele durchzu- führt: Nach einem relativ kurzen Krieg, der 

sehr viel kürzer war,als die meisten von uns 
prognostiziert haben, erweist sich eben 
doch, dass diese Großmacht keineswegs in 

Dr. Wolfgang Zellner, Kommissarischer Leiter CORE, Institut für Friedens- und Sicherheitspolitik an der Lage ist, die Anschlussaufgabe, nämlich 
der Universität Hamburg Frieden zu schaffen, in derselben Weise 



Zentraleuropäische stehen können. Afghanistan hat nicht nur 
Initiative oder auch als Rückzugsraum für Terrorismus gedient 
in anderen Kontinen- hat, sondern als Anbaugebiet von Drogen, 

% ten Regionalisie- als Transfergebiet von Drogen. Also hier 
r U n q s p r o ze  s s e : entstehen durch den Zerfall schwacher 
NAFTA, ASEAN Staaten vollig neue Bedrohungslagen, die 

mit den klassischen Bedrohungen wie wir 
Fragmentierung sie aus der Zeit der Ost-West-Konfrontation 
Ich hab am Anfang kennen, uberhaupt nichts mehr zu tun ha- 

11 gesprochen von ben. Dies führt zu sogenannten komplexen 
asymmetrischen In- humanitären Notlagen, deshalb komplex, 
terdependenzbezie- weil die meisten oder vieleTeilsysteme die- 
hungen, das kann ser Gesellschaften nicht mehr funktionie- 
man auch klarer sa- ren. - gen: Es gibt Gewin- Es entwickeln sich stattdessen ethnopoliti- 
ner und Verlierer. Die sche Muster,gemischt mit religiösen Aspek- 
Schwachen sind die 

durchzuführen. Und wenn man die mit dem Verlierer, und wir haben es im Moment - 
Krieg verbundenen strategischen Ziele - ich keineswegs nur in Afrika, sondern in weiten 
erinnere nur: Demokratisierung des Irak, Lö- Teilen, im Kaukasus, in Zentralasien, im Na- 
sung des Palästina-Problems - noch mit ein- hen Osten, aber hinein in bestimmten As- 
bezieht, dann, muss ich sagen, wird dieser pekten bis nach Osteuropa - mit massiven 
Krieg für die amerikanische Regierung aus Prozessen von Staatsschwäche und auch 
der ursprünglichen Zielsetzung heraus nicht Staatszerfall zu tun - das berühmte Syndrom 
weniger als zu einem Desaster. ,,failedU und ,,failing state states". Staats- 

schwäche heißt nichts anderes,als dass Staa- 
Regionalisierung ten nicht mehr in der Lage sind,elementare 
Regionen sind für mich nichts als Verdich- Grundfunktionen für ihre Bevölkerung 
tungsräume von lnterdependenzbeziehun- wahrzunehmen, also zum Beispiel ,,human 
gen. Das kann in einem weiteren Sinne sein, security", Ausbildungsfunktion etc. 
dann sind die Beziehungen nicht so stark, Ich sag dazu mal ein paar Zahlen: InTadschi- 
das ist etwa im Bereich des,,großen Europas", kistan, also einem der ärmsten Staaten, wohl 
des OSZE-Europas, der Fall, oder in einem dem ärmsten Staat in OSZE-Europa mit ei- 
sehr viel engeren Bereich, wo alle gesell- nem Pro-Kopf-Einkommen von 180 Dollar 
schaftlichenTeilbereiche vernetzt sind - EU- im Jahr, kriegt ein Lehrer,wenn er überhaupt 
Europa. was kriegt, 8 Dollar im Monat; und die wer- 
Ein paar Anmerkungen zur EU: Die EU, mei- den dann meistens auch noch nicht gezahlt, 
nes Erachtens - deshalb bin ich froh, dass das heißt natürlich unterhalb der Armuts- 
Detlev von Larcher noch darauf zu sprechen grenze. In Georgien haben sich die Bildungs- 
kommt - auch ein Thema, das in der linken ausgaben pro Jahr und Schülervon 1990 bis 
noch immer nicht hundertprozentig ange- 1995 von 804 $ auf 30 $ reduziert.Wir haben 
kommen ist, (die EU) es also mit Staaten zu 
(ist) für mich ein Fas- tun, wo es kein Bil- 
zinosum: Züge von Die USA sind die einzige dungssystem mehr 
Staatlichkeit, im ganz gibt, wo es kein Ge- 
täqlichen Leben, 
ohne ein Staat zu Anspruch erheben können mehr gibt,von einem 
sein, wachsende Ele- - in jeder Hinsicht: Sozialsystem ganz zu 
mente immer noch schweigen. 
internationaler, also wirtschaftlich, politisch, ES hat aber solche pro- . . 
zwischenstaatlicher, zesse auch näher bei 
Kooperation, wach- ideologisch, militärisch -, uns qeqeben, ich erin- - - 
sende Bedeutung Großmacht ZU sein. nere: Wir hatten es 
transnationaler Bezü- 1997 - nicht lange her 
ge - das alles durch- - mit einem komplet- 
einander, als eine sui-generis-Konstruktion ten Staatszusammenbruch in Albanien zu 
innerhalbderStaaten,zwischen den Staaten, tun, ein Land, wo man in wenigen Stunden 
über den Staaten,die noch niemand wirklich auch mit dem Flugzeug hinkommen kann. 
auf den Begriff gebracht hat. Oder kommen wir zu Staaten,wie Afghanis- 
Wir arbeiten da gerade intensiv an der Uni- tan,die von den dümmsten, ungebildetsten 
versität, wir haben Tausende von Seiten Lite- Elementen der Gesellschaft regiert wurden. 
ratur intensiv durchgeguckt: Niemand ist in Das kann nur als zivilisatorischer Rückfall be- 
der Lage, die EU bisher auf einen Begriff zu zeichnet werden, wo neue Raubritter ent- 
bekommen,außer auf den Begriff,,sui gene- standen sind. 
ris" was nur ein Etikett ist und nichts aussagt. Bedeutsam sind diese Prozesse von Staats- 
Es gibt darüber hinaus weitere subregionale zerfall deshalb, weil daraus eine ganze Rei- 
Zusammenschlüsse: Ostseerat, Visegrad, he von transnationalen Bedrohungen ent- 

ten bieten diese sich als Bruchlinien dieser 
Zerfallsprozesse an und stellen gleichzeitig 
eine Mobilisierungs-ressource in primär 
wirtschaftlichen Verteilungskämpfen dar. 
Zusammenfassung kann also festgestellt 
werden: 

Internationale, transnationale und inner- 
staatliche Konfliktpotentiale verschränken 
sich immer häufiger; 

Wir beobachten wachsende Asymmetri- 
en, aber auch wachsende Kooperations- 
zwänge, die komplexe, multidimensionale 
Strategien erfordern. 

Dies alles geschieht mit einem hohen 
Tempo und übt einen großen Druck aus. 
EU-Europa: Zivilmacht, Militärmacht oder 
Friedensmacht? 
Es ist der Begriff der Zivilmacht eingeführt 
worden in dieThemenstellung,der Friedens- 
macht, und ich würde mal versuchen,das zu 
definieren: 

Wir haben ja hier ein Spektrum zwischen 
Zivilmacht und Militärmacht, beides einge- 
führte Begriffe über Jahrzehnte in der Dis- 
kussion:ZiviImacht wird verstanden als eine 
Macht, die ausschließlich mit zivilen Mitteln 
operiert. Dieser Begriff wurde lange Zeit auf 
die EU angewendet - das kann man wahr- 
scheinlich heute nicht mehr. Eine Militär- 
macht - ein Begriff, den ich heute 
insbesondere auf die USA anwenden würde 
- is t  dagegen eine Macht, die primär mit mi- 
litärischen Mitteln operiert. 

Eine Friedensmacht liegt für mich 
dazwischen, näher an der Zivilmacht,und ich 
würde da folgende Kriterien setzen: 

Eindeutige Priorität für den Einsatz ziviler 
Mittel, Einsatz militärischer Mittel nur als UI- 
tima Ratio und auf einer klaren Legitimati- 
onsgrundlage für Gewaltanwendung, und 
zwar von innen und außen: 

Legitimationsgrundlage von außen wäre 
für mich ein Beschluss des Sicherheitsrates 
der Vereinten Nationen, da führt nichts 
drumherum, also das ist die Bildung eines 
Völkerrechts in einem multilateralen Ansatz. 
Die Legitimationsgrundlage von innen ist 
natürlich eine klare Entscheidung des Parla- 
ments, und auch Kontrolle durch das Parla- 
ment,das ist ja auch aktuell vor wenigen Ta- 
gen durch eine Äußerung des Verteidi- 



gungsministers wieder in die Debatte ge- lntegrationsfähigkeit mit der und in die EU. 
kommen. Der entscheidende Faktor ist hier die Inte- 
Anhand dieser Kriterien wird man entschei- grationskraft der EU. Militärische Mittel sind 
den müssen, ob die EU eine Friedensmacht notwendig zur Absicherung der Rahmenbe- 
is t  - oder nicht. dingungen und reichen von einer symboli- 

schen Präsenz - im Bereich von 150 Leuten 
Sicherheitspolitische Herausforderungen in Mazedonien -; bis zu einer realen und fak- 
für EU-Europa tischen Präsenz wie etwa im Kosovo, wobei 
Ich will jetzt auf einige sicherheitspolitische man sagen muss,dass der militärische Kräf- 
Herausforderungen für EU-Europa einge- teeinsatz über die Jahre hin kontinuierlich 
hen, will es exemplarisch machen anhand und relevant sind. 
von drei Regionen und drei inhaltlichen Fel- 
dern; es gibt viele andere, aber darüber zu Die neuen Grenzen der EU 
reden,erlaubt die zeit nicht.Man wird sehen, Die erweiterte EU, und das ist ja schon eine 
dass diese Herausforderungen Weittestteils Position oder Lage, von der wir ausgehen 
nichtmilitärischer Natur sind. müssen,wird neue Nachbarn haben,die hei- 
Ich fang mal an mit dem Balkan. Das i s t  ein ßen Belaruss, Ukraine, Moldau und auch 
Bereich,der heute durch Stabilitäts- und As- Russland. Und es wird um eine große Frage 
soziierungsabkom- gehen: Abschottung 
men mit der EU ver- und/oder Kooperati- 
bunden ist. Diese Län- Die Trennlinien zwischen on bzw.um die Frage, 
der haben eine 
arundsätzliche Inte- 

innen- und außenpolitisch neue 
Grenzreqime einzu- 

grationsperspektive. generierten Bedrohungen richten,wobei ~ r e n z -  
Diese Integrations- regimefür mich nicht 
aersaektive löst aber werden unscharf. ebenso nur was Trennendes 
8 ,  

noch nicht die ganz wie zwischen militärischen, haben muss (müs- 
unterschiedl ichen sen?), sondern auch 
Fragen. Wir haben polizeilichen und zivilen verbindendes, 
mindestens drei bis Mitteln. Auch hier geht es um 
vier unterschiedlich multidimensionale 
ineinander fließende, Kooperation. Hier 
einander beeinflussende Problemlagen,die muss man sagen,dass die lntegrationskraft 
ich nur ganz kurz,ohne Lösungen anzudeu- der EU schon weniger wirksam ist und dass 
ten, skizzieren will. militärische Mittel und Kräfte überhaupt kei- 
Wir haben in Mazedonien im Verhältnis zu ne Rollespielen. 
der Zeit vor dem Minibürgerkrieg 2001 
eine Art,,kalten Status quo minus". Ich er- Die Peripherie: Kaukasus und Zentralasi- 
kenne keine Strategie der EU, das aufzulö- en 
sen.Ansatzpunkt wäre eine wirtschaftliche Das drittes Problemfeld ist das, was man 
Perspektive, die für dieses Land nicht exis- von Europa aus als Peripherie sehen kann, 
tiert aus meiner Sicht. Mazedonien, über in dortigen Perspektiven wird das natürlich 
die albanische Frage eng verbunden mit anders gesehen: Kaukasus und Zentralasi- 
dem Kosovo: Auch hier fehlt eine wirt- en. Es sind Regionen von hoher strategi- 
schaftliche Perspektive generell. Die meis- scher Bedeutung ich will das jetzt nicht aus- 
te Beschäftigung ist die Beschäftigung bei führen,auch Regionen in denen es sehr vie- 
den dort tätigen internationalen Organi- le Rohstoffe gibt. Es sind Regionen, in de- 
sationen. Und dazu kommt ein ungelöstes nen strategische Stabilität im Sinne der ge- 
- und derzeit auch unlösbares - Statuspro- sicherten Abwesenheit zwischenstaatlicher 

, blem,also entweder Unabhängigkeit oder Kriege noch nicht als gewährleistet gelten 
Autonomie. kann. Es sind Regionen, in denen es viele so 
In Bosnien haben wir ein westliches Protek- genannte,,eingefrorene Konflikte" gibt,also . torat unter dem,,High Representative",also Konflikte, wo nicht mehr geschossen wird, 
dem Hohen Vertreter, und wir haben es die aber seit einem Jahrzehnt nicht mehr 
bisher noch nicht geschafft,den Ausweg aus gelöst werden 
dieser Protektoratsfalle - muss man schon Es gibt klare Interdependenz im Verhältnis 
mittlerweile sagen -zu finden, bei der nicht Kaukasus - Zentralasien, konkret z. B. 
die Bosnier Demokratie entwickeln können, Tschetschenien, die können wir nicht Iän- 
sondern wir eigentlich anzugeben haben, ger totschweigen.Wir haben es hier mit au- 
was dort passiert. toritären bis totalitären Regimen zu tun, die 
Kroatien ist das einzige Westbalkanland ne- gleichzeitig schwache Regime sind. Dort 
ben Slowenien, das eine ganz andere Rolle herrscht drückende Armut für die breiten 
spielt -, wo eine direkte Beitrittsperspektive Massen, während sich kleine Eliten heraus- 
zur EU erkennbar ist. bilden. 
Wenn man für diese Ländergruppe von ei- Auch hier ist ein Gesamtansatz: erforderlich, 
nem Gesamtansatz spricht, dann würde der die die kooperative Stärkung von Binnensta- 
heißen: Stärkung deren Kooperations- und bilität mit einer strategischen Stabilität ver- 

bindet. Erforderlich is t  eine Förderung regio- 
naler Kooperation, und da die Integrations- 
kraft der EU sehr viel weniger wirksam ist, 
kommt Russland eine entscheidende Rolle 
zu. 
Die EU ist ein Kooperationspartner in diesem 
Bereich, der ein wenig Geld in diese Regio- 
nen bringt, um eine Zahl zu sagen: Die EU 
wird in den kommenden Jahren pro Jahr für 
alle zentralasiatischen Länder fünfzig Millio- 
nen Euro ausgeben. Das ist nicht sehr viel, 
obwohl es schon eine Verdoppelung dar- 
stellt zu den Jahren zuvor. 
Und man müsste weiter sprechen über Russ- 
land,den Mittelmeerraum,den Nahen Osten, 
Afrika oder auch Asien,wo es große Konflikt- 
potentiale auch im zwischenstaatlichen Be- 
reich gibt. 

Drei zentrale inhaltliche Felder für EU- 
Stabilitätspolitik 
Hier gibt es in gewisser Weise drei Aspekte 
desselben Problemsyndroms 
(1) Der Umgang mit autoritärenltotalitären 
Staaten 
Nach mehr als einer Dekade internationaler 
Demokratisierungspolitik ist die Lage er- 
nüchternd. Nehmen wir nur zwei Beispiele: 
In Aserbaidschan gab es massive Wahlfäl- 
schungen, trotzdem gab es Glückwünsche 
der französischen Regierung, auch Russland 
und die USA scheinen mit den Ergebnissen 
dort sehr zufrieden. 
In Turkmenistan gibt es eine Volldiktatur, 
dank der das russische Gasgeschäft unge- 
stört abgewickelt werden kann. lnternnatio- 
nale Reaktionen bleiben aus. 
Erforderlich wäre in beiden Fällen meines Er- 
achtens eine Orientierung auf die Herstel- 
lung von Menschenrechten und Rechts- 
staatlichkeit, statt einer übermäßigen Kon- 
zentration allein auf Wahlen. 



Hier gibt es in der EU noch keine Strategie, 
sondern nur viele Einzelinteressen. 
(2) Umgang mit failed and failing states 
Die (Wieder)Herstellung fundamentaler 
Menschenrechte und Rechtsstaatlichkeit, 
wie bereits erwähnt,ist hier ebenso erforder- 
lich wie eine lnstitutionenbildung, und die 
Reform der Sicherheitssektoren. 
Große Bedeutung haben zudem die Bildung 
der breiten Massen und die Einbeziehung 
der vorhandenen Eliten 
(3) Umgang mit neuen Bedrohungen 
Wir müssen drei unterschiedliche Bedrohun- 
gen unterscheiden: internationale Konflikte, 
primär innenpolitisch gelagerte Konflikte 
und transnationale Konflikte 
Der Schmuggel von Menschen, Waffen und 
Drogen, das organisierte Verbrechen, unkont- 
rollierte Migrationsströme und Terrorismus 
sind interdependent und international ver- 
netzt.DieTrennlinien zwischen innen- und au- 
ßenpolitisch generierten Bedrohungen wer- 
den unscharf, ebenso wie zwischen militäri- 
schen,polizeilichen und zivilen Mitteln,wie wir 
es aktuell an Beispielen wie Afghanistan sehen. 
Überhaupt haben wir hier oft eine starke 
Verbindung zum failed states-Syndrom. 
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Gibt es eine alternative EU-Strategie ge- ven Ansatz, der notwendigerweise in einen 
genüber den USA? multilateralen Ansatz mündet 
Die US-Strategie lässt sich kennzeichnen Wie entwickelt sich daraus ein Umgehen mit 
durch die Nutzung US-Strategie? Ent- 

""C ' A "-T cld\Al *-- -". . .. -, 
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von technologischer scheidend ist nicht al- 
und militärischer Euro~as Antwort müsste lein derzeitiqe US-Re- - 
Uberlegenheit, um eine asymmetrische gierung, sondern ent- 
Überlegenheit zu er- scheidender ist ein 
halten. Ihr wirksams- Antwort auf die US- langfristiger geseII- 
tes Instrument ist die Strategie sein, die eben schaftlich-politischer 
präventive militäri- Dialog. Hier gibt es un- 
sche Aktion oder nicht anstrebt, militärische streitbare Defizite.Wir 

Nutzung von Asym- Stärke zu kopieren, sondern brauchen mehr 
metrie, um Asymme- Kenntnis und Ver- 
trie zu erhalten. weiter primär auf zivile ständnis dissidenter 
Letztlich ist dies eine Mittel setzt. Positionen, wie sie 
konfrontative Strate- zum Beispiel bei der 
gie, die notwendiger- Rede von Susan Son- 
weise eineTendenz zu unilateralem Handeln tag bei der Verleihung des Friedenspreises 
bedeutet. des deutschen Buchhandels. 
Die EU-Strategie müsste, um alternativ zu Letztlich müsste Europas Antwort eine 
sein, die Nutzung von wirtschaftlicher und asymmetrische Antwort auf die US-Strategie 
politischer Macht vorsehen,um Asymmetri- sein, die eben nicht anstrebt, militärische 
en abzubauen.Sie müsstealso im Gegensatz Stärke zu kopieren, sondern weiter primär 
zu den USA die vorhandenen Asymmetrien aufzivile Mittel setzt.Dies hat nichts mit Pazi- 
nutzen, um sie zu beseitigen. Dies beinhaltet fismus zu tun, sondern mit modernem au- 
zumindest grundsätzlich einen kooperati- ßenpolitischen Denken. CPW 6 I 2603 

US-Politik, die Re- ls lamis ierung und die 
Aufgabe Europas  
Statement von Sabine Kebir 

Ich möchte schärfer ins Bewusst- 
sein bringen, dass sich das neoliberale Dog- 
ma, das von den USA ausgeht, wie ein Mehl- 
tau über die Politik legt und dass es deshalb 
nicht zu einer Befriedung, sondern zu einer 
immer schärferen Konfliktualisierung des 
Nahen Ostens kommen wird. 

US-Strategien im Nahen Osten 
Das sozusagen programmatisch festge- 
schriebene Auslassen von systematischer 
Strukturpolitik und die grundsätzliche Ab- 
lehnung der Idee, dass der Staat bestimmte 
Sektoren haben müsste und gesamtgesell- 
schaftlich etwas zu steuern hätte, wenn die- 
sevorstellung ausgeblendet wird, und wenn 
dann die praktische Politik auch nichts 
macht, dann führt das in die Katastrophe. 
Der Nahe Osten hat nicht nur das Problem 
des schrecklichen Krieges selbst, sondern 
dieses Problem kommt jetzt noch dazu und 

blockiert meiner Meinung nach jegliche po- 
sitiven Lösungsansätze. 
Die Verbrechen von Saddam Hussein haben 
nicht nur in der Vergasung eigener Bevölke- 
rungsteile und in der schrecklichen Diktatur 
bestanden oder im Krieg und dem Erobe- 
rungsversuch von Kuwait - das waren natür- 
lich wirkliche Verbrechen. Aber als ,Verbre- 
chen' gilt im Westen auch, dass er sich hin- 
sichtlich seiner Erdölindustrie offensichtlich 
nicht den Wünschen angepasst hatte,die die 
transnationalen Erdölgesellschaften hegten, 
nicht nur dem Irak, sondern auch anderen 
Ländern gegenüber. Die Ölmultis wollen 
immer mehr als 51% der Anteile besitzen, 
um bestimmen zu können, was mit diesem 
Erdöl passiert,vor allem,zu welchem Preis es 
wem verkauft wird. Das ist also auch ein 
wichtiges,Verbrechen'von Saddam Hussein 
gewesen, der eigentliche Kriegsgrund. Wir 
haben ja gesehen,dass zwar nicht alle,aber 

Dr. Sabine Kebir, Journalistin und Schrifistellerin, lebt in Berlin 

bestimmte andere Vorwände wie ein Kar- 
tenhaus zusammengefallen sind. 
Die Nachkriegspolitik im lrak ist jetzt voll- 
kommen kindisch: Der lrak i s t  ja eigentlich 
ein hochentwickeltes Land, das überhaupt 
keine Wirtschaftshilfe braucht.Sie benötigen 
dort auch keine Spezialisten oder ausländi- 
schen Firmen, die Brücken aufbauen, das 
Elektrizitäts- und Wassersystem wieder orga- 
nisieren, oder das Krankenhaussystem - das 
können die Iraker alles selbst.Und eigentlich 
hat der lrakauch die Geldmitte1,um das selb- 
ständig in die Wege zu leiten. 
Und wenn Europa sagt:,,Wir müssen da wirt- 
schaftlich unbedingt mitmischen, damit wir 
auch später - wirtschaftlich unsere Füße 
drin habenM,dann ist das auch eine neokolo- 
niale Beihilfe, und ein Versuch, in ein neoko- 
loniales Projekt mit einzusteigen. Wenn das 
ganze Gebiet nun zu einer reinen Privatwirt- 
schaft,oder sogar zu einer Freihandelszone 
werden soll, -was übrigens auch ein Öffent- 
lich proklamiertes Kriegsziel von Bush gewe- 
sen ist -, ist das natürlich auch eine Absurdi- 
tät: Keine Wirtschaft der Welt, die einen Krieg 
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erlebt hat, kann nach dem Krieg auf starke 
staatliche Regularien verzichten, und die 
müssen eben auch souveränstaatlich sein. 
Schließlich müssen wir noch berücksichti- 
gen,dass der lrak über ein Jahrzehnt Embar- 
go hinter sich hat, was die Menschen auch 
nur überleben konnten, weil es eine starke 
staatliche Verteilungspolitik der Dinge gab, 
die künstlich verknappt waren. 
Es is t  also ein Land, das überhaupt nicht vor- 
bereitet ist auf das, was ökonomisch jetzt 
immer vorgeschlagen wird, und was das All- 
heilmittel der Nachkriegspolitik sein soll: ra- 
sche Privatisierung und Entstaatlichung. 
Ähnliche Probleme stellen sich aber für die 
gesamte Region. 
Es ist auch keine zukunftsfähige Politik der 
USA, wenn sie in den zentralasiatischen Län- 
dern nun nur versuchen, mit den Regierun- 
gen bestimmte Deals auszumachen, die 
teilweise vor allem strategische Erdölinteres- 
sen betreffen, teilweise lediglich die Statio- 
nierung von Truppen, Soldaten usw., um 
beispielsweise das Afghanistan-Problem in 
den Griff zu kriegen. 

Die Re-lslamisierung geht von Saudi-Ara- 
bien aus 
Während die Strukturpolitik der islamischen 
Staaten der ehemaligen Sowjetunion zu- 
sammengebrochen ist, findet dort, - wie 
auch schon angedeutet wurde - eine Re-ls- 
lamisierung statt. Sie kommt nicht von 
selbst,weil die Leute plötzlich eine Offenba- 
rung Allahs empfangen haben,sondern weil 
Saudi-Arabien die Moscheenstruktur seit 
dem Zusammenbruch der Sowjetunion fi- 
nanziert. 
Saudi-Arabien ist eine große Finanzmacht.die 
schon seit 30 Jahren über den Moscheenbau 
in der gesamten islamischen Welt nach Hege- 
monie strebt. Da werden aber nicht nur Ko- 

ranschulen und -universitäten eingerichtet. 
Dort entsteht dann auch ein minimales Für- 
sorgesystem, eine Sozialhilfe, finanziert von 
Saudi-Arabien. Wo sonst alles zusammenge- 
brochen ist,ist das für die Menschen die letzte 
Zuflucht. Das scheint sogar ein etwas 
menschlicheres System,als das, was Amerika 
anbietet.Die USA treten nur mit ein paar Füh- 
rungskräften in Kontakt, die dann natürlich 
auch was davon haben, während die einfa- 
chen Menschen nur Niedergang erleben. 
Saudi-Arabien ist dagegen für die Gesamt- 
bevölkerung wahrnehmbar und befördert 
dadurch die Re-lslamisierung. Wer diese So- 
zialhilfe haben will, muss den weiblichenTeil 
der Familie verschleiern. Ein größeres Ge- 
heimnis steckt da nicht dahinter. Es können 
dadurch aber auch lokale Konflikte forciert 
werden, wenn man die jungen Männer, statt 
ihnen Arbeit zu geben, bewaffnet und sie da 
hineinzieht. So entstehen auch in Zentralasi- 
en zunehmend gefährliche Konstellationen. 
Bis vor wenigen Jahren ging die Re-lslamisie- 
rungspolitikder Saudis mit der strategischen 
Wirtschafts- und Militärpolitik der Amerika- 
ner Hand in Hand.Jetzt sind da Konflikte auf- 
gebrochen, hinter die wir im Einzelnen noch 
gar nicht schauen können.An manchen Stel- 
len kooperieren sie auch wieder, wenn man 
sieht,dass Saudi-Arabien auch wieder Geld 
für den lrak geben will. Aber in Wirklichkeit 
gibt es Konkurrenz und ein tiefes Konfliktpo- 
tential. Gerade in den zentralasiatischen Re- 
publiken kann man nicht mehr von Interes- 
senübereinstimmung reden. 

Das zivilisatorische Potential Europas 
Wir hatten in Europa im Verlauf des Kalten 
Krieges, im Konflikt mit dem Ostblock einen 
relativ friedlichen Kampf, wo zivilgesell- 
schaftliche Werte in den Vordergrund ge- 
stellt wurden, die sich sogar als effizienter- 

wiesen haben. Man muss sogar sagen: Der 
Ostblock verteidigte sich nicht mit Waffen, 
sondern hat sich zivilgesellschaftlich fried- 
lich aufgelöst.Das ist ein enormes - jetzt mal 
ganz abgesehen von anderen Gesichtspunk- 
ten - zivilisatorisches Potential, das Europa 
heute als strategische Konfliktlösungsvor- 
schlag weltweit einbringen könnte. 
Daher hat in diesem und letzten Jahr eine 
ganz erstaunliche Bevölkerungsmobilisie- 
runggegendenKrieggegebenundgegen 
die Behandlung,die die USA dem gesamten 
Nahen Osten verpassen. Es ist ja nicht Ger- 
hard Schröder gewesen, der diese zivilge- 
sellschaftliche Bewegung ausgelöst hat. Sie 
war schon zu Buschs Besuch im Frühjahr 
ZOO2 durch tagelange Demonstrationen in 
der Hauptstadt präsent, ein sehr beachtli- 
ches Potenzial. Es muss unsere Regierung 
weiterhin beeinflussen. Wobei das sicher 
schwieriger ist,denn die Notwendigkeit,den 
Krieg zu verhindern ist einfacher für diese zi- 
vilgesellschaftlichen Kräfte gewesen, als 
jetzt diese wirtschaftspolitischen Fragen in 
ihrer Tragweite zu beurteilen. 
Der Krieg, wie Busch ihn versteht, ist vorbei, 
dafür hat eine Art Partisanenkrieg begon- 
nen. Das ist es,was sich Saddam ausgedacht 
hat, anstelle großen militärischen Wider- 
stands, der ja von vornherein sinnlos war. 
Wahrscheinlich mischt auch EI Quaida mit - 
ein Begriff, von dem niemand weiß, welche 
Kräfte wirklich dahinter stecken. Nur eins is t  
sicher: ein ,Krieg gegen den Terror' trifft 
wahrscheinlich meist ins Leere. 
Europas und Deutschlands Chance besteht 
nur darin,sich nicht in neokoloniale Prozesse 
einbinden zu lassen.Unsere Erfahrungen mit 
den zivilgesellschaftlichen Konfliktlösungs- 
strategien sollten wir als aktivevermittler für 
gerechte Verhandlungslösungen einbrin- 
gen. SPW 61 2003 

Wir müssen  den Diskussionsprozess der 
europä ischen Linken organis ieren 
Statement von Detlev von Larcher 

DerVerein,,Soziale Republik Europa" ten und Sozialisten, und wir haben ziem- pa" gegründet worden. Wir sind noch 
lich schnell linke Sozialdemokraten und immer nicht ganz fertig damit, weil außer 

Begonnen hatten wir vor einigen Sozialisten aus anderen europäischen Län- dem großen Spaß, den die gemeinsame 
Jahren mit einer Diskussion zwischen fran- dern zur Diskussion hinzu geholt. Daraus Diskussion nach anfänglichen Anlauf- 
zösischen und deutschen Sozialdemokra- ist 1999 der Verein,,soziale Republik Euro- schwierigkeiten gemacht hat, und auch 

den Erfolgen - denn wir haben verschie- 
dene Stellungnahmen zur europäischen 
Politik, zur Veränderung der SPE gemein- 
sam beschlossen und veröffentlicht - is t  es 

Detlev von Larcher, Co-Vorsitzender des Vereins Soziale Republik Europa und des Forum DL 2 1 e.K, aber doch auch zu Schwierigkeiten ge- 
spw- Mitherausgeber, lebt in Weyhe bei Bremen. kommen, weil wir natürlich unterschiedli- 



überhaupt nicht mehr rechtgläubig 
sind ..." - so sag ich's jetzt mal ganz pole- 
misch. 
Das hat zu einer Lähmung auch im Verein 
geführt, die erst wieder überwunden wer- 
den muss. Aber von dieser Diskussion 
insgesamt ziehe ich schon die Schlussfol- 
gerung, dass wir sie dringend weiterfüh- 
ren müssen, und dass sie auch erfolgreich 
sein kann, dass sie erfolgreich sein muss. 

icHWDRT Denn wer soll eigentlich die treibende 
Kraft sein, um eine wirkliche grundsätzli- 

BAYER che Änderung der Politik in Europa herbei- 
zuführen, wenn nicht die sozialdemokrati- 

che politische und kulturelle Traditionen 
haben. 
Letztendlich ist die große Schwierigkeit 
dann im letzten Jahr und im vorletzten 
Jahr dadurch entstanden, dass nach der 
großen Wahlschlappe der sozialistischen 
Partei in Frankreich die französische Linke 
in der sozialistischen Partei nichts Besse- 
res zu tun hatte, als sich in drei Richtun- 
gen aufzuspalten. Statt zu sagen: Im Ver- 
lust, in  der Krise muss man sich zusam- 
mentun, haben die gesagt:,,Jetzt müssen 
wir uns aufteilen, in die, die rechtgläubig 
sind, die weniger rechtgläubig sind, die 

haben auf die Probleme,die wir hier aige- 
sprochen haben. 

Welche ökonomische Perspektive hat 
die EU für die Beitrittsländer?" 
Die Beitrittsländer müssen sich völlig an- 
passen an die europäischen Bedingungen! 
Ich bin unsicher darüber, ob die jeweiligen 
Länder - und erst recht, ob die Völker in 
den Ländern - überhaupt wissen, was das 
für ihr eigenes Wohlergehen bedeutet. Da- 
mit  ich nicht falsch verstanden werde: Ich 
glaube, es führt gar kein Weg um die Er- 
weiterung Europas herum, weil ich auch 
erlebt habe - gerade in Osteuropa - dass 
die Menschen das wollen:Die wollen in die 
EU, weil sie sich goldene Zeiten davon ver- 
sprechen. 
Aber welche Perspektive ist das? Es ist die 
der Markterweiterung, es ist, glaub ich, 
eine ziemlich egoistische Perspektive, die 
Europa da verfolgt, und es ist überhaupt 
nicht eine damit verbunden, vom neoli- 
beralen Dogma wegzukommen. Ich will 

ein Beispiel sagen, aus einem Land, das 
wahrscheinliche erst in der dritten Stufe 
zu Europa gehören wird, nämlich aus Ru- 
mänien. Da ist es im Moment so: Wenn in 
Rumänien das Schweinefleisch knapp 
wird, dann wäre ja eigentlich die normale 
Reaktion: Die Schweinepreise steigen, 
und die Bauern,die Schweinezüchter,ver- 
dienen besser an der Schweinezucht. In 
Rumänien geht es genau umgekehrt: 
Wenn das Schweinefleisch knapp wird, 
dann werden die Export-Tore aufge- 
macht, es kommen unheimlich viele Im- 
portschweine aus den EU-Ländern ins 
Land, der Schweinefleischpreis sinkt - 
und die rumänischen Schweinezüchter 
gehen ein. Was ist das für eine ökonomi- 
sche Strategie für das Land?! 
Zweiter Punkt: Natürlich glaube ich, dass 
die Linke mitdiskutieren muss,wenn es um 
die Wehrpolitik, die Rüstungspolitik geht. 
Natürlich muss die Linke auch darüber 
mitdiskutieren, ob wir der Meinung sind, 
dass die Bundeswehr im Verbund der Ein- 
greiftruppe an jeder Stelle der Welt auch 
militärisch aktiv werden muss. 

Bewegungen wie die ,,Sozialforen" als 
Chance nutzen 
Der dritte Punkt,den ich ansprechen woll- 
te: Ich glaube, Bewegungsstrategie oder 
parteiliche Strategie dürfen kein Gegen- 
satz sein. Parteiliche Strategie betreiben 
wir beide ja, wie überhaupt alle im Saal, 
sehr intensiv.Aber ich frag mich schon,wa- 
rum zum Beispiel auf dem 2. Weltsozialfo- 
rum ganz viele französische Mitglieder der 
sozialistischen Partei und auch ganz viele 
Mitglieder der französischen Nationalver- 
sammlung anwesend waren, und aus 
Deutschland nur zwei, nämlich Hermann 
Scheer und ich. Ich glaub schon, dass wir 
uns darum kümmern müssen, was auf sol- 
chen Weltsozialforen, auf europäischen 
Sozialforen geschieht, wir sollten da auch 
mitdiskutieren. Und wiewohl solche Bewe- 
gungen auch skeptisch gegenüber Berufs- 
politikern sind, auch mit einigem Recht 
wahrscheinlich, sollten wir wenigstens 
dort zuhören und anwesend sein - und 
nicht einfach nur aus der Zeitung davon 
lesen. 
Wenn wir wirklich etwas verändern wollen, 
dann sind wir nicht nur auf den innerpar- 
teilichen Diskurs angewiesen, nicht nur auf 
die innerparteiliche Aktion, sondern wir 
sind - wie es schon immer gewesen ist - 
davon abhängig, was außerhalb der Partei 
diskutiert wird, was außerhalb artikuliert 
wird, worüber außerhalb der Partei berich- 
tet wird. Wir stellen ja fest, dass Europa im 
Grunde genommen keine Presse hat. Ich 
hab kurz berichtet, was wir in Verein,,Sozi- 
ale Republik Europa" gemacht haben - 
darüber konntet Ihr fast nie in der Zeitung 
lesen. Das ist auch ein Punkt, der uns sehr 
zu schaffen macht. SPW 6 12003 
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Wie geht die Zukunft für die SPD 
weiter? Diese Frage kann nicht diskutieren 
werden, ohne sich darüber klar zu werden, 
dass wir natürlich in einer ziemlich schwieri- 
gen Lage unserer Partei sind. Dass, was wir 
gegenwärtig an Mitgliederbewegung in un- 
serer Partei erleben, geht nicht nach vorne, 
sondern rückwärts. Und das ist etwas, was 
alle, die so lange in dieser Partei aktiv sind 
wie wir, bedrücken muss. 
Dass uns das jetzt trifft hat sicher damit zu 
tun, dass wir uns in ganz gewaltigen gesell- 
schaftlichen Umbruchprozessen befinden 
und die Sozialdemokratische Partei führt 
meines Erachtens stellvertretend für die 
deutsche Nachkriegsgesellschaft die Debat- 
te darüber, wie wir unseren Sozialstaat wei- 
ter entwickeln wollen und welche Aufgaben 
sich daraus ergeben. Das ist nicht einfach, 
denn unabhängig von den verschiedenen 
Sichtweisen, die man zu diesem Thema ha- 
ben kann, is t  eines ziemlich klar: bloß am sta- 
tus quo festhalten und darauf hoffen, dass 
alles von alleine besser wird, das will keiner 
und das kann auch nicht funktionieren. Das 
bedeutet aber,dass es,egal welchen Weg wir 
einschlagen, es schwierig werden wird. 
Aber wir wollen und müssen damit dievor- 
aussetzungen schaffen, Perspektiven für die 
Sozialdemokratische Partei Deutschlands 
und unsere Gesellschaft zu entwickeln. Auf 
dem nächsten Parteitag wollen wir dafür die 
Felder definieren. 

Eine sozialdemokratische Innovations- 
strategie formulieren 
Das erste großeThema ist,,lnnovation". Es is t  
nicht nur der Sache, sondern auch für das 
Gefüge der Gesamtpartei notwendig und 
richtig, weil es ein Thema ist, über das die 
SPD von ganz unterschiedlichen Ausgangs- 
punkten aus zusammenfinden kann: das ist 

i zum ersten ein zentrales Thema für diejeni- 
gen, die zurecht darauf hinweisen, dass wir 
voran kommen müssen im Bereich der tech- 
nologischen Entwicklung,dass wir eine neue 
Dynamik für die Gesellschaft entwickeln 
müssen. Innovation, das ist zum weiten ein 
Thema das diejenigen entwickeln und un- 
terstützen können, die das aus einer Pers- 
pektive der Nachhaltigkeitsstrategie formu- 
lieren, von Effizienzgewinn und alles was 
dazu gehört. Und Innovation, das ist drittens 
ein Thema für diejenigen die sagen, dass es 
in unserer Gesellschaft ein Trägheitsphäno- 
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men gibt, dass es zuwenig nach vorne wei- ter dasThema Familie zu packen.Damals hat 
sende Unternehmensgründungen gibt. Die- es Ausgangsbedingungen gegeben, wo die 
se unterschiedlichen Ansätze können in eine Verweisung von Frauen auf dasThema Fami- 
lnnovationsstrategie der Sozialdemokrati- lie politisch-inhaltlich und sozial-faktisch ge- 
schen Partei gebündelt werden. meint war. Dieses Verständnis war eher ein 
Interessant ist aus meiner Sicht, dass die reaktionäres, das auch in unserer Partei be- 
Skepsis vorbei ist,die dem Thema Wachstum kämpft und verändert werden musste. Heu- 
über lange Zeit in der sozialdemokratischen te finden wir aber eine ganz andere Situati- 
Debatten gegenüber geäußert wurde. Das on vor.Familie und diewünsche von Kindern 
ist auch gut und hilfreich für die Debatte, und Eltern befinden sich heute völlig im Ge- 
ohne dass wir jetzt in die Zeit ungesteuerter gensatz zu dem, was heute die Selbstver- 
Wachstumsstrategien ständlichkeiten und 
früherer Jahrzehnte Eigengesetzlichkei- 
zurückkehren. Die Sozialdemokratische ten unserer wirt- 
Es gehört zum Inno- 
vationsthema aber 

Partei führt stellvertretend "haft"chen 
suna mit sich brin- 

auch aus meiner Sicht für die deutsche qen. Vielleicht ist Fa- 
noch ein ganz ande- milie eine der letzten 
res Thema, das für die Nachkriegsgesellschaft die antikapitalistischen 

Sozialdemokratische Debatte darüber, wie wir Institutionen unserer 
Politik in der Zukunft heutigen Gesell- 
von ganz großer und unseren Sozialstaat weiter Denn das, was 
entscheidender Be- entwickeln. die marktwirtschaftli- 
deutung sein wird, 
nämlich die Frage,,Bil- 
dung". Und da müssen wir uns von einigen 
Illusionen befreien, die nicht nur die Sozial- 
demokratie, sondern auch viele andere in 
Deutschland teilen. Die Illusion nämlich,dass 
wir in Deutschland bildungspolitisch vor- 
bildlich seien. Deutschland ist nicht mehr 
das Land,das im wesentlichen auf seinegeis- 
tigen Kräfte zurückgreifen kann und auf die 
gute Qualifikation und Bildung der Men- 
schen,die in diesem Lande tätig sein wollen, 
sondern wir sind zurück gefallen gegenüber 
anderen Gesellschaften, weil wir die Prioritä- 
ten, die hier zu setzen waren, nicht mehr 
richtig gesetzt haben. 

Unsere Gesellschaft muss kindferfreund- 
licher werden 
Deutschland ist erkennbar eine der kinder- 
unfreundlichsten Gesellschaften Europas, im 
Vergleich mit vielen anderen gibt es hier Pro- 
bleme für die Ziele und Lebensverhältnisse 
berufstätiger Eltern,die sich anderswo nicht 
auftürmen. 
Deshalb is t  dies das zweite große Kapitel: Fa- 
milienpolitik und die Frage nach einer kin- 
derfreundlichen Gesellschaft. 
Einige befürchten ja,wir kämen zurück in die 
falschen Debatten und Frontstellungen der 
50er und 60er Jahre und dass wir die Gefahr 
laufen, Geschlechtergerechtigkeit allein un- 

.g, war 1984- 1988 stellv. Juso-Bundesvorsitzen- 

chen Zusammenhän- 
ge unseres Landes ei- 

gentlich verlangen, sind die berufstätigen 
Singles. Und das Modell des berufstätigen 
Singles i s t  in Konflikt mit den Anforderun- 
gen und Wünsche derer, die Kinder haben 
wollen, die mit Kindern berufstätig sein wol- 
len,die Partnerschaft haben wollen.lch glau- 
be deshalb, dass es richtig ist, das als eine 
sehr progressive Strategie zu begreifen. Und 
deshalb ist das eines der Schwerpunkte un- 
serer Zukunftsdebatte. Wir wollen, Verhält- 
nisse schaffen, wie wir sie in den fortschriftli- 
chen Ländern Europasvorfinden,wenn wirz. 
B. nach Skandinavien in dieser Frage schau- 
en. 

Steuer- und Finanzpolitik 
Drittens: wir müssen an Fragestellungen 
weiterarbeiten, die mit dem Thema Steuern 
und was an Einnahmen und Verteilungsfra- 
gen damit zusammenhängen. Das, was sich 
über unsere letzte Steuerreform hinaus er- 
geben hat, müssen wir diskutieren unter 
dem Gerechtigkeitsaspekt. 
Wir versuchen das mit dem Perspektivantrag 
auch hin zu bekommen. Ich will deshalb ein 
paar Entscheidungslinien darstellen, die da- 
rin sich wieder finden. Eine i s t  zu sagen, wir 
finden, dass dort, wo Vermögensübertra- 
gungen stattfinden, eine Besteuerung sein 
soll. Und das ist inbesondere auch dann der 
Fall bei der Versteuerung von Veräußerungs- 
gewinnen. Unsere Vermutung, Abgeltungs- 
steuern seien etwas unübliches, ist völlig 
falsch,die Erhebung von Abgeltungssteuern 
von Veräußerungsgewinnen ist ein weltweit 



üblicher Vorgang, nur in Deutschland blei- ren von der Beitragsfinanzierung sozialer Si- schlechten Leistungen bekommt, das ist 
ben diese Gewinne weitgehend unbesteu- cherheit.Das halte ich in der Grundannahme steuerfinanziert schon für ihn vorhanden. 
ert und ich glaube,dass esdeshalb richtig ist, für völlig falsch, wenn man davon absieht, Der deutsche Hilfsarbeiter muss das an Bei- 
wenn wir sagen,das wollen wir auch, so wie dass man natürlich immer Relationen ver- trägen zusätzlich noch bewerkstelligen. Und 
es in den USA, wie es in fast allen anderen schieben kann -da ist jede Diskussion span- darum haben wir ein Problem im Bereich 
europäischen Ländern der Fall ist:wirwollen, nend. Man muss sich das auch einmal nur von schlecht bezahlter, gering qualifizierter 
dass man Veräußerungsgewinne versteuert. dann angucken, bei denen , die das am ex- Arbeit.Und das ist der Reformbedarf,den wir 
Wir haben versucht,das gesetzgeberisch zu- tremsten vorschlagen, bei Meinhard Miegel jetzt bewältigen und in der Zukunft bewälti- 
stande zu bringen, das ist im Bundesrat ge- zum Beispiel und auch Herrn Biedenkopf. gen müssen. 
scheitert, nicht nur bei dem sogenannten Die sind aber zumindest so ehrlich, anders Wirglauben,dassVeränderungen im Bereich 
Steuervergünstigungsabbaugesetz, son- als manche Debatte bei den Grünen und der Rentenversicherung, was die Einnah- 
dern auch danach noch mal.Aber ich glaube, auch bei Zusammenhängen in unserer eige- menseite betrifft,sich nicht empfehlen.Mehr 
die politische Debatte ist nicht völlig aus- nen Partei,dasssiezuendedenken,dasseine Beitragszahler führen nur zu weiteren An- 
sichtslos.Wenn man mal die absurden Teile aus Steuern finanzierte Soziale Sicherheit spruchstellern. Das kann man diskutieren 
der ganzenvorschläge von Merz, Kirchhoff & nur bei massiver Leistungskürzung möglich aus Gesichtspunkten der sozialen Ordnung, 
Co. Beiseite lässt, dann ist denen auch klar, ist.Denn es ist nicht vorstellbar,dass das,was der Gerechtigkeit, weil man es gut findet, 
das ist nur unser Land,das da auf einem Son- heute an Sozialversicherungsbeiträgen fi- aber niemals aus Finanzierungsgesichts- 
derweg begeben hat. nanziert wird,aus Bundessteuern finanziert punkten. Sie führen nicht zu einer zusätzli- 
Und der zweiteVorgang,der hier von Bedeu- werden könnte, die wir neu erheben müss- chen Stabilisierung der sozialen Sicherheit. 
tung ist, ist die Diskussion über Erbschafts- ten. Auch dann nicht, wenn Besserverdienende 
besteuerung. Um es mit den Worten des Der Bundesetat hat heute ein Volumen von hereinkommen, es sei denn, man verfolgt 
Sprechers des Manager-Kreises der Fried- ungefähr 250 Mrd. Euro,davon sind nicht al- 
rich-Ebert-Stiftung zu sagen: Die Besteue- les Steuern, sonder ein großer Teil Schulden 
rung großer Erb- und relativ viele ande- 
schaften ist heute in re Einnahmen.An Bei- 
Deutschland gerin- Die Skepsis, die dem Thema tragseinnahmen bei 
ger als zu Zeiten von Wachstum über lange Zeit den sozialenVersiche- 
Ludwig Erhard. Ob rungsträgern ' in 
sich das soziaiwissen- in der sozialdemokrati- Deutschland haben 
schaftlich erhärten SChen Debatten gegenüber wir 350 Mrd. Euro. Das 
lässt, habe ich nicht - . . . . heißt mehr, wir müss- 
gepruft. Wir geäurkrt wurde, ist vorbei. ten zusätzliche Bun- - 
jedenfalls denken, dessteuern von über 
dass man da etwas an 350 Mrd. Euro erhe- 
Veränderung vornehmen muss, selbstver- ben. Es mag Gesellschaften geben,in denen 

das wohl auch hier im Saal nicht mehrheits- 
fähige Modell, dass die zwar reinkommen, 
aber weniger dafür kriegen. Bisher ist es 
jedenfalls bei der Rentenversicherung so, 
dass es einen strikten Zusammenhang gibt 
zwischen Einzahlungen und Auszahlungen. 
Wer mehr zahlt, kriegt proportional auch 
mehr raus. Und man müsste das kappen, 
man müsste also wollen,dass ein großer Teil 
der Mittelschichten gewissermaßen hohe 
Beiträge zahlt und nicht mehr dafür be- 
kommt. Das schlägt kaum einer vor, denn 
das ist politisch nicht vorstellbar in Deutsch- 
land. 

ständlich unter Berücksichtigung von sol- man das politisch erfolgreich bewerkstelli- Und das andere Thema, das dazu gehört, ist 
chen faktischen Problemen wie, wie vererbt gen kann, die deutsche zählt meines Er- das Thema Krankenversicherung. Da haben 
man Omas Haus in Düsseldorf, was macht achtens nicht dazu. Und wir würden deshalb wir uns entschlossen, vorsichtig den Pfad 
man bei mittelständischen Betriebsüber- im Interesse der Menschen nicht handeln, Bürgerversicherung zu beschreiten. 
gängen. Ich glaube jedenfalls, dass das ein für die wir angetreten sind, wenn wir diesen Ich bekenne mich zu dem System,in dem wir 
Thema ist, mit dem man was voranbringen Pfad beschreiten würden. aufgewachsen sind, das mehr als hundert 
kann. Es muss deshalb bei den Reformen die wir Jahre gut funktioniert. Ich finde es wäre ein 
Enttäuschenderweise muss man sich einge- formulieren,darum gehen, ob der Steueran- politischer Fehler, diesen Pfad unseres Lan- 
stehen, dass die ganzen Finanzierungspro- teil noch erhöht werden kann in einem be- des zu verlassen. Wir müssen mit den Men- 
bleme unseres Staates sich durch diese Din- stimmten Rahmen, aber es kann nicht um schen, um die es geht, mit der Wirtschaft, mit 
ge nur begrenzt lösen lassen, weil das nur 
teilweise zusätzliche Einnahmen sind.Trotz- 
dem ändert das nichts an der Richtigkeit un- 
serer Grundentscheidung. 
Die Zukunft der sozialen Sicherungssysteme 
Und das vierte großeThema,das wir auf un- 
serem Parteitag haben werden, das ist 'die 
Frage: wie entwickeln wir unsere sozialen Si- 
cherungssysteme weiter, wie können wir 
eine Form der solidarischen Finanzierung 
auf den Weg bringen? 
Ich finde,dass wir, bevor wir das alles im De- 
tail diskutieren, dass wir uns letztlich zu ei- 
nem strategischen Bekenntnis durchringen 
müssen. Ich will meine abgeben: Ich glaube, 
dass wir zu dem historischen Pfad, der in 
Deutschland beschritten worden ist, näm- 
lich dass wir soziale Sicherheit zu einem gro- 
ßen Teil über die Sozialversicherung ge- 
währleisten, stehen sollten. 
Es gibt ja ganze viele, teilweise auch illusio- 

eine vollständige Abkehr vom bisherigen 
System sozialer Sicherheit gehen. Das glau- 
be ich jedenfalls, wäre ein Fehler. 
Trotzdem müssen wir in diesem System die 
Problem Iösen,die sich uns wirklich stellen. 
Dazu zählt natürlich auch das Problem der 
demographischen Entwicklung, dazu zählt 
vieles andere, was mit zusätzlichen Kosten 
verbunden ist, und dazu zählt der strukturel- 
le Nachteil,der unser hohe Sicherheit garan- 
tierendes System mit sich trägt, der struktu- 
relle Nachteil ist eben die Beitragsfinanzie- 
rung, die dazu führt, dass Arbeit, die nicht 
hoch qualifiziert ist, und deshalb in keinem 
System der Welt besonders gut bezahlt sein 
kann,zusätzlich mit diesen Beiträgen belas- 
tet ist. 
Wenn man es mal mit einem krassen Beispiel 
konfrontieren will: der englische Hilfsarbei- 
ter muss zu seinem Lohn nicht noch seine 
Krankenversicherung und seine Rentenabsi- 

den Arbeitnehmern behutsam umgehen. 
Man sollte Sozialpolitik nicht so betreiben, 
dass man sich morgens an eine Staffel stellt, 
und an neues Bild malt. Man muss eine Wei- 
terentwicklung betreiben. Und deshalb fin- 
de ich richtig,dass wir begreifen,dass wir an 
einer Wegkreuzung angekommen sind. 
Wir haben die Möglichkeit, bei der Kranken- 
versicherung drei Weg zu beschreiten: Wir 
können erstens so weiter machen wie 
bisher,das wird schwierig,das kann man sich 
glaube ich klar machen. Wir können zwei- 
tens versuchen den Weg zu gehen, wie es die 
Herzog-Kommission oder es der Genosse 
Rürup vorschlägt, nämlich ein Kopfprämien- 
System verfolgen. Oder man kann drittens 
sagen, man will die Richtung Bürgerversi- 
cherung beschreiten, ohne dass man jetzt 
schon sagt, worauf das letztendlich im Ein- 
zelnen hinausläuft. 
Im Kern muss das auf alle Fälle bedeuten, 

näreVorstellungen,man könne ganzabkeh- cherung verdienen, das, was er an ziemlich dass sich Einzelne nicht durch eine bloße 



Willensentscheidung aus der Solidaritätsbe- alstaatlichkeit in Deutschland.lhre Strategie,, 
ziehunq verabschieden können. Wenn sie sich davon zu entfernen,sei von den Wähler- - 
das können, dann tun sie das auch, irgend- innen und Wählern irgendwie wahrgenom- 
wann ist die Scham nicht mehr groß genug men worden. 
und man geht rüber in die private Kranken- Friedrich Merz, der unverblümteste von al- 
versicherung.Und das ist eine Entscheidung, len, in in Interviews gesagt, das sei schlimm 
die über 2 Millionen abhängig Beschäftige gewesen mit dem Kohl; 16 Jahre lang habe 
bereits getroffen ha- er den Blüm mit Ge- 
ben und die heute, schick die Parteitage 
weil sie oberhalb der Deutschland ist eine der der CDU beherr- 
Versicherungspflicht- kinderunfreundlichsten schen lassen, die 
grenze verdienen, 5,4 ganze Sozialpolitik 
Millionen treffen kön- Gesel!schaften Europas. Es der Ära Kohl sei 
nen, jeden Tag, plus 4 gibt hier Probleme für die falsch gewesen, es 

Millionen weitere Fa- müsse endlich Ord- 
milienangehörige. Da Ziele und Lebensverhältnis- nungqoiitik her, 
ist viel Unheil anzu- Se berufstätiger Eltern, die schen. Und damit 
richten,wenn man un- meint er natürlich die 
vorsichtig ist, und alle sich anderswo nicht Aufgabe dessen, was 
kurz vor Schluss noch auftürmen. man als das Soziale in 
in die PKV treibt, weil der Marktwirtschaft 
man sie mit radikalen begreifen kann. Ich 
Forderung verängstigt,. denn wir haben ja glaube, dass man das verstehen sollte: der 
bereits zwei Versicherungssysteme nebenei- meint das ernst und er ist dabei nicht alleine. 
nander. Ein einkommensbezogenes Modell, Ich sehe so etwas wie eine Entwicklung der 
das ist die gesetzliche Krankenversicherung, CDU in die ideologische Richtung der Tories, 
es werden Beizträge nach Einkommen ge- die nämlich konservativer Politik schon mit 
zahlt,und ein Kopfprämienmodell,das ist die einer Abkehr von Sozialstaatlichkeit verbun- 
private Krankenversicherung. den haben.Und das muss man sehr sorgfäl- 
Nun muss man aus meiner Sicht auch sehen, tig beobachten. Das wäre natürlich eine er- 
wie kann man das zusammenbindet, ich heblicheveränderung in Deutschland,wenn 
glaube, ein Finanzausgleich zwischen bei- der politische Wettbewerb zwischen einer 
den Systemen ist das Mindeste. Alles andere wie auch immer veränderten Sozialstaats- 
lässt sich diskutieren, zum Beispiel könnte partei SPD und einer konservativen Partei 
man auch andere Einkommen zur Finanzie- besteht, die manches von dem übernom- 
rung einbeziehen. Das haben wir in unserem men hat,was dieTories vertreten. 
Leitantragstext auch formuliert, wobei wir Was heißt das für unsere politische Strate- 
offen gelassen haben, ob das über Steuern giebildung? Da will ich aus meiner Sicht mit 
geschehen soll oder über Beitragserhebun- einem Vorurteil über MaggiThatcher aufräu- 
gen. Das ist eine Diskussion, die kann man men, das bis in die Linke hinein in Deutsch- 
vorsichtig beschreiten, aber eben nicht so, land sehr verbreitet ist. Nämlich dass sie eine 
dass man alles umstürzt, was so sorgfältig notwendige Durchlüftung und Öffnung der 
gewachsen ist und wo so vieles miteinander 
zusammen hängt. 
Das ist die eine Debatte, das sind die The- 
men, um die es in Zukunft gehen wird. Nach 
der Agenda-Diskussion können diese gro- 
ßen Fragestellung der SPD Unterstützung 
und auch Begeisterung zuführen. Auch der 
Wettbewerb um Kopfpauschale oder Bür- 
gerversicherung muss uns nicht schaden in 
der Auseinandersetzung mit der Union. 

Die CDU verändert ihr Profil 
Ich beobachte,dass sich bei der Union eine 
Veränderung verfestigt, die ein Traditions- 
bruch mit der Geschichte der Christdemo- 
kratischen Union in Deutschland bedeutet. 
Sie ist nämlich immer eine recht soziale 
Volkspartei gewesen, was zu tun hat mit der 
Integration des Zentrums. Es gibt einige,die 
analysieren, dass die Wahlniederlage von 
Helmut Kohl nicht nur was mit,,l6 Jahren" 
und ,,zulange an der Macht" zu tun hatte, 
sondern dass dies die ersten Erfolge der 
Merz'und Schäubles waren, mit ihren gerin- 
gen Bereitschaft weiter zu machen mit Sozi- 

vertrockneten und eingefahrenen Struktu- 
ren Großbritanniens zustande gebracht 
habe. Was die gemacht hat, war ein ganz 
schöner Extremismus. Der sowieso schlecht 
entwickelte englische Sozialstaat und die 
ganze damit zusammenhängende Infra- 
struktur ist durch ihre Politik vollends 
zugrunde gegangen. Und deshalb muss 
man sich auch von mancher Faszination vor 
so einer Frau fürchten,denn eigentlich ist die 
Existenzbedingung Frau Thatchers die Re- 
formunfähigkeit der damaligen Labour-Par- 
ty gewesen.Weil man dieTories als Alternati- 
ve nicht ernst genommen hat,weil man sich 
den Problemen der englischen Gesellschaft 
nicht gestellt hat, darum ist Frau Thatchers 
Extremismus möglich gewesen. 
Und ich bin dagegen, dass wir uns eine Ge- 
schichte erzählen, das geht vom rechten bis 
zum linken Sozialdemokraten, unser eigent- 
liches Problem sei,dass die notwendige Rei- 
nigung nicht von einer Frau Thatcher ge- 
macht worden sind und der Kohl eben so 
bräsig war wie er war, und wir nun nicht auf 
dieser bereinigten Basis ordentliche Reform- 
politik machen können. Die Geschichte ist, 
glaube ich andersrum, richtig: Wir müssen 
dafür sorgen, dass wir selbst die notwendi- 
gen Reformen auf den Weg bringen, dass 
eine solche extremistische Position von 
Merz bis Thatcher in Deutschland nicht als 
Alternative mehrheitsfähig ist und die CDU 
in ihren inneren Strategie möglicherweise 
auf so etwas wie ihre vergangene Position 
zurückziehen muss. 

Die SPD braucht eine Grundsatzpro- 
gramm-Debatte 
Wir werden uns im Anschluss an das,was wir 
auf dem Parteitag diskutieren, was sich für 
Themen damit verbinden,dann auch um un- 
ser Grundsatzprogramm weiter kümmern. 
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Das Programm soll beschlossen werden 
Ende 2004, Anfang 2005. Das funktioniert 
nur, davon bin ich fest überzeugt, wenn es 
davor eine breite Debatte in der SPD gege- 
ben hat. Ein Programm, das nur ein schön 
geschriebener Text ist, ohne Diskussion, 
ohne Meinungsverschiedenheit,ohne alles, 
was damit zusammenhängt, ein solches Pro- 
gramm ist relativ wenig wert. Und deshalb 
will ich dazu sagen, dass aus meiner Sicht 
jedenfalls eine breite Programmdebatte 
mindestens ein Jahr stattfinden sollte, bevor 
wir endgültig zur Beschlussfassung kom- 
men. 
Wir wollen denversuch dazu machen,indem 
wir mit einem Text anfangen, über den man 
diskutieren kann, der aus dem Parteivor- 
stand heraus kommt. Ob uns das dann ge- 
lingt,wird man sehen, ich bin aber relativ op- 
timistisch. 

Gerechtigkeit und Bildungschancen 
Meine größte Sorge, was die Zukunft der 
europäischen Gesellschaft betrifft ist, dass 
sie die Fähigkeit zur Integration verliert.Das 
ist das, was uns eigentlich unterscheidet 
vom amerikanischen Modell. Wir sind 
letztlich relativ integrierte Gesellschaften. 
Ob man das im sozialen Zusammenleben, 
im wirtschaftlichen Leben nimmt, oder an 
der Frage der Beteiligung an Wahlen. Denn 
die amerikanische Gesellschaft hat ihre feh- 

Bedeutung hat. Und darüber muss man sich 
Sorgen machen. 
Ich finde, das erschreckendste Ergebnis der 
PISA-Studie ist aus meiner Sicht nicht das 
schlechte Leistungsniveau der deutschen 
Schulen gewesen, das ist auch so erschre- 
ckend, sondern festzustellen, dass in kaum 
einem vergleichbaren OECD-Land festge- 
stellt werden kann, dass die Bildungschan- 
cen eines Menschen so sehr von der Her- 
kunft abhängen,wie in Deutschland. 
Wir wissen doch, dass eine große Bildungs- 
expansion stattgefunden hat, von der auch 
jemand wie ich profitiert hat,wo man in ers- 
ter Generation zu denjenigen zählt, die ein 
Abitur machen durften und studieren konn- 
ten. Mittlerweile betrachten diejenigen, die 
diesen sozialen Aufstieg geschafft haben, of- 
fenbar diese Sache für sich als abgeschlos- 
sen. Man heiratet auch untereinander, man 
entwickelt untereinander Beziehungen, 
auch die Freunde der Kinder kommen 
wieder aus dem gleichen Umfeld. Das, was 
nachgeblieben ist aus der Expansion, dass 
die Kinder der aufgestiegenen Facharbeiter, 
dass die wieder zur gut qualifizierten Gene- 
ration gehören, typischerweise. Aber dass 
diejenigen,die neu dazukommen in unserer 
Gesellschaft in gleicher Weise von der Mobi- 
lität, von der Möglichkeit des Aufstiegs be- 
gleitet werden, wie das in den 60er und 70er 
Jahren der Fall war, das nehme ich immer 

lende Integration ja auch mit einer gerin- wenigerwahr. 
gen Wahlbeteiligung bezahlt. Ein sozialde- Es ist ein Problem wenn man sieht, dass die 
hokratischer weg kann nicht sein, dass wir großen Städte Deutschlands im wachsen- 
uns einrichten auf die immer weniger wer- den Maße bestimmt werden durch Kinder 
denden Mittelschichtsteile, die an Wahlen von Migranten und wir es nicht schaffen, Bil- 
teilnehmen, sondern wir müssen politisch dungskulturen zustande zu bringen. Vom 
gestaltend zustande bringen, dass Spracherwerb bis zu den Bildungschancen 
Deutschland ein inklusive,dass Europa eine und den guten Bildungsabschlüssen, die 
inklusive Gesellschaft bleibt. Das ist aus dabei möglich werden, müssen auch künftig 
meiner Sicht gefährdet. Kinder aus Haushalten,die bildungsfern ge- 
Die Gefährdungspotenziale, die Alarmzei- blieben sind, aufsteigen können, in besser 
chen sind sehr groß. Ich nehme wachsende gebildete Strukturen kommen. Wenn uns 
Segregation wahr - in den Stadttei1en.E~ i s t  das nicht gelingt, dann haben wir ein Pro- 
ja auch so, dass wir unsere schönen Ge- blem. 
schichten falsch weitererzählen,z.B.von den Und man kann sich das auch übersetzen auf 
traditionellen Arbeiterquartieren. Die traditi- Arbeitsmärkte. Im Gegenteil zu dem, was in 
onellen Arbeiter woh- Deutschland öffent- 
nen heute woanders - lich erzählt wird, neh- 
i m Reihenhaus, Bildung und Teil habe an men Arbeitsplätze für 
manchmal nicht Arbeit spielen meines Leute mit geringer 
einmal mehr in der Qualifikation ab und 
Stadt.Und es sind nur Erachtens die entscheiden- nicht ZU. Aber die 
noch wenige in den 
alten Quartieren ge- 

de Rolle für die Zukunfts- der Menschenf 
die diese Arbeitsplät- 

blieben. Wie gehen aufgaben der Sozial- ze nachfragen und 
wir eigentlich damit 
um? Die fortschrittli- 

demokratie. dort Arbeit suchen, 
nimmt zu. Denn 

chen SPD-Gliederun- 
gen sind diejenigen, wo es schön ist? Und 
woanders,wo es immer weniger sind,da gibt 
es zwar noch Rückhalte, aber da sind die 
Zahlen derer, die sich an politischen Prozes- 
sen und Wahlen beteiligen,geringer gewor- 
den. Das ist doch ein Maß von Segregation, 
die real stattfindet und noch viele größere 

wenn wir feststellen 
müsse, dass wir in Deutschland fast über 10 
% keinen Hauptschulabschluss bekommen, 
und sie mit einem Hauptschulabschluss 
heute kaum noch die Chancen haben, die 
ihre Eltern und Großeltern mit dieser Qualifi- 
kation hatten, dann ist ein Problem da, das 
man sich gar nicht ausmalen mag. Mit kei- 
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nerlei Organisation vonTransferleistung, mit Ich jedenfalls denke, Armut ist, wenn man richtige Probleme. Und deshalb glaube ich, 
keinem sozialen Ausgleich, mit nichts, was vom Gehalt oder besser Geld eines Medizin- müssen wir in diesem Zusammenhang et- 
wir uns ausdenken könnten, können wir her- studenten sein ganzes Leben leben muss. was zustande bringen.Bildung undTeilhabe 
stellen, dass Menschen, die in einer solchen Der Medizinstudent, der wenig Geld hat, ist an Arbeit spielen dabei meines Erachtens die 
Ausgangslage sind, wirtschaftlich gut zu- nicht arm, wer sein ganzes Leben lang aber entscheidende Rolle für die Zukunftsaufga- 
recht kommen. bestenfalls den Bafög-Satz verdient, der hat ben der Sozialdemokratie. SPW 6 12003 

Die SPD muss  den Tunnelblick der 
Alternativlosig keit überwinden 
Statement von Horst Peter 

Die Bürgerversicherung wird 
nicht die Klammer rot-grüner Regierungs- 
politik sein können. Sie darf nicht über- 
schätzt werden als die grundlegende Re- 
form des sozialen Sicherungssystems, son- 
dern sie ist eigentlich vor allem eine soli- 
darischere, gerechtere Finanzierungsform. 
Insofern sind die vorsichtigen Schritte, die 
Olaf anmahnt, für diejenigen, die sich 
schon länger damit beschäftigen, eine fal- 
sche Vorsicht. 
Will man ein anderes Finanzierungssystem 
- nicht mehr die Pflichtversicherung,der ja 
ungefähr 90 % angehören, sondern auch 
die anderen 10 % in ein solidarisches Sys- 
tem einbeziehen -,dann hat das folgende 
Konsequenzen: die Konkurrenz zwischen 
den Kassen, einschließlich der Privatversi- 
cherungen, konkurrieren bei gleichen Bei- 
trägen um die Qualität der Leistungen. 
Und das wäre überhaupt erst der Einstieg 
in eine wirkliche Strukturreform der Kran- 
kenversicherung. 
Im sogenannten ,,Lahnstein"-Kompromiss 
hat es 1993 mit der Deckelung der Ausga- 
ben einen ähnlichen Versuch gegeben. Da 
ist gesagt worden: ihr könnt aus der Bud- 
getierung nur dann ausbrechen, wenn be- 
stimmte Standards erreicht werden. Diese 
Vereinbarung von Standards und der 
Wettbewerb darum könnte ein Feld von 
Korrekturen darstellen, das die Sozialde- 
mokratie sich nun vornimmt. 
Und dann kann man fragen welche For- 
men von Zuzahlungen sind unter gesund- 
heitspolitischen Gesichtspunkten förder- 
lich und welche sind kontraproduktiv. Rei- 
ne Abzocke und gesundheitspolitisch 
blödsinnig i s t  die Einführung von Praxis- 
gebühren. 

Die Chancen alternativer Perspektiven 
nutzen 
Wir hatten ja mal in spw die Diskussion 
über das Bündnis von Arbeit, Wissenschaft 
und Kultur als eine Orientierung, wie man 
Zukunftsperspektiven innovativ organisie- 
ren kann. Dabei ist spw auch anschließend 
nicht untätig gewesen in dem Versuch, 
thematische Schwerpunkte und neue Au- 
torinnen und Autoren für spw zu gewin- 
nen. 
Ich will mal nennen,was wir in spw bei den 
Schwerpunktthemen in den letzten Jahren 
so bearbeitet haben: wir hatten elfmal das 
Thema Sozialstaatsentwicklung, darin be- 
inhaltet auch arbeits- und sozialrechtliche 
Fragen bei neuen Beschäftigverhältnissen 
und -typen, wir haben siebenmal Nach- 
haltigkeitsthemen bearbeitet, Globalisie- 
rungsthemen viermal und Bildung und 
Ausbildung auch viermal 
Wir haben bei den Schwerpunktthemen 
junge Wissenschaftlerinnen und Wissen- 
schaftler zu Wort haben kommen lassen. 
Es gibt einen ganzen Strauß von alternati- 
ven Perspektiven, in denen Fragen von 
Nachhaltigkeit, Innovation und Gerechtig- 
keit zusammengeführt werden. Aber es 
gibt die große Enttäuschung dass das, was 
politisch umgesetzt wird, immer als alter- 
nativlos dargestellt wird. Das ist, glaube 
ich, der Kern: man verschreckt damit dieje- 
nige, die produktiv an einem Zukunftspro- 
jekt mitarbeiten wollen. 
Das ist auch die große Herausforderung 
für die öffentliche Diskussion. Hält es die 
SPD mit Helmut Kohl ,,mögen die Hunde 
bellen,die Karawane zieht weiter?" Wie be- 
kommt man wieder eine Vertrauensbasis, 
damit die in der Wählerschaft wahrge- 

Horst Peter, Sprecher der spw-Herausgeber, Vorsitzender des Vereins zur Förderung von Demo- 
kratie und Völkerverständigung e. Y, lebt in Kassel 

nommene Konvergenz von SPD und CDU 
aufgebrochen wird? Wenn man sich die 
Umfragen ansieht, dann trauen die Wäh- 
lerinnen und Wählern der SPD in Sachen 
sozialer Gerechtigkeit nichts mehr zu,aber 
der CDU auch nicht, dass sie es besser 
macht. 
Hier möchte ich auf den Diskussionspro- 
zess zum Berliner Grundsatzprogramm zu 
sprechen kommen. Wir hatten damals ei- 
nen Vorsitzenden der Programmkommis- 
sion und einen Vorsitzenden der Partei,die 
gegenüber den Mitdiskutierenden in der 
Gesellschaft keinen Tunnelblick hatten, 
sondern die bereit waren, mit ihnen zu dis- 
kutieren. Das ist auch heute notwendig 
und es gibt ja auch thematische Zuspit- 
Zungen, an denen sich solche Diskussio- 
nen für die SPD lohnen. 

,,NachhaltigkeitM und ,,BildungM sind 
Schlüsselthemen 
Wir haben im letzten Jahr ein spw-Heft zum 
Schwerpunkt Nachhaltigkeit gemacht und 
die rot-grüne Politik der ersten vier Jahre ei- 
nen Nachhaltigkeitstest unterzogen. Und 
das erstaunliche ist: hier schneidet die SPD 
auch besser als die Grünen ab.Warum versu- 
chen wir nicht, das Bildungsthema zum Bei- 
spiel unter dem Aspekt der Nachhaltigkeit 
diskutiert? Es geht hier auch um die Entwick- 
lung der Potenziale für Arbeit und Eigenar- 
beit. Das wäre eine Diskussion über Bil- 
dungspolitik, die auch über die Diskussion 
um Gerechtigkeit hinaus geht. 
Und wenn man die Diskussion um eine Bil- 
dungsreform ernsthaft führen will, muss 
man sie eigentlich mit der Diskussion um 
eine Reform des Föderalismus verknüpfen. 
Wenn Gerechtigkeit ein Prinzip ist,dann kann 
man am Begriff der Gerechtigkeit wenig än- 
dern. Das ist auch im Berliner Programm vom 
Godesberger Programm übernommen wor- 
den.Man muss seine Politik nach dem Prinzip 
so ausrichten,dass sie bei der Bevölkerung als 
gerecht ankommt. SPW 6 1 2003 



Wir müssen Profil und Aufgabe der SPD 
klären 
Statement von Susi Möbbeck 

Die Behauptung dass es zur aktuel- 
len Politik keine Alternative gäbe, wird ja 
nicht nur nach außen kommuniziert, son- 
dern wirkt vor allem nach innen in die Partei. 
Parteimitglieder und Funktionsträger haben 
den Eindruck,dass ihnen nur noch Ergebnis- 
se vorgestellt werden, sie aber selbst an der 
Diskussion nicht beteiligt sind. Und wenn 
diese Ergebnisse dann auch noch immer 
verschieden ausfallen, stehen sie ebenso 
hilflos da wie die Wählerinnen und Wähler. 
Da tauchen manche ab,die sich mit der Poli- 
tik unserer Regierung nicht mehr im einzel- 
nen auseinandersetzen wollen oder können. 
Ich glaube,dass die Parteimitglieder und die 
Funktionsträger ihre Multiplikatorenfunkti- 
on zum Teil gar nicht mehr wahrnehmen 
können, weil sie in die Politikentwicklung zu 
wenig einbezogen werden. Insofern muss 
Antwort auf die Frage gegeben werden,wel- 
che Aufgabe bei der gesellschaftlichen Wil- 
lensbildung die Partei künftig haben soll. 
Zur Frage nach dem Profil gehört natürlich 
die Debatte, die Olaf Scholz angestoßen hat: 
Was versteht die SPD heute unter sozialer 
Gerechtigkeit. Problematisch war, dass es zu 

Beginn der Debatte Unklarheit gab, ob zum 
Beispiel der Begriff des Demokratischen So- 
zialismus in Frage gestellt werden sollte. 
Aber letztendlich ist die Frage entscheidend, 
wie wir den Grundwert der sozialen Gerech- 
tigkeit definieren. Das i s t  und bleibt der Zen- 
trale Begriff, mit dem wir uns von den ande- 
ren Parteien unterscheiden und an dem wir 
unser Profil schärfen müssen. Das hat dann 
auch Konsequenzen sowohl für unsere 
Bündnisstrategie in der Gesellschaft als auch 
unsere organisationspolitische Strategie. 

Glaubwürdigkeit ist die Voraussetzung 
für die Programmdebatte 
Die Grundsatzprogrammdebatte ist deshalb 
so wichtig, weil der Verständigungsbedarf 
über die Identität der sozialdemokratischen 
Bewegung enorm ist. Ich glaube, dass wir 
dafür mehr Zeit benötigen, als zunächst an- 
gedacht ist.Mir ist ein länger angelegter Pro- 
zess,der damit auch ernsthafter ist, lieber,als 
jetzt schon auf einen Termin Ende 2004,An- 
fang 2005 fixiert zu sein. 
Und ein solcher Prozess setzt auch voraus, 
dass in der Partei wieder der Eindruck ent- 

Susi Möbbeck, leitende Landesgeschäftsführerin SPD Sachsen-Anhalt, spw-Mitherausgeberin, 
lebt in Walbeck (Ohrekreis). 

Das richtige tun! 
Statement von Andrea Nahles 

Olaf Scholz beschreibt eine,,Politik 
der Mitte" der SPD,die ich in der Realpolitik 
der Partei im Moment nicht feststellen kann. 
Das, was von Olaf formuliert wurde, i s t  auf 
der einen Seite Inklusion und auf der ande- 
ren Seite das Upgrading im Bereich von Bil- 
dung und Qualifikation.Das entspricht dann 
auch dem Programm von ,,Innovation und 
Gerechtigkeit". 

Was ist die Basis der SPD? 
Wir hatten unter dem Bundesgeschäftsfüh- 
rer Machnig eine interessante Arbeitsgrup- 
pe, die sich mit der Frage beschäftigt hat, 
was ist eigentlich die Basis der SPD. Die setzt 

Andrea Nahles, Vorsitzende des Forum DL2 1 e. 
Weiler/Eifel 

sich zusammen aus drei Bereichen. Das sind 
diejenigen, die auf Transfer und Unterstüt- 
zung angewiesen sind,das sind zum zweiten 
die traditionellen Arbeitermilieus und zum 
dritten die neuen Arbeitnehmermilieus. Die 
haben unterschiedliche Anforderung an Po- 
litik. 
Die, die auf Inklusion angewiesen sind, das 
sind diejenigen,dieTransferleistung und so- 
ziale Unterstützung erwarten. Die traditio- 
nellen Arbeitnehmer hingegen haben auf 
der einen Seite das Bedürfnis, dass ihr Lohn 
stimmt und zum anderen ihre bescheidenen 
Wohlstandsperspektiven gesichert werden. 
Die neuen Arbeitnehmer wiederum sehen 

V., spw-Mitherausgeberin, lebt in Berlin und 

steht,dass die Beteiligung der Mitglieder ge- 
wollt ist. Das ist ein Prozess der Vertrauens- 
bildung, der noch organisiert werden muss. 
Insofern ist die Frage der Glaubwürdigkeit 
auch nach innen, in die Partei hinein, eine 
ganz wichtige Kategorie. 
Viele können sicherlich inhaltlich dem zu- 
stimmen, was Olaf hier heute gesagt hat. 
Wenn wir dasThema Teilhabe an Arbeit und 
Bildung so in den Mittelpunkt des Gerech- 
tigkeitsthemas rücken, wie Olaf das getan 
hat, dann muss das aber auch in der prakti- 
schen Politik der Bundesregierung sichtbar 
werden. Ich weiß nicht, ob wirklich jemand 
davon ausgeht, dass durch die aktuell be- 
schlossenen Arbeitsmarktmaßnahmen ein 
so großer Anstieg der Beschäftigtenzahl er- 
zielt wird. Wir werden aber an dieser Frage 
gemessen. Und bei dem Bildungsthema 
müssen unsere Prioritäten auch in der politi- 
schen Praxis erkennbar und für die Men- 
schen fühlbar sein. 
Unsere Programmdebatte wird nur erfolg- 
reich sein können, wenn sie sich in der prak- 
tischen Politik der Bundesregierung wider- 
spiegelt. Das bedeutet: Glaubwürdigkeit ge- 
genüber den Wählerinnen und Wählern, 
aber auch gegenüber den eigenen Mitglie- 
dern herzustellen, ist die erste Aufgabe, die 
angegangen werden muss. SPW 6 I 2003 

das anders, denn die verdienen oft gut, die 
erwarten vielmehr gute Bildungs- und Wei- 
terbildungsmöglichkeiten, und die wollen 
vor allem ihre neue Felxibilität,die ihnen in 
der Arbeitswelt abverlangt wird, die wollen 
sie in ihrem Privatleben verwirklichen,ohne 
dabei materielle Einbußen hinnehmen zu 
müssen. 

Was ist das Politikangebot der SPD? 
In der politischen Realität stößt die SPD im 
Moment all diese Gruppen vor den Kopf. 
Und das führt dazu,dass wir zur Zeit erheb- 
lich an Unterstützung verlieren. Da können 
wir uns fast noch am ehesten auf die 
Traditionsarbeitnehmer stützen, weil die am 
treuesten ist. 
Die neuen Arbeitmnehmer sind verunsi- 
chert, die sind mit Optimismus in die New 
Economy reingegangen, was sie jetzt als 
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neue Unsicherheit zurück bekommt. Diese 
Unsicherheiten werden nun aber von der 
SPD nicht aufgegriffen, sondern wir sagen 
ihnen: wir brauchen jetzt noch mehr Flexi- 
bilität, wir können Euch auch für die Zu- 
kunft keine sozialen Garantien geben, kei- 
ne Rente, weniger Krankenversicherung 
und so weiter.Ihr müsst mehr Eigenverant- 
wortung übernehmen, mehr Zuzahlun- 
gen, mehr Unsicherheiten, obwohl sie ge- 
rade die Erfahrung machen, dass sie diese 
Eigenverantwortung strukturell überfor- 
dert. Die akzeptieren das zwar ideologisch, 
merkjen in ihrem Alltag aber, dass sie das 
nicht so hinbekommen, wie sie das 
vielleicht noch vor fünf Jahren gedacht ha- 
ben. Darauf geben wir keine andere Ant- 
wort, als dass wir ihre Situation noch ver- 
schärfen. 
Und wir sagen als Linke hier: es gibt bei 
diesen Leuten zwar nicht das Bedürfnis 
nach mehr Staat, aber den Wunsch nach 
sozialer Verfasstheit. Eigenverantwortung 
wird akzeptiert,aber in den Phasen von Le- 
bensumbrüchen, wo es um Bildungs- und 
Ausbildungs- oder Familienphasen geht, 
da erwarten sie trotzdem ein Angebot von 
der Sozialdemokratie, die erwarten Sicher- 
heiten. Da haben wir als Linke Angebote 
wie die Arbeitsversicherung erarbeitet, die 

das System der Arbeitslosenversicherung 
weiterentwickelt. Dieser Vorschlag, den wir 
in die Diskussion der Partei eingebracht 
hat, wird aber vollständig ignoriert. Wir 
werden sogar beschimpft, wir hätten auf 
die gesellschaftlichen Umbrüche, auf flexi- 
bilisierte Arbeitsmärkte und so weiter kei- 
ne Antwort. 

Die SPD denunziert ihren sozialen Kern 
Die andere Gruppe, die Traditionsarbeit- 
nehmer, die in der SPD immer soetwas wie 
den Anwalt der eigenen Interessen gese- 
hen hat, die fühlen sich von der SPD nicht 
mehr vertreten, weil wir allein schon von 
den verwendeten Begriffen her gar keine 
Sprache mehr haben, und diejenigen, die 
dieses Prachgefühl noch haben, werden 
von der eigenen Parteiführung als Traditio- 
nalisten verunglimpft. Plötzlich wird Otmar 
Schreiner zum Helden der kleinen Leute, 
die Parteiführung macht ihn dazu, aber der 
will das eigentlich gar nicht. Denn er war 
doch nie ein Betonkopf.Was hat der sich in 
den 90er Jahren noch mit den damals an- 
geblichen Traditionalisten über neue Ar- 
beitsformen gestritten. Das Projekt .Zu- 
kunft der Arbeit" hat der Otmar mit Regine 
Hilbernadt zusammen geleitet. Es ist schon 
peinlich, wenn wir in der SPD den sozialen 

Kern schlecht machen und uns dann wun- 
dern, wenn in Dortmund oder Gelsenkir- 
chen keiner mehr versteht,wo denn das So- 
ziale in der SPD ist und wir bei Umfragen 
zur Sozialen Gerechtigkeit bei nur noch 23 
% Glaubwürdigkeitszuweisung sind. Da 
muss man sich doch fragen, ob das was mit 
der eigenen Politikzu tun hat. 
Kommen wir zu denjenigen, die Inklusion 
brauchen. Die hatten wir faktisch an die PDS 
delegiert. Die,,Fußlahmen und Kranken", da 
haben wir uns nicht drum gekümmert.Wenn 
die das dann in den Ausschüssen getan ha- 
ben, haben wir gegähnt und gesagt,gut dass 
sich da jemand drum kümmert.Aberdie PDS 
ist ja nun dummerweise bei der letzten Wahl 
nicht mehr in den Bundestag reingekom- 
men. Plötzlich hatte die SPD das Problem 
wieder und stellte fest, dass sie für diese Per- 
sonen keine einzige Antwort hat. Nicht 
einmal in einer betulichen,,Bestätigungsrhe- 
torik",die kritikwürdig sondern, sondern die 
SPD hatte bestenfalls ein,,Fördern und For- 
dern", wo nur noch das,,Fordernn übrig ge- 
blieben war. 
Wenn man sich also ansieht, was man 
braucht,um mehrheitsfähig zu sein, machen 
wir im Moment alles falsch, auch wenn das 
alles richtig ist, was Olaf in seiner Rede aus- 
geführt hat. SPW 6 12003 
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II Lula wird gegen die 
Vorgaben der USA 
kämpfen" 
Interview mit Alvaro Comin 

spw:Alvaro Comin, kann man nach 
10 Monaten der Regierung Lula immer noch 
eine Euphorie in der Bevölkerung feststel- 
len? 
Comin:Ja. Ich glaube es gibt in der Mehrheit 
der Bevölkerung ein Verständnis dafür, dass 
Lula eine sehr schwierige Situation geerbt 
hat und das er sich in einer sehr korrekten, 
sehr verantwortungsvollen und intelligen- 
ten Weise verhalten hat. Ohne Zweifel, die 
Menschen sind sehr begierig nach Resulta- 
ten,allerdings sind sie sehr überzeugt davon, 
dass mit Lula eine neue Ordnung einziehen 
wird und verstehen, dass er zunächst die 
ganz dramatischen Notwendigkeiten ange- 
fasst hat um mit seiner Regierung zu begin- 
nen. Ich weiß nicht, wie lange diese euphori- 
sche Hochzeitsreise dauern wird; sie hängt 
wesentlich von den politischen Ergebnissen 
ab. 
spw: Hat sich denn die politische Situation 
bereits konsolidiert, hat sich die Regierung 
Lula mit den Kurs, politische Kompromisse 
nach mehreren Seiten zu machen, stabili- 
siert und kann einen klaren Linie fahren, 
oder reagiert sie nur 

einige dieser Gruppen Lula unterstützen, 
weil sie nicht wüssten,wie sie fern der Macht 
leben sollten.Auch gibt es einen Zufluss von 
Unterstützung, der mit dem nationalisti- 
schen Charakter der eher traditionellen bra- 
silianischen Rechten zu tun hat. Die Politik 
des Militärs war immer sehr nationalistisch 
auch in wirtschaftlicher Hinsicht. Das Militär 
hat sich um Entwicklung gekümmert, hat 
Binnenmärkte gefördert, hat die staatliche 
Industrie abgesichert. Dieser Sektor hat neo- 
liberale Politiken immer zutiefst abgelehnt, 
da über diese eigentlich alles angegriffen 
oder zerstört wurde, was sie aufgebaut ha- 
ben. Die Idee des autoritären Staates impli- 
zierte auch immer eine starke Wirtschaft in 
staatlichen Händen. Es gibt also auch Teile 
des Militärs und der traditionellen Rechten, 
die Lulas Politik unterstützen, weil sie sich 
mit seinem nationalistischen Diskurs der 
Verteidigung der wirtschaftlichen Souverä- 
nität identifizieren. Die Situation ist also 
recht stabil und Lula kann handeln. 
spw:Was stellt sich denn in diesem Sinne die 
soziale Situation dar,welche Hoffnungen der 

unterschiedlichen Ge- 
auf den Druck der sellschaftsschichten 
Umstände? Die Politik des Militärs war muss zuerst be- 

Comin: Das ist eine immer sehr nationalistisch antworten? 
sehr gute Frage. Es ist Ich glaube Lula ist es 
als würdest du fra- auch in wirtschaftlicher aelunaen, die morali. ., . , .  
gen, wie man Umzü- Hinsicht. Dieser Sektor hat sche Frage nach den 
ge in einem politi- Gründen materieller 
schen System ma- neoliberale Politiken immer Armut und den 
chen kann, welches zutiefst abgelehnt. Kampf gegen sie in 
selbst nicht umgezo- den unterschiedlichs- 
gen ist,welches struk- ten Gesellschafts- 
turell also unverändert geblieben ist. Effektiv schichten neu zu verankern.Die Gesellschaft 
macht Lula mit genau den Instrumenten sei- macht sich zunehmend klar, dass wir nicht 
ner Vorgänger Politik. Das bedeutet im Kon- weiter mit einer solchen Armut weiterleben 
gress Allianzen mit Sektoren zu schmieden, können und dass es nichts bringt,sie zu un- 
die keineswegs links sind, manchmal nicht terdrücken oder einfach den Blick abzuwen- 
einmal aus der Mitte entstammen,also eher den. Es gibt eine Art moralischen Konsens, 
dem rechten Spektrum zuzuordnen sind. weniger eigentlich in erster Linie ein politi- 
Und so gibt es also heute auch Konservative, scher Konsens, der besagt, dass es notwen- 
die Lula unterstützen,die mit ihm Politik ma- dig ist, Probleme wie extremen Armut heute 
chen wollen. Es ist wichtig klarzustellen,dass anzugreifen. Darüber i s t  es zweitens gelun- 

Das Interview führt für spw Lennart Laberenz in Mexiko Stadt 
Alvaro Comin ist Professor für Soziologie an der Universität zu Sao Paolo und wissenschaftlicher 
Direktor des Centro Brasileiro do Analise e Planificamiento (Cebrap), in dem viele progressive 
Wissenschaftler und lntellektuelle während der Militärdiktatur überlebten. Comin besuchte Ende 
Oktober Mexico um an einem Seminar der Friedrich Ebert Stiftung teilzunehmen. 

gen über ein neues Modell von ökonomi- 
scher und sozialer Entwicklung zu diskutie- 
ren. Große Teile des brasilianischen Bürger- 
tums hat mit der Politik des Neoliberalismus 
sehr viel verloren. Brasilien hat eine Etappe 
sehr brutaler neoliberaler Politik hinter sich, 
in der dem nationalen Bürgertum und dem 
nationalen Kapital keine Zeit eingeräumt 
wurde,sich die Mittel zum Überleben anzu- 
eignen und konkurrenzfähig zu werden.50 
gibt es eine weithin geteilte Diagnose,dass 
für die Politik der Marktliberalisierung ein 
sehr hoher auch sozialer Preis gezahlt wurde. 
Wir haben zehn Jahre mit kaum Wirtschafts- 
wachstum gesehen, mit sehr hohen Bank- 
zinsen, mit irrsinnigen Entlassungs- und Ar- 
beitslosenzahlen, so dass der Diskurs der Ab- 
lehnung des Neoliberalismus sehr breit und 
sehr positiv rezipiert wird. 
spw: Wie sehen denn Arbeitslosen und Ar- 
mutszahlen heute aus? 
Comin: Die Arbeitslosenquote in den zentra- 
len Metropolen und ihrem Umland liegt um 
zwanzig Prozent. Dass ist eine recht glaub- 
würdige Ziffer, die eine Menge Menschen 
bedeutet. Wir müssen bedenken, dass es 
nicht annähernd eine Arbeitslosenunter- 
stützung wie etwa in Europa gibt.Wir spre- 
chen hier von einer sehr mageren Unterstüt- 
zung,die eine dramatische soziale Situation 
für die Betroffenen bedeutet. Es gibt also 
eine klare Hoffnung, dass das Land ein Re- 
zept entdeckt um zurück zu einer dynami- 
schen sozialen und wirtschaftlichen Ent- 
wicklung zu gelangen, die wir vor gar nicht 
allzu langer Zeit gelebt haben. 
spw: Ist denn, auch wenn das ökonomische 
Modell des Neoliberalismus gescheitert ist, 
etwas von der neoliberalen Kultur,von den 
sozialen Ideen neoliberaler Politik übrigge- 
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blieben? Muss Lula also ein Programm ver- 
wirklichen, dass vielleicht im Widerspruch 
gegen eine soziale Stimmung steht? 
Tatsächlich, wir können mit dem wirtschaft- 
lichen Neoliberalismus einen umfangrei- 
chen Solidaritätsverlust innerhalb einer so- 
zialen Gemeinschaft feststellen. Aus dieser 
Sicht i s t  Lulas Programm ziemlich gegen- 
läufig zu den Zeittendenzen. Es gibt einen 
Appell,der sich gegen das Modell neolibe- 
raler Modernisierung richtet, dass da heißt, 

% alles nach Marktfunktionen auszurichten. 

Es gibt einen Diskurs,der die Ungerechtig- 
keiten aufzeigt, die durch den brutalen 

I Markt in einem dritte Welt-Land wie Brasili- 
en provoziert werden. All dies gliedert sich 
langsam in den moralischen Konsens ein, 
von dem ich sprach. 
spw:Aber gelingt es Lula, jenen neoliberalen 
Appellen der Marktöffnung und Privatisie- 
rung entgegenzutreten? 
Comin: Zunächst handelt es sich hier um 
eine Position welche die PT (Arbeitspartei, 
der Lula vorsteht) von Beginn an sehr ein- 
deutig behandelt hat. Die PT hat immer 
schon gegen die Politiken der neoliberalen 
Regierungen artikuliert. Dadurch is t  ihr poli- 
tischer Appell überzeugend und ist nicht 
etwa ein Diskurs,der sich nur aus Tagesaktu- 
alität ernährt, sondern ein Diskurs, der sich 
vielmehr durch die ganze Existenz der Partei 
zieht. Es is t  also nicht überraschend,dass die 
PT solche neoliberale Politik ablehnt - und 
sie finden breite Zustimmung dafür. Nervös 
werden einige Gruppen weiter links, die we- 
niger glücklich mit dem Wirken der PT sind 
und vielleicht auch verkennen, dass die PT 
auf regionaler und lokaler Ebene noch längst 
keine Macht ist.Auf der anderen Seite sind es 
nicht nur die neoliberalen Ideen, die den ge- 
genwärtigen Stand der Dinge ausmachen. 
Vielmehr befinden wir uns in einer vorgege- 
benen wirtschaftlichen Situation -die politi- 
schen Strukturen der Wirtschaft erschöpfen 
sich keineswegs in den Ideen des Neolibera- 
lismus. Die zentrale, staatliche Entwicklung 
in den Jahrzehnten zuvor war keineswegs 
eine politische Laune,sondern vielmehr eine 
Vielzahl an sozioökonomischen Umständen, 
die dem Staat erlaubten eine spezifische 
Rolle hinsichtlich wirtschaftlicher und sozia- 
ler Entwicklung zu spielen. Die großen staat- 
lichen Wirtschaftskomplexe, die vor und 
während des Militärregimes verfestigt wur- 
den, also alle Schlüsselindustrien wie etwa 
der Öl- und Energiesektor, Luftfahrt, Tele- 
kommunikation haben einen staatlich orga- 
nisierten Kapitalismus in Brasilien wesent- 
lich geprägt. 
spw:Ein Kapitalismus, mit dem die Vorgaben 
von IMF und WTO brachen ... 
Comin: ... absolut! Die Privatisierungen ka- 
men einer wirtschaftlichen Katastrophe 
gleich,aber auch einer Politik,die sich gegen 
traditionelle Überzeugungen und Vorbilder 
richtete. Das Militärregime hatten jene riesi- 
gen lndustrien genutzt um das private Kapi- 

tal in Brasilien zu strukturieremprivates Kapi- den und in ihren Gewinnen Einbuße ma- 
tal assoziierte sich mit staatlichen lndustrien chen werden. 
und internationalen Unternehmen. Dies war spw: Lula steht also einerseits für das Ende 
das Dreieck des brasilianischen Entwick- der Transition und andererseits als Produkt 
lungsmodells: eine Mischung aus staatli- des wirtschaftlichen Kollaps eines neolibera- 
chem, national-privatem und multinational- len Traums dar? 
privatem Kapital. All die Stabilität und die Comin: Ohne Zweifel. Ein Produkt des Kol- 
Ordnungsmechanismen existieren nun laps und gleichzeitig eines Zusammenfalls 
nicht mehr,alles wurde zugunsten multinati- der bürgerlichen Klassen. Die Vormachtstel- 
onal-privatem Kapital umgeschichtet,einem lung des Finanzkapitals hatte die lnteressen 
Kapital,dem die soziale Entwicklung vor Ort der bürgerlichen Klassen beschädigt und 
gleichgültig war und ist. unterdrückt. Tatsächlich finden sich diese 
spw: und nun? Szenarien auch international, IMF und WTO 
Comin: Müssen Entwicklungsmodelle neu zeigen sich sogar selbstkritisch, was genau 
und sehr anders durchdacht werden. Die Pri- solche Prozesse angehen:die Diagnose einer 
vatisierung brachten Wirtschaftswachstum, Schädigung grade der Interessen bürgerli- 
dass an die Flugkurve von Hühnern erinnert, cher Klassen zugunsten des Finanzkapitals 
kurze Höhenflüge mit rascher Landung und und somit einer ideologischen Schwächung 
einer darauffolgenden Stagnation. Die des neoliberalen Modells bei wichtigen sozi- 
Wachstumsvorgaben haben dem Land alen Ansprechpartnern finden sich in ganz 
nichts qebracht, Lateinamerika. Sogar alte - 
s o n d e r n  Kader des IMF tragen die- 
höchstens dem Brasilien hat fast alles, was „ „„„kritik. Es ist also 
multinationalen es konsumiert, bis in die schwer gegenwärtig eine 
Kapital. In diesem konservative oder neoli- 
Zusammenhang späten 1980er Jahre hinein berale Kampagne gegen 
kann die Aufgabe selbst produziert.\/\lir sind Lula zu fahren und es 
der Regierung stellt sich gegenwärtig 
allerdings aber in vielen Sektoren selbst international als 
nicht sein, nur in konkurrenzfähig und schwierig dar, von dieser 
die Vergangen- Seite gegen Lula zu op- 
heit zu blicken, hängen nicht Von ponieren. 
sondern eine Staatlichen Subventionen spw: Wie sehen denn 
neue Vorstellung jene internationalen Per- 
für die Zukunft zu ab, wie dies etwa die spektiven aus? Wie stellt 
entwickeln. europäische oder US- sich die Position der Re- 
Welche Gefahren qierunq Lula qeqenüber - - 
erwachsen denn amerikanische Agro- dem A ~ C A  dar? Wie ste- 
für Lula aus genau 
diesen Umschich- 

- 
Industrie tut. hen die Verhandlungen 

mit IMF und WTO? 
tungen, gibt es ln- Comin: Brasilien hat zum 
teressen mächtiger Eliten, die einer Regie- Ende des vergangenen Jahres ein Notab- 
rung Lula und einer ldee der Umverteilung kommen mit dem IMF abgeschlossen. Lula 
von Reichtum entgegenstehen? Eliten, die und seine Mannschaft haben -obwohl noch 
ihre Macht durch Lula bedroht sehen? nicht im Amt - an diesem Abkommen mit 
Comin: In einem gewissen Sinn ist die ganze der Regierung Cardoso mitgewirkt. Ein Ab- 
Rechte bedroht und plötzlich aus dem Kern kommen über einen Kredit von ungefähr 30 
der Macht ausgeschlossen. Der gesamte Mrd. U$, der als Reserve der Regierung zur 
Block, der sich seit der Transition (die Ent- Verfügung steht.Tatsächlich hat Lulas Politik 
wicklung Brasiliens aus der Militärdiktatur die Wirtschaftskrise in den Griff bekommen, 
nach 1984) eben dort aufgehalten hatte, i s t  Brasilien hat nur etwas weniger als die Hälfte 
nun komplett zurückgewiesen.Ein entschei- des Kredits in Anspruch nehmen müssen. 
dendes Moment,denn gleichzeitig sind die Die ldee ist, die Verschuldung nicht weiter 
Instrumente ihrer Macht suspendiert, ihre voranzutreiben und genau zu überlegen, 
traditionellen Waffen zur Reproduktion ihrer wofür die Kredite eingesetzt werden sollen. 
Vormachtstellung und so ihre politische Sollte es aber eine internationaleTurbulenz 
Existenz sind wertlos geworden. Es gab viel geben, steht uns der Kreditrahmen zur Ver- 
Unsicherheit im System des Finanzkapitals, fügung - eine sehr komfortable Situation. 
im Bankensektor,welcher teilweise staatlich, spw: Tatsächlich ist es Lula auch gelungen 
teilweise transnational ist, da hier die einzi- eine erstaunlich Finanzpolitik einzuleiten, 
gen saßen, die, während alle wirtschaftli- oder? 
chen und sozialen Sektoren mit der Politik Comin: Sehr erstaunlich. Sowohl für die ex- 
des Neoliberalismus verloren hatten, einen treme Linke wie für die Konservativen, wel- 
unerhörten Reibach machen konnten. Das che von einem Chaos durch die neue Regie- 
gleiche trifft für die Großindustrie zu, sie kri- rung ausgingen.Lula hat die Zinsen angeho- 
tisieren Lulas Politik vor dem Hintergrund, ben, eher ein Zeichen keine Verrücktheiten 
dass sie nun in ihrer Macht beschnitten wer- einzugehen. Ein bisschen war das ein kon- 



servativer Schock, ein Symbol. Aber es hat 
auch dazu beigetragen, Börsen und Finanz- 
märkte zu stabilisieren. Lulas Politik wurde 
dort begrüßt und siehe da,es gibt Kapitalzu- 
fluss und wir haben eine positive Außenhan- 
delsbilanz. Die Inflationsrate, die auf 15% 
prognostiziert worden war, liegt bei stabilen 
8%. Die internationalen Direktinvestitionen 
steigen auf ein signifikantes Niveau. 
spw: Ist Lula ein rein von den Umständen ge- 
triebener, oder treibt er vielmehr die Um- 
stände voran? 
Comin: Ohne Zweifel unterliegt seine Politik 
einem gerüttelt Maß an Ausgangssituatio- 
nen. Aber die wirtschaftliche Situation ge- 
währt ihm Spielraum und Stabilität für stra- 
tegische Optionen. Wer ein Land für vier, 
vielleicht für acht Jahre regieren will, muss 
zeigen, dass er keine Abenteuer vorhat. Lula 
muss Schritt für Schritt vorgehen und nichts 
überhasten. 
spw: Eine andere Entscheidung,die in Kürze 
ansteht, sind die Verhandlungen über den 
ALCA.Wie steht Lula dazu? 
Die Regierung hat bereits sehr klare Zeichen 
dafür gegeben, dass sie gegen die Vorgaben 
der USA ankämpfen wird. Es steht bereits 
fest,dass der Zeitplan für die neue Freihan- 
delszone nicht eingehalten werden kann. 
Die USA müssen mit 

Wichtigkeit für die nationale Ökonomie un- 
tersucht, wir werden dafür kämpfen die 
wichtigen zu bewahren. Einige Sektoren 
werden sicherlich auch geopfert werden 
müssen,dass muss man auch sagen.Eine sol- 
che Auswahl unter den Überlebenden des 
Schiffbruchs zu machen, ist nicht einfach. Es 
ist aber kein technischer Vorgang, sondern 
ein politischer Vorgang, der Verhandlungen 
mit den Unternehmern und Geschäften be- 
deutet. Dafür muss klargestellt werden, wel- 
che Industriezweige in Brasilien ausgebaut 
werden können, welche wohlmöglich aber 
auch nicht. Natürlich,diejenigen auf hohem 
technischen Niveau, die qualifizierte Arbeits- 
plätze bedeuten. Hier muss der Staat für In- 
frastruktur im Sinne etwa von Bildung sor- 
gen.Wir haben keine Monostruktur,sondern 
eine sehr differenzierte Ökonomie. Brasilien 
hat fast alles, was es konsumiert, bis in die 
späten 1980er Jahre hinein selbst produziert. 
Die Entscheidung sich zu reduzieren wird 
nicht leicht sein.Wir sind in vielen Sektoren 
konkurrenzfähig und hängen nicht von 
staatlichen Subventionen ab, wie dies etwa 
die europäische oder us-amerikanische 
Agro-Industrie tut. 
spw:Vor kurzem besuchte Lula sowohl Kuba 
als auch Argentinien und schien sowohl mit 

Kirchner also auch mit 
allen Ländern an den Fidel bestens auszu- 
Tisch, wobei die Ver- Wir müssen intern die kommen. wie stellt 
handlungen im Sinne Konkurrenzfähiakeit sich die brasilianische 
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eines fast track zur In- Situation in Latein- 
tegration abqelehnt stärken. Das ist eine Seite amerika dar, was ist 
werden.   er fast track der Strateqie. Eine zweite die brasilianische Rol- 
bedeutete, ein gene- le? 
relles Abkommen zu besteht in der unbedingten Comin: Lula hat seit 
schließen und den Stärkung der privaten dem ersten Regie- 
Rest nachher zu orga- rungstag eine klaren 
nisieren. Eine Strate- Nachfrage. Führungsanspruch, 
gie innerhalb derer nicht nur ökonomisch, 
Mexiko eine unrühm- sondern auch poli- 
liche Rolle gespielt hat, denn nachdem die tisch in Lateinamerika klargemacht. Er hat 
Protokolle einmal unterschrieben sind, gibt dies mit einer großen Kompetenzgemacht - 
es nichts mehr zu verhandeln.Das wird Brasi- schließlich hat er beinahe jedes lateinameri- 
lien nicht machen. Der Kalender des Alca kanische Land bereits besucht. Und er hat 
sollte effektiv 2005 beginnen,dies wird nicht eine Kommunikationsebene mit allen Regie- 
geschehen und daran glauben auch selbst rungen,von den konservativsten bis zu den 
die USA nicht mehr. progressivsten Entwickeln können. Kirchner 
spw:Also eineVerzögerungsstrategie,indem ist ein kurioser Fall, eigentlich das Gegenteil 
der Nahkampf aufgenommen wird? von Lula: Lula ist eigentlich ein Linker, der in 
Comin: Ich glaube die brasilianische Strate- die Mitte gedrückt wird, Kirchner kommt aus 
gie wird die Verhandlungen nicht blockie- der Mitte und wird nach links gedrückt.Links 
ren, sondern sie verzögern. Jeder einzelne in Anführungszeichen im übrigen. Seine 
Punkt wird bis zur Erschöpfung verhandelt Weigerung die Auslandsschulden zu zahlen 
werden. Eine Strategie, die jeden einzelnen war kein politisches Projekt sondern Argen- 
Punkt diskutiert und somit viel Zeit in An- tinien steht schlicht mit dem Rücken zur 
spruch nehmen wird, keine allgemeinen Ab- Wand und kann nicht anders.Den Argentini- 
kommen akzeptiert und zu den USA einen ern ist darüber klar geworden, dass sie sich 
Gegenpol aufzubauen versucht. Es muss de- als Annex der USA hergeben sollten, son- 
finierteGrenzen geben und bestimmteopti- dern vielmehr sehen sich gezwungen sich 
onen müssen konserviertwerden,allerdings: etwa Richtung Brasilien zu orientieren. Ob 
um etwaszu gewinnen,muss etwas verloren Kirchner nun will oder nicht, er hat kaum 
werden,auf allen Seiten. Die Frage wird also eine andere WahI,eine solche Zusammenar- 
sein,was sind wir gewillt zu verlieren? Indus- beit ist längst zur politischen Überlebensfra- 
triezweige werden auf ihre strategische ge vor allem vor der öffentlichen Meinung in 

Argentinien geworden. Nach dem wirt- 
schaftlichen Kollaps,der ja wesentlich durch 
die Politiken des IMF herbeigeführt wurden, 
erscheint Lula als einzig gangbare Alternati- 
ve. 
spw: Es gibt eine enge Wirtschaftsverknüp- 
fung? 
Comin: Ja, neben Fußball teilen wir einiges. 
Allerdings ist die argentinischewirtschafter- 
heblich stärker von der brasilianischen ab- 
hängig als umgekehrt. 
spw: Wird denn Lulas Führungsanspruch in * 

Lateinamerika akzeptiert? 
Comin:Ja und nein. Politisch sind sich die 
Mehrheit der Länder im klaren, dass wenn I 

irgendeine Regierung den USA entgegen- 
treten können, es eben Brasilien als größ- 
tes Land sein muss. Aber diese Rolle wird 
mit einem lachenden und einem weinen- 
den Auge betrachtet. Gleichzeitig werden 
sich eben viele Länder auch ihrer eigenen 
Schwäche bewusst. Politisch und symbo- 
lisch sind diese Länder viel eher auf der 
Seite Brasiliens, dennoch sollten wir nicht 
die us-amerikanische Wirtschaftsmacht 
vergessen: verschiedenen Länder haben 
längst den in Cancun zusammengerauften 
Block der G22 verlassen und verhandeln 
nun direkt mit den USA. Sie wollen sich so 
vielleicht Vorteile gegenüber den Nach- 
barn verschaffen und die Gegenmacht- 
strategie Brasiliens ist da eher ein Problem. 
Auch deshalb hat Lula schnell verstanden, 
dass er sich nicht nur auf den lateinameri- 
kanischen Raum beschränken kann. Des- 
halb hat er sich auch direkt in dieverhand- 
lungen mit China,mit Indien und Südafrika 
begeben. Lula ist in ganz Afrika unterwegs, 
ebenso ihm nahen Osten. Die Strategie be- 
steht darin Allianzen über den lateiname- 
rikanischen Raum hinaus zusammenzu- 
stellen. Das haben wir bereits in Cancun 
gesehen. Dort hat Brasilien nicht die zen- 
trale Rolle gespielt, die Chinesen waren 
wichtig, die Positionen der Inder und Süd- 
afrikaner waren entscheidend.Tatsächlich 
sind ja auch dieVolkswirtschaften wie Chi- 
na und Indien wesentlich weniger verletz- 
lich,als die der Länder im lateinamerikani- 
schen Kontext, oder als die kleinen zentral- I 

amerikanischen Staaten. Für die Vereinig- 
ten Staaten bedeutet EI Salvador gar 
nichts und so behandeln sie EI Salvador 8 

auch. Mit China können sie das nicht ma- 
chen, sie wollen schließlich an die chinesi- 
schen Märkte. 
spw:Teilst du die Meinung, dass mit dem 
Scheitern der Verhandlungen von Cancun 
eigentlich die USA politischen Möglichkei- 
ten gewonnen haben, da sie jetzt erheb- 
lich stärker auf bilateraler Ebene verhan- 
deln können? 
Comin:Tatsächlich i s t  es vielleicht sogar 
ein Rückschritt für die USA. Sie wollten 
ein Abkommen en bloque erreichen und 
müssen nun mit  jedem einzelnen Land 
des ganzen Kontinents verhandeln. Mit 



: 

Ländern, die sie nicht wirklich interessie- 
ren, wie Guatemala, Panama, Ecuador. Die 
USA sind an den Märkten von Brasilien 
und zu einem gewissen Grad an Argenti- 
nien interessiert, Mexiko und Chile haben 
sie längst. Es ist also kein guter Gipfel für 
die USA gewesen. Schlechter geht es 
allerdings noch den Europäern. Die ver- 
halten sich genauso wie die USA, können 
aber nicht mit deren Mittel und Verhand- 
lungsstrategien agieren. Die Länder der 
EU stehen zwischen der radikalen Vertre- 
tung ihrer Interessen und so etwas wie ei- 
nem sozialdemokratischen Gewissen, 
dass einer bestimmten öffentlichen Mei- 
nung Tribut zollen muss und nicht so of- 
fensichtlich agieren kann. Cancun bedeu- 
tet im Endeffekt also längst noch nicht 
eine offene Auseinandersetzung zwi- 
schen reichen und armen Ländern, 
allerdings ist es ein Zeichen, dass es so 
nicht weitergehen kann, eine fragile Ebe- 
ne der Zusammenarbeit eben der armen 
und ärmsten Länder gegen die Versuche 
der absoluten US-Hegemonie. 
spw: Zuletzt, wie sähe denn ein Entwick- 
lungsmodell für Brasilien in den nächsten 
vier bis acht Jahren aus? Wie sähen die we- 
sentlichen Momente der Regierungspoli- 
tik aus? 
Comin: Nun, hätte ich die vollständige Ant- 
wort, wäre ich vielleicht der Präsident- 
schaftskandidat. Ich glaube es gibt einige 
zentrale Momente. Eine schlichtes Zurück- 
drehen der Privatisierungen und Marktli- 
beralisierung wird nicht funktionieren. 

Zunächst muss die äußere Verwundbar- 
keit der Wirtschaft, die Abhängigkeit von 
Krediten und Marktschwankungen be- 
kämpft werden. Es kann nicht sein, dass 
Wachstumsmechanismen beschädigt wer- 
den, wenn an die türkische Böse einbricht. 
Eine solche Instabilität muss abgestellt 
werden. Und dazu müssen wir internatio- 
nale Wirtschaftsabkommen schließen 
selbst Vereinbarungen mit dem IMF. So 
können wir die Zinsen senken,die Inflation 
in den Griff bekommen.Tatsächlich kann 
die brasilianische Wirtschaft beinahe un- 
abhängig von Importen arbeiten und pro- 
duziert schon heute hochwertige Produk- 
te für den Export. Wir brauchen öffentliche 
lnvestitionen um eine Politik der Import- 
substitution entwickeln zu können. Wir 
müssen gewichtige Wirtschaftszweige 
modernisieren und sogar versuchen Inves- 
titionen aus dem Ausland anzuziehen. Wir 
müssen intern die Konkurrenzfähigkeit 
stärken - ein Protektionismus wird kaum 
möglich sein. Das ist eine Seite der Strate- 
gie. Eine zweite besteht in der unbeding- 
ten Stärkung der Binnenmärkte, eine Stär- 
kung der privaten Nachfrage. Da gibt es 
viel Raum Alternativen zum herrschenden 
Kapitalismus zu entwickeln. Gleichzeitig 
müssen wir aber auch Arbeit in weniger 
hochwertigen Produktionsfeldern entwi- 
ckeln. Wir müssen Wachstum in der verar- 
beitenden Industrie, im Textilsektor oder 
im Bereich der öffentlichen Aufträge sti- 
mulieren. Sektoren, die keine hochwertige 
Technologie benötigen, sondern niedrig- 

qualifizierte Arbeitskraft - die wir im Über- 
maß haben. Wir müssen eine zugängliche 
Kreditpolitik fahren, Kleinstkredite ermög- 
lichen, kleine Unternehmen und Wirt- 
schaftskreisläufe unterstützen, vor allem 
also Nachfragepolitikfür Konsumgüter be- 
treiben. 
spw: Politik nach Keynes? 
Comin: Absolut. Das ist in Lateinamerika 
völlig unterentwickelt. Brasilien hat, wie 
viele andere Länder Reallohnverluste, rie- 
sige Inflationsraten und eine extrem unge- 
rechte Einkommensverteilung. Strukturel- 
le Umverteilung von oben nach unten ist 
eine unabdingbare Notwendigkeit. Tat- 
sächlich gibt es nun bereits ein Programm 
für Kleinstkredite mit abgesichert niedri- 
gen Zinsen.Gleichzeitig aber brauchen wir 
massive öffentliche lnvestitionen in Bil- 
dung und Ausbildung. Unser Bildungssys- 
tem ist eine Schande ... 
spw: ... kann Lula all das schultern? 
Comin: Ich glaube schon. Auch wenn wir 
sehr konjunkturabhängig sind und uns 
alles zusammenbrechen kann: wenn wir 
eine makroökonomische Stabilisierung 
hinbekommen und darauf aufbauend Di- 
rektinvestitionen anziehen können, gibt 
es durchaus die Möglichkeit für eine be- 
schriebene Entwicklung. Dies sagen 
selbst Ökonomen, die nicht der PT ange- 
hören oder der Regierung nahe stehen. 
Der Willen in der Regierung scheint da 
und ebenso das öffentliche Verständnis, 
dass es auf den bislang beschrittenen We- 
gen nicht weitergeht. SPW 6 / zoo3 
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Vietnam verfügt zudem über große Erdölvor- Vi et n a m - M a r k w  i r  SC h aft kommen,qleichwohl ist vietnam jedoch nicht - 
in der Lage dieses Öl auch zu raffinieren. Das m it Soz i  a 1 i sti h Präg n g ;> Rohöl wird daher im großen Stil exportiert,der 
gesamte Kraftstoffbedarf im Gegenzug aber 

Von Kai Burmeister 

Der Kampf Ho Chi Minhs für Unab- 
hängigkeit und der Angriff der amerikani- 
schen Armee auf Vietnam waren für weite 
Teile der 68er-Generation weltweit prägen- 
de Erfahrungen und entscheidende Ereig- 
nisse in der eigenen politischen Sozialisati- 
on. Hieraus erwächst bis heute für Vietnam 
zweierlei.Zum einen erfährt das Land immer 
noch eine große Sympathiewelle von vielen 
westlichen Beobachtern, zum anderen ist 
dieser Blick häufig sehr romantisch verklärt. 
Dieser Beitrag soll einige wichtige ökonomi- 
sche und politische Ereignisse des sich rasch 
wandelnden südostasiatischen Landes dar- 
stellen. 
Trotz des Niedergangs der Mehrheit der 
kommunistischen Staaten 1989/1990 ver- 
steht sich Vietnam weiterhin als kommunis- 
tisches Land. Vietnam kann insgesamt als 
politisch stabil gelten.Der Staat wird weitest- 
gehend unangefochten von der Kommunis- 
tischen Partei Vietnams (KPV) geführt. Vor 
zwei Jahren wurde ein umfassender Wechsel 
der politischen Verantwortung an eine jün- 
gere Generation in der Partei- und Staatsfüh- 
rung eingeleitet. Der Staatspräsident Tran 
Duc Luong gilt dabei noch als relativ profil- 
los, hingegen konnte sich der Premierminis- 
ter Phan Van Khai in seiner Rolle konsolidie- 
ren, obwohl er ursprünglich eher als ein 
Übergangskandidat gegolten hat. Der 
ebenfalls auch neu gewählte Generalsekre- 
tär der Kommunistischen Partei Vietnams 
Nong Duc Manh sowie der Parlamentspräsi- 
dent Nguyen Van An sind in ihren Ämtern 
ebenfalls unumstritten. Eine politische Op- 
position ist in Vietnam nicht zu erkennen 
und auch die in den USA beheimateten Dis- 
sidentengruppen müssen als unbedeutend 
betrachtet werden.Vom dem in der Region 
Südostasien vorherrschenden islamischen 
Extremismus oder gar Terrorismus bleibt Vi- 
etnam völlig verschont. 
Ein innenpolitischer Konfliktpunkt liegt aber in 
der Behandlung der ethnischen Minoritäten in 
den Bergregionen. Hierbei geht es vor allem 
um Landkonflikte und um eine Integration die- 
ser Bevölkerungsgruppe. 
Das Hauptaugenmerk der Staats- und Partei- 
führung liegt aktuell neben der Systemstabili- 
sierung vor allem in einer stärkeren wirtschaft- 
lichen Integration in den Weltmarkt sowie in ei- 
nem Umbau der Wirtschaft. 

Kai Burmeister, Mitglied im Juso-Bundesvorstanc 
in HanoiNietnam. 

Doi Moi Phase 
Bereits 1986 begann, nach den Beschlüssen 
des wichtigen 6. Parteitages der KPV, eine Re- 
formphase von der zentralgelenkten Planwirt- 
schaft hin zur Marktwirtschaft und einer Diver- 
sifizierung der außenwirtschaftlichen Bezie- 
hungen. Diese auch als Doi Moi (Erneuerung) 
bekannte Phase kann seit den 1990er Jahren 
Erfolge erzielen. Beim Wirtschaftswachstum ist 
es Vietnam gelungen, von einem niedrigen 
Ausgangslage heraus stetig hohe Zuwachsra- 
ten zwischen knapp 7 % und 9,s % zu errei- 
chen. Dieser Zuwachs wird vor allem über 
überproportionale Wachstumsraten der Ex- 
portwirtschaft erreicht. Trotz dieses Erfolges 
gehörtVietnam mit einem jährlichen Pro-Kopf- 
Einkommen von 41 0 $ weiterhin zu einem der 
ärmsten Länder der Erde. 
Prägend für Vietnam ist die besondere Be- 
deutung der Landwirtschaft. Knapp 80 % der 
Bevölkerung leben auf dem Land und die 
überwiegende Mehrheit der hier Erwerbstäti- 
gen ist entweder selbständig oder in Genos- 
senschaften landwirtschaftlich aktiv.Der Grad 
der Selbständigkeit wird dadurch deutlich, 
dass das BIP zu ca.einem Drittel durch die pri- 
vaten Haushalte erbracht wurde. Privatwirt- 
schaftliche Unternehmen im engeren Sinne 
haben mit Anteilen von knapp 5 % ebenso 
wie die durch Direktinvestitionen finanzierten 
Unternehmen mit Anteilen von ca. 10 % 
bisher nur eine begrenzte, aber stetig wach- 
sende Bedeutung. Der Anteil des Staates am 
BIP liegt bei ca. 40 %. 

Exportorientierung 
Das Wirtschaftswachstum wird vor allem ex- 
portorientiert realisiert. Im Mittelpunkt stehen 
dabei arbeitsintensive Erzeugnisse wieTextili- 
en und Schuhe sowie landwirtschaftliche Pro- 
dukte wie Reis und Kaffee, Fisch und Krabben, 
die für Märkte in der Region sowie für die USA 
und die EU produziert werdemTrotz des be- 
achtlichen Erfolges der gewaltigen Steigerung 
der Produktionsmenge muss beachtet wer- 
den, dass viele Vorprodukte etwa der Textil- 
und Schuhindustrie importiert werden müs- 
sen und diese in Vietnam nur von billigen Ar- 
beitskräften zusammengenäht werden. Der Er- 
folg des Landes beim Export baut demnach 
also neben klimatischen Einflüssen in der 
Landwirtschaft vor allem auf den niedrigen 
Lohnniveau auf. 

i war im Herbst dieses Jahres zu Studienzwecken 

wieder komplett durch Importe gedeckt. 
Hieran zeigt sich, dass Vietnam die Handels- 
Struktur eines klassischen Entwicklungslandes 
aufzeigt: Höherwertige Waren werden ebenso 
wie Vorprodukte der Exportindustrie impor- 
tiert, arbeitsintensive Produkte und landwirt- 
schaftliche Erzeugnisse werden exportiert. 
Um den Export zu fördern, ist Vietnam u.a. Mit- 
glied der APEC geworden und mit den USA 
wurde erst kürzlich ein bilaterales Handelsab- 
kommen (BTA) abgeschlossen. Die Normalisie- 
rungen der Handelsbeziehungen mit den USA 
sind deswegen bemerkenswert, weil bis An- 
fang der 1990er ein Handelsboykott die Bezie- 
hungen beider Länder geprägt hat. Doch auch 
heute ist das Verhältnis beider Staaten nicht 
konfliktfrei. Vor allem Cat-Fisch und Textilien 
werden aus Vietnam in die USA geliefert. Hier 
entstand die Problematik, dass innerhalb kür- 
zester Zeit Vietnam einen Marktanteil von 20 % 
am amerikanischen Cat-Fischhandel erreichen 
konnte. Dies rief die Fischfarmer aus dem Mis- 
sissippi-Delta auf den Plan,die sich gegen stei- 
gende Marktanteile zu Wehr setzten und eine 
Zollerhöhung durchsetzen konnten. Das Han- 
delsabkommen begrenzt zudem den Import 
vietnamesischer Textilien auf 1,7 Mrd. $ pro 
Jahr, so dass in wenigen Jahren dieses Kontin- 
gent erreicht sein dürfte und dem Branchen- 
wachstum der Textilindustrie somit Grenzen 
gesetzt sind. 
Seit 1995 bemüht sichVietnam (zudem) um ei- 
nen Beitritt zur Welthandelsorganisation (WO). 
Aktuell befindet sich Vietnam in der Phase der 
bi- und multilateralen Verhandlungen über den 
Marktzugang. Es kann festgestellt werden,dass 
Vietnam ein Verhandlungsergebnis auf dem 
Fundament der ASEAN-Verpflichtungen und 
des BTA erreichen möchte. Außerdem sollen 
Vergünstigungen und lmplementierungsfristen 
nach dem Vorbild anderer Entwicklungsländer 
erreicht werden. Als besonders sensible Berei- 
che der Marktöffnung gelten Finanzdienstleis- 
tungen, Banken,Versicherungen und Telekom- 
munikation. Viele WO-Mitgliedsländer in der 
Arbeitgruppe zum Beitritt kritisierten Vietnam 
wegen unzureichender Angebote zur Marktöff- 
nung sowie einer unzureichenden Informati- 
onspolitik. Hierbei zeigt sich der Mangel des 
Landes an einer qualifizierten Verhandlungsde- 
legation auf politischer und technischer Ebene. 
Als problematisch erweisen sich in diesem Zu- 
sammenhang zwei weitere Aspekte.Zum einen 
wird die spätere Einhaltung der Beitrittsver- 
pflichtungen, insbesondere in den Bereichen 
Urheberrechte und Landwirtschaft, von Viet- 
nam als problematisch angesehen. Zweitens 
werden viele Staatsunternehmen massiv re- 
strukturiert,manche auch gänzlich geschlossen. 
Ob Vietnam bis zum Ende der Welthandelsrun- 
de im Jahr 2005 den Beitritt erreichen kann, ist 
zur Zeit noch ungewiss. 
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Markwirtschaft sozialistischer Prägung - ben viele Unterneh- 
worum es jetzt geht? men der Exportbran- 
Vietnams politischerweg kann nicht mit dem chen ihren Output oft 
Kommunismus der Sowjetunion verglichen sehr schnell erhöht 
werden.Vietnam is t  bis heute wenig industria- und haben sich allzu 
lisiert,die Familie und die Dorfgemeinschaften häufig in eine,,Race to 
sind die wichtigsten Institutionen sozialer Si- the bottom Situation" 
cherung und des gesellschaftlichen Lebens, gebracht,in der Preise i. 
darüber hinaus bestimmt die konfuzianischen gegenseitig unterbo- + 

Ethik weite Bereiche des vietnamesischen 
Denkens und Handels. Das stark ausgeprägte 
Selbstbewusstsein der Bevölkerung erwächst 
zudem aus der langen Kolonialgeschichte,der 
Bezwingung des amerikanischen Aggressors 
sowie aus einer tief verwurzelten Verehrung 
des Staatsgründers Ho Chi Minh. 
Das anhaltend hohe Wirtschaftswachstum,die 
Fokussierung auf die Außenwirtschaftsbezie- 
hungen und der sich rasch vollziehende Wan- 
del vor allen in den Metropolregionen Ho Chi 
Minh City und in Hanoi stelltVietnam vor Her- 
ausforderungen. Angesichts der vorgenom- 
menen Weichenstellung erscheinen folgende 
Aufgaben als dringlich. 
Wirtschaftspolitische Strategie erweitern 
Der WO-Beitritt hat für Vietnam höchste Prio- 
rität. Die Herausforderung liegt neben dem 
Beitritt selbst auch in der Reform von Verwal- 
tung und Staatsunternehmen, der Stärkung 
der Privatwirtschaft sowie in dem Aufbau eines 
verbindlichen Rechtsrahmens. Das hierzu not- 
wendige Wirtschaftswachstum soll vor allem 
über eine Stärkung der Exportfähigkeit er- 
reicht (werden) und der komparative Vorteil 
billiger Arbeitskosten (soll) entsprechend aus- 
gespielt werden. 
Die stärkere wirtschaftliche Integration ist an- 
gesichts der weltweiten Arbeitsteilung fürviet- 
nam alternativlos und die hohen Wachstums- 
raten verweisen auf tatsächlich errungene Er- 
folge. Doch zeigen die Beispiele vieler südame- 
rikanischer Länder,dass es keine allgemeingül- 
tige Formel ,,mehr Weltmarktorientierung 
gleich mehr Wohlstand" gibt. Neben dem 
WO-Beitritt muss in Vietnam geklärt werden, 
welche koordinierende Rolle Staatlichkeit 
künftig wahrnehmen soll. Beispielsweise ha- 

ten wurden. i 
Die starke Betonung 
von Handel und Ex- % 
Porten vermittelt 
insgesamt den Ein- 
druck, dass in der wirt- 
schaftspolitischen Strategie die Produktions- 
seite (Stichwort mangelnde Kapitalausstat- 
tung) sowie dem Binnenmarkt zu wenig Auf- 
merksamkeit entgegengebracht wird.Ein ent- 
scheidender Schlussel für die Gestaltung der 
Wirtschaftsstruktur kann eine aktive Bodenpo- 
litik sein, bei der der Staat insgesamt Eigentü- 
mer von Grund und Boden bleibt und Unter- 
nehmern nur ein Nutzungsrecht eingeraumt 
wird. 

Soziale Spaltung verhindern und Gewerk- 
schaften befähigen 
Der wirtschaftliche Erfolg geht augenblicklich 
mit einer zunehmenden sozialen Polarisierung 
einher. Die bestehenden sozialen Sicherungs- 
Systeme, die der deutschen Sozialversicherung 
ähnlich sind, umfassen nur wenige Bevölke- 
rungsgruppen wie Staatsbedienstete und 
Kriegsinvaliden. Insofern sollte es darum ge- 
hen,den Deckungsgrad der Sozialsystemeaus- 
zuweiten. Besonders hinsichtlich der ange- 
strebten großflächigen Liquidierung von 
Staatsunternehmen kommt zudem einer akti- 
ven Arbeitsmarktpolitik entscheidende Bedeu- 
tung zu. 
Die zunehmende Produktion unter markt- 
wirtschaftlichen Bedingungen in privaten 
und FDI-finanzierten Unternehmen wird zu 
einer Zunahme von Arbeitskonflikten führen 
und die Gewerkschaften vor neue Aufgaben 
stellen. Bis jetzt arbeiten über 400.000 Men- 

schen in FDI-finanzierten Unternehmen und 
gerade hier treten verstärkt Konflikte um Ar- 
beitsbedingungen und Mehrarbeit auf, die 
von den Beschäftigten immer öfter mit streik- 
ähnlichen Arbeitsniederlegungen beantwor- 
tet werden. Die Gewerkschaften müssen hier 
ihre Rolle finden und anstelle verlängerter 
Arm des Staates zu sein,für die Beschäftigten 
Partei ergreifen. 
Der eingeschlagene Weg geht eindeutig in 
Richtung Markwirtschaft,die ausgegebene Pa- 
role der sozialistischen Orientierung scheint 
allerdings kaum mehr als Folklore zu sein,eine 
ausgefeilte programmatische Unterfütterung 
scheint jedenfalls nicht vorhanden.Von daher 
geht es in Vietnam heute eher um eine wirt- 
Schafts- und sozialpolitische Abfederung des 
Reformprozesses als um die Verteidigung des 
Kommunismus. Das Staatsmotto,,Doc Lap -Tu 
Do - Hanh Phuc",dassfür Unabhängigkeit,Frei- 
heit,Glücksteht,kann dabei eine Richtschnurfür 
den eingeschlagenen Weg sein. spw 6,2,,03 
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Kuba mit neoliberaler Brille: Schuld ist  
immer das Opfer 
Von Edgar GöII 

DasThema Kuba polarisiert und bei lieferten fast alle Medien verzerrende Beiträ- über Kuba als vielmehr die persönlichenvor- 
Manchen scheinen dann historisches Be- ge über Kuba. Aufschlussreicher als das Dar- lieben der jeweiligen Autorlnnen. 
wusstsein und politisches Analysevermögen gestellte war meist das Verschwiegene, Fokus vieler Beiträge war das Thema ,,Men- 
zu versagen. In den vergangenen Monaten kenntlich gemacht wurden weniger Fakten schenrechte". Doch wurde nicht Bezug ge- 

nommen auf verlässliche Quellen wie z.B. 
Amnesty International. In deren Jahresbe- 
richt - Berichtszeitraum bis Ende 2002 - 

Dr. Edgar GöII, Sozialwissenschaftler in Berlin, seit 1993 in der Kuba-Solidaritätsbewegung tätig. heißt es über Kuba:,,Mehrere offiziell nicht 
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zugelassene Organisationen setzten sich für 
mehr Offenheit und den Schutz der Men- 
schenrechte in Kuba ein. Die Behörden lie- 
ßen sie weitgehend gewähren, wenngleich 
gelegentlich von Repressalien gegen Akti- 
visten berichtet wurde." (S.343),,Der seit ei- 
ner Reihe von Jahren festzustellende Rück- 
gang der Zahl gewaltloser politischer Gefan- 
gener wurde (...) von einigen Beobachtern 
als Anzeichen dafür gewertet, dass die Un- 
terdrückung von Dissidenten an Härte verlo- 
ren hat." (S. 345f.) 
Doch im März 2003 verhängten kubanische 
Gerichte hohe Haftstrafen gegen 75 Bürger 
und gegen drei gewalttätige Schiffsentfüh- 
rer die Todesstrafe. Im konservativen Wall 
Street Journal erschien umgehend eine Se- 
rie von Artikeln und die US-dominierten 
Nachrichtenagenturen verbreiteten das Kli- 
schee,der ergraute Castro habe als kommu- 
nistischer Diktator im Schatten des Irak- 
kriegs die Opposition eingesperrt. Auch im 
deutschsprachigen Raum wurde diese Auf- 
fassung durch dpa (Klaus Blume, Mexiko) 
verbreitet und in fast allen Blättern unhinter- 
fragt reproduziert. Wie fehlerhaft und ten- 
denziös viele,,Meldungen" waren, mag ein 
Beispiel beweisen:genüsslich wurde berich- 
tet, der portugiesische Literaturnobelpreis- 
träger und Kubafreund Samarago habe wg. 
der Verhaftungen mit Kuba gebrochen. 
Kürzlich hat er dem deutlich widersprochen 
-was allerdings nicht verbreitet wurde. 
Es fällt schwer, bei Kenntnis all derverbalat- 
tacken nicht die Orchestrierung einer anti- 
kubanischen Kampagne zu vermuten. Nicht 
nur Exilkubaner und Konservative in den 
USA, auch im antikommunistischen Kampf 
erfahrene,,Kalte Krieger" wie z.B.die,,lnterna- 
tionale Gesellschaft für Menschenrechte" 
verbreiteten ihre höchst einseitige, teilweise 
hetzerische Meinung. Die Reporter ohne 
Grenzen (Paris) starteten eine Kampagne ge- 
gen die Haftstrafen gegen sog.,,Journalisten" 
und verteilte tausende von Postern und 
Postkarten an Kubareisende:,,Willkommen in 
Cuba, dem größten Gefängnis der Welt für 
Journalisten". Nun wurde bekannt, dass der 
RSF-Chef Robert Menard ein Kumpel von 
Führern der reaktionären Exilkubaner in Mia- 
mi ist! 

Hintergründe 
Gerade wenn einige Kritikpunkte am Vorge- 
hen der kubanischen Behörden nicht leicht- 
fertig abgetan werden dürfen (schnelle Ge- 
richtsverfahren, hohe Strafen, umgehende 
Vollstreckung der drei Todesurteile), müssen 
die konkreten Umstände und Hintergründe 
berücksichtigt und dürfen nicht weiter ver- 
schwiegen werden. Hier sollen ausgewählte 
,,Geheimnissen gelüftet werden. 
Auffallend ist, dass in Bezug auf Menschen- 
rechte nur einTeil thematisiert wird wie Mei- 
nungsfreiheit. Alle anderen wesentlichen 
Menschenrechte, wie in UN-Dokumenten 
manifestiert (soziale und kollektive Men- 

schenrechte etc.) werden ignoriert - denn 
die sind in Kuba vorbildlich, was die Welt- 
bank kürzlich betonte und in UN-Berichten 
zum Ausdruck kommt. 
Auffallend ist, dass die Vorwürfe - selbst 
wenn sie zutreffen sollten, im Vergleich zu al- 
len anderen Staaten der Region und zu 
Freunden der EU (Türkei, China, Iran usw.) 
minimal anmuten,was Zahl und Art der Ver- 
stöße anlangt.Aber tatsächlich werden auf 
Kuba Menschenrechte verletzt: die US-Re- 
gierung hält in Guantanamo seit fast 2 Jah- 
ren etwa 660 Menschen unter menschenun- 
würdigen Bedingungen fest. 
Auffallend ist, dass bei uns die Beweise und 
Urteilsbegründungen der Gerichte nicht zi- 
tiert werden, d.h. unklar bleibt, was den Ver- 
urteilten nachgewiesen wurde. Sie haben 
mit dem erklärten Feind Kubas kollaboriert, 
waren bezahlte Spione und betrieben nach- 
weislich Subversion. Dies wurde bislang 
nicht widerlegt,was äußerst bedenklich ist, 
weil auf dem Konstrukt,,Menschenrechtsver- 
letzungen" die Verschärfung der EU-Politik 
gegen Kuba basiert. 
Auffallend ist schließlich,dass die Hauptfakto- 
ren für die Verhaftungswelle vom März ver- 
schwiegen werden.Das ist angesichts der sich 
jährenden US-Interventionen in Chile 
(1 1.9.1 973) und Grenada (21 .I 0.1 983) eine 
enorme Verdrängungsleistung. Im Hinter- 
grund wirkt die seit 42 Jahren bestehende 
US-Blockade gegen Kuba, die Kosten von Ca. 
70 Mrd. $ verursachte. Am 4.1 1.2003 hat dies 
die UN-Vollversammlung zum inzwischen 12. 
Mal seit 1992 fast einstimmig (nur USA, Israel, 
Marshall Inseln waren dagegen) kritisiert und 
eine Beendigung angemahnt. Präsident Bush 
verschärfte den Kurs gegen Kuba. Er richtete 
nach seiner umstrittenen Einsetzung eine 
,,Cuba DissidenceTask Group" ein, um regie- 
rungsfeindliche Personen und Aktivitäten in 
bzw. gegen Kuba intensiv zu unterstützen. 
Und kürzlich -die Wahlen stehen vor der Tür 
- schuf er eine neue,,Task Force", geleitet von 
US-Außenminister Powell. Und er ernannte 
reaktionäre Exilkubaner in wichtige Regie- 
rungsämter,z.B.Otto Reich (verwickelt in Rea- 
gans Iran-Contra-Skandal!) als Chef der La- 
teinamerikapolitik. Bush proklamierte in einer 
wichtigen Rede im Mai 2002 eine,,lnitiativefür 
ein neues Kuba" zwecks ,,Regime-Wechsel". 
Die USA provozieren Migration,denn obwohl 
seit 1995 vereinbart ist, dass die USA jährlich 
20.000 Visa ausstellen sollen, werden immer 
viel weniger ausgestellt;zugleich werden Ku- 
baner mit dem,,AngebotU gelockt, bei Betre- 
ten der USA als Immigranten anerkannt, Auf- 
enthalts- und Arbeitserlaubnis und die Staats- 
bürgerschaft zu erhalten (unter solchen Um- 
ständen wäre z.B. Mexiko bereits menschen- 
leer). Das,,USAID Cuba Program" zahlte von 
1996 bis 2000 etwa 6,5 Mio $ an US-NGOs, um 
Dissidenten in Kuba zu unterstützen. Allein 
für 2003 sind nun Zahlungen für eine Trans- 
formation in Kuba in Höhe von 6 Mio. $ vorge- 
sehen. 

Auch bi- und multilateral ist die US-Adminis- 
tration tätig, um Kuba zu isolieren und zu de- 
stabilisieren. Dafür sind seit dem Helms-Bur- 
ton-Gesetz von 1994 sogar offen Mittel im 
US-Bundeshaushalt ausgewiesen. Anfang 
Juni hat US-Aussenminister Powell auf dem 
Weg zu einemTreffen der OAS in Chile die EU 
offen zu einer,,gemeinsamen Strategie ge- 
gen Kuba" eingeladen. Und exilkubanische 
Kreise der USA beeinflussen - in Arbeitstei- 
lung mit der US-Regierung - vor allem la- 
teinamerikanische Regierungen durch Geld- 
zahlungen (u.a.für Wahlkämpfe), um sie zur 
Distanzierung von Kuba zu bewegen. 

V 

Bush-Krieger in Aktion 
Bushs Mann in Havanna, James Cason,sieht 
sein Hauptziel darin, die Opposition in Kuba 
zu stärken und zu vereinen.Dies versuchte er 
tatkräftig,traf sich mit etwa 300 Bürgern,ver- 
teilte ,,staatsfeindlicheu Materialien, ver- 
schenkte Tausende Radioapparate zum 
Empfang der kubafeindlichen US-Sender, 
gab erhebliche infrastrukturelle Unterstüt- 
zung (PC, lnternetzugang, Kopierer, Fotoap- 
parate,Videorekorder u.a.) und führte in sei- 
ner Residenz Seminare mit Oppositionellen 
durch, die z.T. mit speziellen Ausweisen 
immer Zugang hatten. Ein weiterer eklatan- 
terverstoß gegen diplomatische und völker- 
rechtliche Grundsätze besteht darin, dass 
diese Kubaner von Cason oder indirekt über 
US-NGOs von der US-Regierung bezahlt 
wurden. Dies gilt gemeinhin als Spionage 
und Landesverrat. Diese Subversion dürfte 
auch die Entführungen zweier Flugzeuge 
und den Entführungsversuch einer Fähre in 
die USA ermutigt haben. Drei der elf Schiffs- 
entführer wurden wegen der Schwere ihres 
Verbrechens - sie gefährdeten das Leben 
von 70 Passagieren - zum Tode verurteilt 
und hinge-richtet. 
Dass Bush auch militärisch provoziert, be- 
legt ein Zwischenfall vom Mai 2003: die 
USA strahlten auf 4 kubanischen (!) Radio- 
und Fernsehfrequenzen ihr antikubani- 
sches Programm aus (Junge Welt, 
14.7.2003). Im Zentrum stand ein High- 
Tech-Flugzeug der US-Spezialeinheit, die 
bereits in Grenada, Panama, Kuwait, Haiti, . 
Jugoslawien und Somalia in zentraler 
Funktion beteiligt war. Im Hintergrund 6 
US-Jagdbomber, um eine etwaige kubani- 
sche Reaktion mit gezielten Bombarde- 
ments zu ,,beantworten". Dabei ist zu be- 
rücksichtigen,dass Bush die postmoderne 
Variante des,,BlitzkriegesU als neue militä- 
rische Doktrin (,,Revolution in Military Af- 
fairs") praktiziert und militärische Eventu- 
alpläne gegen Kuba haben dürfte. 
Schließlich sät die Desinformationskampag- 
ne der USA Angst, schwächt das Ansehen 
Kubas und unterminiert die Solidarität. Dies 
ist bedeutsam, weil die Verteufelung bei Er- 
reichen einer bestimmten Intensität und Si- 
tuation (z.B. große Ausreisewelle aus Kuba) 
den Vorwand für noch aggressivere oder gar 



militärische Aktionen böte. In Demonstratio- Präsidenten Walesa 
(Polen), Havel (CSR) 
und Goncz (Ungarn) 
- unter dem Titel 
,,Cuba libre!" zu Wort. 
Sie schimpften über 
die,,kubanischen Sta- 
linisten", wollen 
,,Druck ausüben",for- 
derten von der EU 
„die unmittelbare 
Unterstützung für 
kubanische Dissiden- 
ten" und die Einrich- 

nen in Florida hieß es:nach Irak ist jetzt Kuba 
dran, und ein US-Botschafter sagte,der Um- 
gang mit dem lraksei Beispiel für Kuba (Was- 
hington Times, 12.4.2003); US-Exilkubaner 
verrieten,die Bush-Administration habe ihre 
Ver-treter angewiesen, das Regime in Kuba 
zu provozieren (Neue Zür-cher Zeitung 
25.3.2003). 

Und die EU? 
Bis Anfang 2003 sah die Kubapolitik der EU 
vielversprechend aussie öffnete ein Büro in 
Havanna; EU-Außenmi-nister Niel-son lud 
Kuba zur Mitgliedschaft in das,,Cotonou-Ab- 
kommen" (Lome-Nachfolge) ein; die Bun- 
des-regierung plant ein Goethe-Institut. 
Aber auf die Verhaftungswelle in Kuba rea- 
gierte die EU vehement wie sonst nie: Ein- 
schränkung der bilateralen Kontakte auf ho- 
her Ebene, Reduzierung der Teilnahme an 
Kulturereignissen, Einladung von kubani- 
schen Systemgegnern zu Feiertagen der EU- 
Staaten, Neubewertung des,,Gemeinsamen 
Standpunkts" der EU zu Kuba. 
Zu den Motiven für diese EU-Politik gehört, 
die Verstimmung der Bush-Administration 
wegen des Irak-Krieges zu beseitigen. Trei- 
bende Akteure sind die Proto-Demokraten 
Berlusconi und Aznar, während z.B.die Bun- 
desregierung nicht bereit scheint, andere 
Akzente zu setzen - Kuba ist nicht nur für die 
Exportwirtschaft unwichtig. Berlin sagte 
sogar die Teilnahme an der Buchmesse in 
Havanna ab, obwohl Deutschland Schwer- 
punktland sein sollte! Bei der Kursverschär- 
fung dürften auch die EU-Beitrittsstaaten 
einflussreich sein: Hoffnung auf Wiederho- 
lung des Erfolgs des (einseitigen),,Wandels 
durch Annäherung". Kürzlich meldeten sich 
ergraute Vertreter des,,neuen Europa" - Ex- 

tung eines,,Fonds für 
die Demokratie in KubaU;,,Die kubanische 
Opposition muss die gleiche Unterstützung 
erhalten, wie die Vertreter des politischen 
Dissens im bis vor kurzem noch geteilten Eu- 
ropa sie einst erhielten." (FAZ 18.9.2003) 

interpretiert werden, die US-Aggressionen 
gegen Kuba nicht länger zuzulassen. 
Daher gehören die Ereignisse um Kuba nicht 
primär in den Diskurs über (bürgerliche) Men- 
schenrechte, sondern in den des Rechts auf 
selbstbestimmte Entwicklung (UN-Charta). 
Jene Kreise,die die Einhaltung der Menschen- 
rechte in Kuba einklagen, müssen die primäre 
Ursache - die aggressive und destruktive Poli- 
tik der Bush-Regierung gegen Kuba stoppen. 
Daher sollte sich die EU, gestützt auf die UN- 
Resolutionen ernsthaft und effektiv für die 
Beendigung der Blockade-Politik der USA ge- 
gen Kuba engagieren und faire Beziehungen 
zu Kuba aufbauen.Aber derzeit exekutiert die 
EU gegen Kuba ein neoliberales Prinzip: das 
Opfer ist selbst schuld;weil der Hauptverursa- 
cher zu mächtig ist, wird das Opfer angeklagt. 
Kommt diese Haltung nicht sehr vertraut vor? 
Solidarität mit Kuba ist nötiger denn je - ange- 
sichts der destruktiven Phalanx reaktionärer 
Marktfundamentalisten. Denn die verfolgen 
das Ausmerzen 1inkerAlternativen.Kuba wird - 
wie die Linke häufig auch -verunglimpft, iso- 
liert, geschwächt - die Hoffnung (,,eine andere 
Welt ist möglich") soll sterben. spw 6,poo3 

Resümee 
Wenn Kuba in der Adria läge, könnte man ei- 
nige Kritik an Kuba teilen. Doch 90 Meilen ne- 
ben den USA haben Andersdenkende nichts 
Gutes zu erwarten. So ist festzuhaken: 1. die 
drakonische Strafmaßnahme der kubani- 
schen Sicherheitsorgane war eine in ihrer 
Schärfe kritikwürdige Aktion; vor allem die 
Vollstreckung der Todesurteile gegen die drei 
Schiffsentführer ist selbst unter Sympathisan- 
ten umstritten;2.sie waren jedoch eine Reak- 
tion auf Provokationen und Subversion durch 
die feindlich gesinnte, unilateral agierende 
Weltmacht;3.sie erfolgte,als Bush seinen Irak- 
Krieg inszenierte und jegliche Rechtsprinzipi- 
en ignorierte; 4. sie sind als Warnung nach 
innen und außen gedacht,dass nun dieTole- 
ranzgrenze gegenüber der von den USA ge- 
stützten Subversion erreicht ist;5.sie können 
als Empörung und Hilferuf an andere Staaten 

Nach Cancun is t  vor Hongkong 
Von Sigrid Skarpelis-Sperk 

Das Scheitern der WTO in Cancun - das Auf- 
begehren der Nicht-lndustrieländer 

Dabei waren die Gründe für ein Scheitern lan- wartungen waren wie dieVersprechungen un- 
realistisch, denn der Kuchen,, Welthandel" ist 
nur wenig gewachsen und die Zahl derjenigen, 
die sich noch in DOHA ein größeres Stückvom 
Kuchen versprochen hatten, ist mit etwa drei 
Viertel der Menschheit zu groß. 
Die Lagederweltwirtschaft ist  fragil.Seit einem 
halben Jahrzehnt is t  die Weltwirtschaft nur we- 
nig gewachsen :Die UNCTAD konstatiert die 
schwächsten Wachstumsraten der Weltwirt- 
schaft seit 30 Jahren.Am ärgsten betroffen sind 
dabei Lateinamerika und Afrika, während die 
am wenigsten dem Welthandel geöffneten 
Staaten wie Indien und China mit hohen 
Wachstumsraten glänzen. Die wichtigsten In- 
dustrieregionen wie die USA bzw.die Europäi- 

ge absehbar gewesen - nur die Handelsexper- 
ten der Regierungen hatten sie geflissentlich 
ignoriert: 
Die WTO-Ministerkonferenz in DOHA 2001 

Die Ministerkonferenz der WTO in 
Cancun 2003 scheiterte am 14.September 
mit einem Knall. Während viele afrikanische 
Delegierte im Kongresszentrum klatschten 
und die Globalisierungsgegner draußen ju- 
belten, machte sich unter den großen Indus- 
trienationen betroffenes,zum Teil ungläubi- 
ges Schweigen breit. 

hatte nach dem Schockdes 1 1 .September und 
unter dem Eindruck eines sichtlich zurückge- 
henden Welthandels die kommende Handels- 
runde als Entwicklungsrunde proklamiert und 
damit vor allem bei den ärmsten Ländern 
(LDC) hohe Erwartungen geweckt. Diese Er- 
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sche Union und Japan befanden oder befin- 
den sich in einer schwierigen wirtschaftlichen 
Situation: Rezession, Stagnation, Deflation bzw. 
sehr geringes Wachstum bestimmen die Lage. 
Keine Situation jedenfalIs,in der die politischen 
Führungen der lndustrienationen großzügig 
sind. 
Entwicklungsstand und die lnteressen jener 
Staaten,die als Entwicklungsländer bezeichnet 
werden sind stark unterschiedlich. Deswegen 
überraschte zunächst die Blockbildung der 
G22 mit Brasilien, Indien,Südafrika und China 
an der Spitze,waren und sind doch ihre Interes- 
senlagen in vielen Bereichen stark divergie- 
rend. So wollte Indien zwar Marktzugang für 
seine Industriegüter und eine Reihe von Agrar- 
gütern, aber keinesfalls seine Märkte für Agrar- 
produkte generell öffnen - anders als Brasilien, 
dessen Zuckerbarone konkurrenzlos billig pro- 
duzieren. In zwei Bereichen waren sich jedoch 
alle einig: 
die Industrieländer sollten die Exportsubventi- 
onen sofort und ganzabbauen und ihre Märk- 
te möglichst umfassend öffnen. 
Sie selbst wollten dafür aber weder ihre eige- 
nen Märkte weit öffnen und vor allem keine 
Gegenleistung bei den sogenannten Singa- 
pur-Themen, d.h. lnvestitionsschutzabkom- 
men, Wettbewerb etc. erbringen. In allen ande- 
ren Punkten gab es dagegen keinen G22-Kon- 
sens. 
Die meisten afrikanischen Länder dagegen 
kämpfen einen fast aussichtslosen Kampf ge- 
gen ihre gnadenlose Abhängigkeit von weni- 
gen Rohstoffen wie Kaffee, Kakao, Baumwolle 
und Mais und für die Ernährungssicherheit ih- 
rer Bevölkerung. 
Der Streit um die Öffnung der Agrarmärkte: 
Im Agrarsektor hatte die EU mit ihrer Agrarre- 
form einen bemerkenswerten Schritt hin zum 
Abbau von Exportsubventionen von jährlich 
20Mrd. auf immerhin zwei Mrd. und der För- 
derung weg von der Überschussproduktion 
hin zu einer multifunktionalen, nachhaltigen 
Landwirtschaft getan - aber den Entwick- 
lungsländern war das zu langsam und zu we- 
nig. Auch die USA hatte Angebote gemacht, 
die über die bisherigen hinausgingen, aber 
wegen des FARM ACT von Präsident BUSH, 
der der US-Landwirtschaft in den kommen- 
den zehn Jahren insgesamt 180Mrd US$ si- 
cherte, war auch diese US- Handelsposition 
insbesondere in Lateinamerika nicht mehr 
glaubwürdig. Erst recht, weil sie nicht bereit 
waren, bei Symbol-Produkten wie Baumwolle 
den afrikanischen Ländern entgegenzukom- 
men oder wenigstens Kompensationen auf 
anderen Gebieten anzubieten. Angesichts 
des Preisverfalls auf anderen Rohstoffmärk- 
ten wie z.B. Kaffee oder Mais hat das berech- 
tigten Zorn ausgelöst. 
Die Agenda von Cancun war zu umfassend 
und zu komplex:Von Agrarwirtschaft über die 
geographische Kennzeichnung von z.B. Wein, 
von Baumwolle zu lnvestitionsschutz und Um- 
welt standen neun,in ihren Auswirkungen für 
Entwicklungsländer bedeutendevereinbarun- 

gen auf der Tagesordnung. Das war objektiv 
eine für die meisten Länder auf einer Konferenz 
nicht zu bewältigende Aufgabe und sie woll- 
ten sich auch nicht mehr wie in früheren Run- 
den über den Tisch ziehen lassen. 
Das unwürdige Gezerre, besonders der USA 
auf Druck ihrer Pharma-lndustrie,um die preis- 
werte Versorgung der Entwicklungsländer,vor 
allem der Ärmsten (LDCs), mit kostengünsti- 
gen Medikamenten gegen AIDS und andere 
Pandemien -eine fest Zusage in Doha,die erst 
knapp vor Cancun mit Ach und Krach erfüllt 
wurde - hatte die Glaubwürdigkeit von WTO- 
Versprechen gerade in Afrika starkerschüttert. 
Die als völlig überzogen erscheinenden Forde- 
rungen der Industrieländer nach generellem 
Zollabbau -d.h.breiten Marktzugang der hoch 
überlegenen Industrieländer in die Entwick- 
lungsländer - und die Forderung der EU inner- 
halb der sog. Singapur lssues nach einem In- 
vestitionsschutzabkommen machten eine Ei- 
nigung unmöglich. 
Mit neuem Selbstbewusstsein haben viele 
Schwellen- und Entwicklungsländer - mit ih- 
ren je nach Region und Entwicklungsstand 
deutlich unterschiedlichen lnteressen und Pro- 
blemen - klar gemacht,dass sie Antworten auf 
ihre wirtschaftlichen und sozialen Probleme 
erwarten und sich nicht auf Handelsfragen 
und Handelsrecht reduzieren lassen. 
Und damit sind sie völlig im Recht. Das unbe- 
friedigende Wachstum der Weltwirtschaft,die 
Ungleichgewichte in den Handelsströmen 
und die immer häufigeren weltweiten Finanz- 
krisen, das Bevölkerungswachstum und die 
entsetzliche Armut ganzer Kontinente sind kei- 
ne voneinander isolierten Ereignisse. 
Die Stärkung der schwachen Weltwirtschafts- 
entwicklung kann nur in einem gemeinsamen 
verantwortungsvolleren Vorgehen der politi- 
schen,ökonomischen und Finanzeliten beste- 
hen,das nicht nur die eigenen Interessen,son- 
dern auch die Lösung der Probleme der über- 
wältigenden Mehrheit der Menschen und 
insbesondere der Entwicklungsländer im Auge 
hat. 
Dies hat der Deutsche Bundestag in seinem 
Beschluss Drucksache 15/1317 zur WTO-Kon- 
ferenz auf Antrag der SPD-geführten Koalition 
im Juli 2003 eingefordert. 
Nein zur WTO zu sagen und die bestehenden 
Handelsungleichgewichte,den Klimawan-del, 
das unbefriedigende Wachstum der Weltwirt- 
schaft, immer häufigere Finanzkrisen, steigen- 
de Verschuldung und fortschreitende Armut 
der Entwicklungsländer einfach hin-zuneh- 
men, ist ebenso verantwortungslos wie die be- 
stehende Welthandelsordnung,die deregulier- 
ten Finanzmärkte,die internationalen Finanz- 
institutionen wie IMF und Welt-bank ohne 
grundlegende Reformen weiter wirken zu las- 
sen.Der südafrikanische Han-delsminister und 
sein brasilianischer Kollege haben Recht,wenn 
sie verlangen,dass es weitergehen muss - aber 
konstruktiver und gerechter als bisher. 
Und es ist klar, dass die Probleme der Finanz- 
und Währungskrisen mit einbezogen wer-den 

müssen. Brasilien, Argentinien und Südafrika 
waren bzw. sind in den letzten Jahren massiv 
von Finanzkrisen bzw.Abwertungen betroffen. 
Diese äußerst schwierige Lage bei den WTO- 
Verhandlungen zu ignorieren, musste zynisch 
erscheinen. 
Auch und gerade beim Allgemeinen Abkom- 
men über den Handel mit Dienstleistungen 
(GATS).Es darf nicht sein,dass der Eindruckent- 
steht, die Industrieländer wollten über GATS 
alle WTO-Länder mit Sanktionen zum Schutz 
von Eigentum und Investitionen ver-pflichten 
- aber beim grenzüberschreitenden Handel 
mit Dienstleistungen von Men-schen für Men- 
schen sollten in dem vorgeschlagenenText für 
die Abschlusserklärung in Cancun alle Fragen 
der Arbeitsbedingungen und Entlohnung,der 
sozialen und rechtlichen Sicherheit nicht gere- 
gelt sein. Die wachsende Zahl von Sonderwirt- 
schaftszonen (FEZ),in denen fast nur Frauen zu 
Hungerlöhnen arbeiten, bestätigt diese Be- 
denken. Deswegen müssen die Kernarbeits- 
normen der 110 im Regelwerk der WTO veran- 
kert wer-den und die arbeits- und sozialrechtli- 
chen Standards der Arbeitnehmerüberlassung 
zu-mindest für die EU verbindlich geklärt und 
gesichert werden. 

Nach Cancun - Wie geht es weiter? - Die 
Großen tragen Verantwortung 
Verantwortung für die derzeitige fragile Lage 
der Weltwirtschaft, das weltweit schwache 
Wachstum sowie die ökonomischen, sozialen 
und ökologischen Verwerfungen als Folge 
weitgehend deregulierter Finanzmärkte und 
sich zunehmend liberalisierenden Welthandels 
tragen in erster Linie die Industrieländer sowie 
die Finanzmärkte und internationale Finanzin- 
stitutionen. 
Sie tragen nach dem Scheitern von Cancun 
auch die Verantwortung, gemeinsam mit den 
G22-Staaten nach konstruktiven und prakti- 
kablen Lösungen zu suchen.Der Schlüssel zur 
Lösung der sich verfestigenden Weltwirt- 
schaftsschwäche liegt dabei -wie UN-General- 
sekretär Kofi Annan in seiner Grußadresse an 
den Ministerrat in Cancun betonte - nicht al- 
lein oder in erster Linie im Welthandelssystem. 
Die WTO kann nicht die Löcher stopfen, die 
durch periodisch auftretende Finanzkrisen auf- 
grund der deregulierten Finanzmärkte entste- 
hen. Die Überwindung der Weltwirtschafts- 
schwäche kann nur in einem Verantwortungs- s 

vollen Vorgehen der G7 und der von ihnen do- 
minierten internationalen Finanzinstitutionen 
und der WTO bestehen. Lateinamerikas Pro- 
bleme lassen sich z.B. nicht ohne die Bewälti- 
gung der Finanzkrisen und eine grundlegende 
Entschuldung lösen. 

Sorgfalt vor Schnelligkeit 
Wegen der US-Präsidentschaftswahlen und 
den Wahlen zum Europäischen Parlament mit 
der Neuwahl der EU-Kommission ist es un- 
wahrscheinlich,dass es im Jahre 2003 und An- 
fang 2004 zu umfassenden Verhandlungen 
und Zugeständnissen im WO-Rahmen kom- 
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men wird. Deswegen kann und muss eine 
gründliche Analyse der unterschiedlichen - 
teils zu Tage getretenen,teils absehbaren - In- 
teressenlagen und Koalitionen nicht nur auf 
dem Handelsgebiet geleistet werden. 
Auch die kurz- und mittelfristigen Handlungs- 
spielräume müssen rechtlich ausgelotet wer- 
den. So ist z.B. die EU nach ihrer Erweiterung 
durch Polen und Ungarn deutlich,,agrarischet" 
als bisher und wird kaum zu größeren Zuge- 
ständnissen fähig sein. Korea und Japan sind 
wiederum sind zwar größte Industrieländer, 
aber mit einem traditionell hohem Reisbauern- 
anteil,derzu Recht die Konkurrenzz.B.ausThai- 
land, Indien und China fürchtet.Wie emotional 
und politisch starkder Rückhalt der Bauern in 
der Bevölkerung ist, zeigt der öffentliche 
Selbstmord des koreanischen Bauernführers 
während der WO-Konferenz. 

Öffentlichkeit und Transparenz statt Ge- 
heimdiplomatie 
Diese Analysen müssen ebenso wie die laufen- 
de Unterrichtung des Parlaments über die wei- 
teren WO-Verhandlungen möglichst breit öf- 
fentlich diskutiert werden. Der Deutsche Bun- 
destag muss dabei darauf achten,dass er sich 
auch über die Beratungen im 133er Ausschuss 
der EU gut informieren lässt und entsprechend 
seinen Beschlüssen inhaltlich politisch Einfluss 
nimmt. 
Der Deutsche Bundestag und die SPD-Bundes- 
tagsfraktion müssen engen Kontakt zu ande- 
ren nationalen Parlamenten in Europa und 
zum Europäischen Parlament in Handelsfra- 
gen und Fragen der Weltwirtschaft halten, um 
Positionen für internatio-nale Vereinbarungen 
z.B.in ökologischen und sozialen Fragen abzu- 
stimmen. Die Mit-arbeit in der Interparlamen- 
tarischen Union (IPU) hat sich als hilfreich er- 
wiesen, um den Tunnelblick der Handelsexper- 
ten zu vermeiden und frühzeitig die explosive 
Stimmung in den Parlamenten der Schwellen- 
länder zu erkennen. Dies ist besonders wichtig, 
weil die Verhandlungen über das Allgemeine 
Dienstleistungsabkommen (GATS) unbescha- 
det des Scheiterns von Cancun fortgesetzt 
werden. Die Einbeziehung des Dienstleis- 
tungshandels in den Welthandel verändert 
den Charakter der W O  zudem grundlegend. 
Ihre Regelsetzungs- und Streitschlichtungsver- 
fahren beschränken sich nicht mehr auf ihre 
traditionelle Domäne von Zollabbau und dis- 
kriminierungsfreiem Handel mit Gütern, son- 
dern greifen zunehmend tief in die Innenpoli- 
tik der Nationen ein und berühren dabei sen- 
sible Bereiche wie geistiges Eigentum, persön- 
liche Dienstleistungen, Banken und Versiche- 
rungen ebenso wieTelekommunikation,Trans- 
port,Kultur,audiovisuelle Dienstleistungen,alle 
Bereicheder öffentlichen Daseinsvorsorge und 
des öffentlichen Beschaffungswesens. 
Eine wahrhaft multilateraleW0 tut Not 
Aus dem Scheitern von Cancun muss kein 
Scheitern der multilateralen Welthandelsord- 
nung folgen.Vielleicht hat die W O  zum ersten 
Mal in ihrer Geschichte die Chance, wirklich 

multilateral zu werden. Denn bisher war sie in 
der Regel nur formal multilateral. Wichtig ge- 
genüber den dominierenden USA sowie den 
wirtschaftlich starken Mitgliedern EU und Ja- 
pan war und is t  allein das sanktionsbewährte 
Streitschlichtungsverfahren.Zwar sind weder 
dieseverfahren öffentlich,noch die Richter un- 
abhängig,noch die Rechtsgrundlagen wirklich 
allgemein verbindlich - aber für die kleinen 
Staaten war und ist die W O  wenigstens eine 
Bühne, um arge Regelverletzungen der Gro- 
ßen anzuprangern und Änderungen verlan- 
gen zu können. 
Wer sein Minderheitenrecht auf den Minister- 
konferenzen wahrnimmt, muss schon eine ge- 
wisse Stärke haben, um die verschleierten Dro- 
hungen, Warnungen und das brutale .arm 
twisting" ertragen zu können. Diesmal waren 
es zu viele, um die Rebellion in zwei Tagen im 
Keim ersticken zu können. Aber die Pressionen 
gegen die G22 haben schon begonnen und 
zwei Anden-Staaten sahen sich nach offenen 
Drohungen der USA gezwungen, ihr Ausschei- 
den aus der Gruppe 22+ öffentlich zu erklären. 
Offene Koalitionen in der W O  würden es nicht 
einfacher für die Industrieländer machen.Aber 
für Schwellenländer und die verschiedenen 
Entwicklungsländergruppen könnte eine 
neue W O  gleiche Augenhöhe bringen und 
damit geeigneter als bisher für einen akzep- 
tablen lnteressensausgleich erleichtern. 
Die großen Industrieländer wie die Schwellen- 
länder sollten jedenfalls nicht unter dem 
Schlagwort der Bewahrung des multilateralen 
Welthandelssystems ihre Privilegien mit allen 
Mitteln der WTO und bilateraler Verträge ver- 
teidigen. Am richtigen Grundprinzip des Multi- 
lateralismus muss deshalb festgehalten wer- 
den:,,Gleiche Regeln für alle Mitgliedsländer 
und gemeinsame transparente Verhandlun- 
gen." 

WTO-Reform überfällig 
Die vom Deutschen Bundestag vorgeschlage- 
nen WO-Reformen sollten zügig begonnen 
werden und dürfen sich keinesfalls auf Organi- 
sationsreformen beschränken. Insbesondere 
müssen Transparenz und Öffentlichkeit der 
Verhandlungen wie der Streitschlichtungsver- 
fahren gesichert und bei den formellen und in- 
formellen Verhandlungen die Beteiligung und 
Verhandlungskapazität auch der kleineren 
Entwicklungsländer sichergestellt und ge- 
stärkt werden. Neue organisatorische Überle- 
gungen wie sie Kommissar Lamy angeregt hat, 
müssen die Interessenlagen und Konstellatio- 
nen mit einbeziehen.Qualität muss dabei vor 
Tempo gehen. 

Aufeinander zugehen - nicht drohen 
Die Europäische Union und Deutschland soll- 
ten die erzwungene Atempause nutzen, um 
z.B.auf die schnelle Umsetzung des AIDSIPan- 
demien-Kompromisses zu dringen,damit Afri- 
ka im Kampf gegen HIVIAIDS nicht wieder im 
Stich gelassen ist. Darüber hinaus sind weitere 
vertrauensbildende Maßnahmen wie das Co- 

tonou-Abkommen oder die NEPAD-Initiative 
hilfreich und können gezielt Misstrauen ab- 
bauen.Auch der faire Handel soll gestärkt wer- 
den und EU-Know-how für die Verbesserung 
des Süd-Süd-Handels zur Verfügung gestellt 
werden. 

Fazit 
Das Scheitern von Cancun macht deutlich,dass 
Handelsliberalisierung als die Antwort für alle 
globalen Wirtschaftsprobleme in Cancun von 
den Regierungen der Mehrheit der Weltbevöl- 
kerung entschieden abgelehnt worden ist. 
Solange die Lage der Weltwirtschaft so fragil 
ist, werden die Spielräume für handelspoliti- 
sche Zugeständnisse zugunsten der Entwick- 
lungsländer eher kleiner als größer. Wer auf 
dem Gebiet der Handelspolitik mehr Erfolge 
sehen will, muss sich der Ursachen für die Insta- 
bilität der Weltfinanzmärkte,der periodischen 
Währungs- und Finanzkrisen und der Über- 
schuldung annehmen. Europa muss dabei 
mehr Verantwortung für die Weltwirtschaft 
übernehmen und sich nicht länger auf den 
Wachstumsmotor USA verlassen. 
Die Europäische Union muss die prekäre Lage 
der Weltwirtschaft und hier insbesondere die 
Probleme der Entwicklungsländer sowie die 
Instabilität der Finanzmärkte auf der Tages- 
ordnung der nächsten G8-Gipfel und Tagun- 
gen des Internationalen Währungsfonds und 
der Weltbank in den Mittelpunkt stellen. 
Aus der Sicht der SPD geht es dabei nicht nur 
um Reformen bei den internationalen Finanz- 
institutionen, sondern auch um die Kohärenz 
und engere Verzahnung der Politik der gro- 
ßen UN-Organisationen. Eine multilaterale 
Weltordnung braucht eine multilaterale Welt- 
handelsordnung,aber auch eine an den Inter- 
essen möglichst vieler Menschen orientierte 
Weltfinanzordnung und eine nachhaltig 
wachsende Weltwirtschaft zum Vorteil aller 
Menschen. 
In Cancun war von einer sozialen Dimension 
überhaupt nicht und von einer ökologischen 
Dimension nur am Rande die Rede. Bei einer 
tatsächlichen Entwicklungsrunde müssen 
aber faire Strukturen und faire Regeln bei der 
WTO entwickelt werden, bei denen Arbeit- 
nehmerrechte, Entwicklungsziele und Um- 
weltschutz endlich berücksichtigt werden. 
Nur verbindliche Mindestarbeitsnormen,also 
die Möglichkeit der Bildung von Gewerk- 
schaften und die Kollektivvertragsfreiheit, 
helfen, die durch den Handel erzielten Gewin- 
ne gerechter zu verteilen. Die schon beste- 
henden internationalen Abkommen und 
Konventionen im Bereich Arbeit und Soziales 
sowie Umwelt müssen durch das WTO-Re- 
gime endlich respektiert werden. 

Nach Cancun ist es die Aufgabe der Weltge- 
meinschaft, konkret für die Verbesserung des 
Weltklimas, nachhaltiges Wachstum,geordnete 
Weltfmanzmärkte und Entschuldung, für Ar- 
mutsbekämpfung und Wohlstand für möglichst 
breite Schichten zu sorgen. SPW 6 I 2003 



SPD 1863 - 1933: 
Emanzipation, Demokratie 
und Diktatur 
In terv iew mit Hans-Joachim Vogel 

spw:,,Freiheit,Gleichheit, Brüderlich- 
keit!" und ,,Einigkeit macht stark ,,23.Mai 
1863, Ferdinand Lassalle," so steht es auf ei- 
ner roten Fahne,die im Parteiarchiv der SPD 
gehütet wird. Die sozialdemokratische Be- 
wegung war geboren. Was 1848 nicht voll- 
endet wurde, sollte in Deutschland endlich 
Gestalt annehmen, die bürgerliche Demo- 
kratie, sollte aber nun verbunden werden 
mit dem Sozialismus. 
Ruhen in dieser Ambivalenz von bürgerli- 
cher Demokratie und Sozialismus die Wur- 
zeln für die innerparteilichen Auseinander- 
setzungen der SPD? 

SPD als Emanzipationsbewegung 
Hans- Joachim Vogel: Dieses ursprüngliche 
Spannungsverhältnis hat natürlich in der 
weiteren Geschichte der SPD immer wieder 
eine Rolle gespielt. Aber es ist ja nie in Zwei- 
fel gezogen worden, - insbesondere pro- 
grammatisch nicht-, dass es sich um einen 
demokratischen Sozialismus und nicht um 
einen autoritären oder gar brutal diktatori- 
schen Sozialismus handeln soll. Es waren im 
übrigen die Begriffe der französischen Revo- 
lution, die sich als Grundwerte bis in unsere 
Tage und in das geltende Berliner Programm 
fortgesetzt haben.Allerdings heißt es in die- 
sem Programm nicht mehr Gleichheit, son- 
dern Gerechtigkeit, nicht mehr Brüderlich- 
keit, sondern Solidarität. Aber diese Werte- 
orientierung der Sozialdemokratie hat sie 
von ihrer ersten Stunde an, von der Wahl 
Lassalles zum Vorsitzenden 23. April 1863, 
begleitet. 
spw: Die heftigen Diskussionen zwischen 
den zwei streitenden Achsen Lassalle-Marx, 
mündete schließlich, 1891,im Erfurter Partei- 
Programm, in dem, wie Engels schrieb: Die 
,,Marxsche Kritik komplett durchgeschlagen 
hat". August Bebel hatte zu den 230 Dele- 
gierten im Erfurter Kaisersaal gesagt: 
.Wir sind nicht in der Lage, die Herrschaft der 
Arbeiterklasse zu errichten auf der Gewin- 
nung der ökonomischen Macht, wir müssen 
zum umgekehrten Mittel greifen. In erster Li- 
nie haben wir die politische Macht zu ero- 
bern und diese zu benutzen, um auch die 
ökonomische Macht durch die Expropriati- 
on der bürgerlichen Gesellschaft zu errei- 

chen." Was wird August Bebel, dessen Na- 
men die SPD ja noch immer hoch hält, mit 
dieser Aussage gemeint haben? Sind seine 
Aussagen veraltet? 
Vogel: Es gab dieses Spannungsverhältnis: 
Marx und Engels auf der einen Seite, Lassalle 
auf der anderen Seite.Sehr kritisch waren die 
Bemerkungen aus London von Marx und En- 
gels über Lassalle. Aber es gab auch einen 
uneingeschränkten Respekt der Bedeutung 
Lassalles, nachdem dieser bei einem Duell 
sein Leben verloren hatte. 
Das Erfurter Programm von 1891 hatte zwei 
Teile. Man muss wissen, dass für den einen 
Teil Kautsky, für den anderen Teil Bernstein 
federführend waren. Der grundsätzliche Teil 
war im Sinne der marxschen Ideen geschrie- 
ben,was sich besonders an dem Punkt zeigt, 
der behauptet, dass sich die Gesetzmäßig- 
keit der geschichtlichen Entwicklung zum 
Sozialismus hin entwickle. Der zweiteTei1,für 
den Bernstein federführend war, war eine 
Ansammlung von reformerischen Forderun- 
gen. Bebel strebte zunächst die politische 
Macht an. Hier knüpft er aber, bewusst oder 
unbewusst,an Lassalle an. Für Lassalle war ja 
die Forderung nach dem gleichen, direkten, 
allgemeinen und geheimen Wahlrecht der 
eigentliche Hebel. Die Vergesellschaftung 
spielte für ihn keine Rolle. Lassalle hat mehr 
an Produktiv- oder Produktionsgenossen- 
schaften mit staatlicher Unterstützung ge- 
dacht. Darüber hat er übrigens auch einmal 
mit Bismarck einen Meinungsaustausch ge- 
habt, was später großes Erstaunen hervor- 
rief. Diese Position Lassalles übernahm Bebel 
übernommen. Die realexistierende Sozialde- 
mokratie erhöhte dann ja, bis zu Beginn des 
ersten Weltkrieges, ihre Mandatszahlen und 
ihre Stimmprozente ständig. Natürlich blieb, 
wieder in Anlehnung an Marx, dievergesell- 
schaftung der Produktionsmittel, jedenfalls 
der größeren Produktionseinheiten, die Zen- 
trale Forderung. Die Sozialdemokratie, be- 
lehrt durch ihre geschichtlichen Erfahrun- 
gen, löste sich im Godesberger Programm 
1959 von dem programmatischen Grund- 
satz der Zwangsläufigkeit der sozialistischen 
Entwicklung. Dieser Grundsatz hat nämlich 
zur Folge, dass man gegen diese Entwick- 
lung nichts tun kann, aber auch nicht sehr 
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viel dafür. An den Grundwerten der Partei 
muss man immer wieder die bestehende 
Gesellschaft messen. Man muss Veränderun- 
gen anstreben,die dazu führen,dass die Ge- 
sellschaft diesen Grundwerten in immer hö- 
herem Maße entspricht. Dieser Prozess zeigt 
sich deutlich in unserer programmatischen 
Entwicklung von Erfurt, 1891, bis Godesberg, 
1959. Bereits im Kaiserreich stand allerdings 
das reformerische in der SPD im Vorder- 
grund. Dies hat sich dann in Weimar, dann 
nach 1945, fortgesetzt. Dass die Partei als 
zentrales Wirkungsfeld nicht die Vergesell- 
schaftung beschritt, hat mit den Realitäten 
zu tun, mit denen dieVorstellungen von der 
Vergesellschaftung immer wieder in Kollisi- 
on geraten sind. Diese Erkenntnis wuchs, 
weil zunächst nach dem 1. Weltkrieg die 
wirtschaftlichen Verhältnisse schlecht wa- 
ren, sodass eine Vergesellschaftung unklug 
gewesen wäre, dann,weil es an machtmäßi- 
gen Vorraussetzungen fehlte und schließ- 
lich,wenn wir jetzt an die Zeit der Globalisie- 
rungen denken und an die Erfahrungen,die 
verstaatlichtes Eigentum in den osteuropäi- 
schen Staaten hervorgerufen hat. Noch 
immer schließt die Sozialdemokratie solche 
Maßnahmen nicht aus, aber sie sind sehr 
stark relativiert und in die zweite Linie getre- 
ten. 
spw: Lassalle auf der einen, Marx und Engels 
auf der anderen Seite, das waren lange Zeit 
die theoretischen Achsen der Sozialdemo- 
kratie. Damals behaupteten die Lassalleaner: 
»Die Arbeit ist die Quelle alles Reichtums 
und aller KuItur",worauf Marx erwiderte:,,Die 
Arbeit ist nicht die Quelle alles Reichtums. 
Die Natur ist ebenso sehr die Quelle der Ge- 
brauchswerte. Die Bürger haben sehr gute 
Gründe, der Arbeit übernatürliche Schöp- 
fungskraft anzudichten;denn grade aus der 
Naturbedingtheit der Arbeit folgt, dass der 
Mensch,der kein andres Eigentum besitztals 
seine Arbeitskraft, in allen Gesellschafts- und 
Kulturzuständen der Sklave der andern 
Menschen sein muss, die sich zu Eigentü- 
mern der gegenständlichen Arbeitsbedin- 
gungen gemacht haben.Er kann nur mit ih- 
rer Erlaubnis arbeiten, also nur mit ihrer Er- 
laubnis leben." Halten Sie beide Aussagen 
für falsch oder welcher könnten Sie sich am 
ehesten annähern? 
Vogel: Ich glaube die Entwicklung bis in un- 
sere Gegenwart hat nun nicht dahin geführt, 
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dass man sagen könnte einer von beiden 
habe recht gehabt. Die Entwicklung ist ganz 
wesentlich bestimmt worden von dem Ge- 
wicht, das die Arbeitnehmerschaft, also die- 
jenigen die in abhängiger Arbeit beschäftigt 
sind, sich erkämpft haben. Dies gelang 
einmal durch den Zusammenschluss in den 
Gewerkschaften, und zum anderen durch 
ihre politische Organisierung, damit verbun- 
den, durch die jeweilige Stärke der Sozialde- 
mokratie. Insofern glaube ich, ist auch hier 
die marxscheTheorie zu sehr von einer inne- 
ren Gesetzmäßigkeit ausgegangen,die es so 
wohl nicht gibt.Außerdem muss man in die- 
sem Zusammenhang noch einen anderen 
Punkt erwähnen,wo Marx und Lassalle deut- 
lich auseinander gingen. Marx hat gesagt, 
der Staat wird am Ende absterben. Er wird 
gar nicht mehr existieren, sondern die Men- 
schen werden nur noch gemeinsam Sachen 
verwalten.Von Lassalle gibt es das Wort,das 
der Staat das1Vestafeuer' der Zivilisation sei. 
Ich glaube Lassalle war gegenüber Marx im 
Recht, wenn er die staatliche Struktur, die 
staatliche Organisation, - heute würde man 
sagen, die verfassungsmäßige Ordnung-,für 
das Wohlbefinden der Menschen, für Frei- 
heit, Gerechtigkeit und Solidarität verant- 
wortlich machte. Da stehe ich ganz auf der 
Seite Lassalles. 
spw: Friedrich Engels hatte den Erfurter Par- 
teitag aufgefordert die Aufnahme folgender 
Punkte in das Programm aufzunehmen: 
,,Konzentration aller politischen Macht in 
den Händen der Volksvertretung" und,,voll- 
ständige Selbstverwaltung in Provinz, Kreis 
und Gemeinde durch nach allgemeinem 
Stimmrecht gewählte Beamte". Wäre das 
nicht eine aktuelle Maßnahme um die hefti- 
gen Differenzen zwischen den Kommunen, 
Ländern und Bund zu beseitigen? 
Vogel:Mir ist das Zitat neu.Aber ich muss sa- 
gen, allen Respekt für Engels. lm Grunde ge- 
nommen geht von dieser Vorstellung ja 
auch unser Grundgesetz aus, wobei in we- 
sentlichen politischen Fragen der Bundestag 
das entscheidende Gewicht behält. Das En- 
gels Zitats klingt ja fast wie eine vorweg ge- 
nommene Variante des Föderalismus und 
der kommunalen Selbstverwaltung. Das die 
Oberbürgermeister sowie die Landräte nach 
dem Kriege zunächst in Bayern und in Ba- 
den-Württemberg vom Volk gewählt wur- 
den. Jetzt sind, mit einiger Mühe, ja alle an- 
deren Länder der Republik diesem Beispiel 
gefolgt. Das hätte dem Engels wahrschein- 
lich gefallen. 
spw: lm Dezember 191 5 stimmten 20 Abge- 
ordnete der SPD gegen die Kriegskredite. Im 
März 1916 stimmt die Mehrheit der Fraktion 
dem Notetat der Regierung zu. Rosa Luxem- 
burg schreibt im gleichen Jahr.,,Die Dividen- 
den steigen, und die Proletarier fallen." Sol- 
che Feststellungen nannte die Mehrheit der 
damaligen SPD: Vaterlandsverrat. Dabei 
sprachen dieTatsachen für sich: Bis Mitte Fe- 
bruar 1916 waren 670 000 deutsche Solda- 

ten gefallen. Der Krupp-Konzern steigerte 
seinen Gewinn von 1914 bis 191 6 um 350 
Prozent, nach allen Abzügen war das ein 
Reingewinn von über 105 Millionen Mark. 
Haben sich die 20 Abgeordneten der SPD 
damals geirrt? Hätten sie auf Rosa Luxem- 
burg hören sollen? 
Vogel: Das is t  eine Frage, die viele Felder be- 
rührt.Zunächst mal ist ja für den geschicht- 
lich Interessierten bis heute die Zustimmung 
zu den Kriegskrediten ein Punkt, der immer 
wieder betrachtet werden muss. Ich darf da- 
ran erinnern, dass die Sozialdemokratie in 
Deutschland noch in den letzten Julitagen 
große Demonstrationen gegen den Krieg 
veranstaltet hat. Danach muss ein Stim- 
mungswandel, bis hinein in die Sozialdemo- 
kratie, in unserem Lande eingetreten sein, 
den manche mit derTatsache erklären.Wohl 
bedingt durch die Äußerungen, die damals 
aus Peterburg und Moskau, kamen wurde 
das zaristische Russland nun als Hauptgeg- 
ner gesehen. Selbst Bebel hat 191 3 gesagt, 
wenn es gegen den Zarismus ginge, dann 
würde er noch eine Knarre auf den Buckel 
nehmen. Es muss damals ein fast rauschhaf- 
ter Zustand geherrscht haben. Darum zöge- 
re ich etwas, mit dem heutigen Wissen und 
der heutigen Klugheit, Maßstäbe an die 
damals Verantwortlichen anzulegen. Außer- 
dem, Herr spw, darf man nicht vergessen, in 
den am Krieg beteiligten Ländern stimmten 
alle, ja, alle, sozialdemokratischen Parla- 
mentsfraktionen, dem Krieg zu. Mit einer 
Ausnahme haben alle der Bewilligung von 
Kriegskredite zugestimmt. Eine Ausnahme 
gab es, dass waren die serbischen Sozialde- 
mokraten, eine kleine Fraktion mit nur drei 
Mitglieder. Ich habe immer bedauert und 
bedauere es noch jetzt, dass wir das Anden- 
ken an die Rosa Luxemburg, die weiß Gott 
unbequem war und dem Bebel entsetzlich 
auf die Nerven gegangen ist, dass wir das 
Andenken an diese großartige Frau so sehr 
den Kommunisten überlassen haben. Ich er- 
innere nur an den einen Satzvon ihr:'Freiheit 
is t  immer die Freiheit der Andersdenkenden, 
nicht die Freiheit einer Partei'. Dieser hervor- 
ragender Satz,geschrieben in einemText,ich 
glaube sogar handschriftlich angefügt, der 
schon 191 8 eine Kritik an Lenin enthielt. Wer 
weiß denn,wenn sie nicht von Rechtsextre- 
misten ermordet und in den Landwehr-Ka- 
nal geworfen worden wäre, ob diese Frau 
nicht bald mit dem Kommunismus gebro- 
chen hätte.Sie war ja nur drei Wochen an der 
Spitze der gegründeten KPD. 
Wir sollten nie vergessen,dass Verhaftungen 
in der alten DDR bei den jährlichen Umzü- 
gen zur Erinnerung an Rosa Luxemburg vor- 
genommen wurden, weil in den hinteren 
Reihen einer Demonstration Menschen den 
von mir eben zitierten Satz von ihr alsTrans- 
parent trugen. Das ist mir bis heute immer 
noch einen Gedanken wert, warum wir die 
Rosa Luxemburg so aufgegeben haben und 
sie den anderen überließen. Ob die Ge- 

schichte anders verlaufen wäre,wenn die so- 
zialdemokratische Reichstagsfraktion, die ja 
die stärkste war,die Kriegskredite verweigert 
hätte,ob es dann nicht zur Spaltung der Ar- 
beiterbewegung gekommen wäre, mein 
Gott,wer will das sicher beurteilen? Ich traue 
es mir nicht zu. 

Die SPD zwischen bürgerlicher und sozia- 
listischer Demokratie 
spw: Am 10.1 1.1 91 8 sprach Friedrich Ebert 
im Zirkus Busch auf der Berliner Rätevollver- 
sammlung. Am gleichen Abend traf er sich 
mit dem General Wilhelm Groener, den Ver- 
treter der obersten Heeresleitung, um ein 
gemeinsames Vorgehen gegen die Revoluti- 
on zu erörtern. Der General erklärte zu die- 
sem Treffen später, 1925, im Münchner 
Dolchstoßprozess:,,die restlose Bekämpfung 
der Revolution, Wiedereinsetzung einer ge- 
ordneten Regierungsgewalt, Stützung die- 
ser Regierungsgewalt durch die Macht einer 
Truppe und baldigste Einberufung einer Na- 
tionalversammlung",sei Ziel dieses Bündnis- 
ses mit Ebert gewesen.Was bezweckte Ebert 
mit diesem Bündnis? 
Vogel: Ebert befand sich in einer Situation, 
wo ja der Weg zu einer parlamentarischen 
Demokratie keineswegs als gesichert ange- 
sehen werden konnte. Es gab auch in der 
USPD sehr starke Kräfte, die zunächst ein Rä- 
tesystem haben wollten. Und zwar immer 
mit einem Blickauf den Erfolg,den die Okto- 
berrevolution mit ihrem Rätesystem erreicht 
hatte.Da sehe ich es als ein großesverdienst 
von Ebert an, dass er gerade in der Berliner 
Rätevollversammlung, in einer noch heute 
lesenswerten Rede, die Mehrheit davon 
überzeugt hat, sobald wie möglich Wahlen 
durchzuführen, um eine parlamentarische 
Grundlage zu schaffen. Die Gefahren die er 
damit gebannt hat sind auch aus heutiger 
Sicht durchaus ernst zu nehmen. Es hat dann 
von der kommunistischen Seite her Auf- 
standsversuche, Putsche, gegeben. Ich erin- 
nere daran, dass Otto Wels, der spätere Vor- 
sitzende der SPD, die berühmte Rede im 
März 33 in der Kroll-Oper gehalten hat. Da 
Otto Wels 1918 als Berliner Stadtkomman- 
dant vom Soldatenrat ja mehr oder weniger 
als Geisel genommen worden war, blieb 
Ebert gar nichts anderes übrig, als auf vor- 
handene bewaffnete Macht zurück zu grei- 
fen.Das war das alte Heer. Die Zahl der Arbei- 



ter, die damals bereit gewesen wären eine Vogel: Es bereitet mir Schwierigkeiten das, verordnungen. Da wird häufig gefragt,ob da 
demokratische Miliz zu bilden und wieder was Rosa Luxemburg damit ausdrücken nicht ein Generalstreiketwas hätteerreichen 
als Soldaten Waffen in die Hand zu nehmen, wollte, richtig zu verstehen. Denn wenn ich können. Aber ein Generalstreik mit 6 Millio- 
die war, was ich verstehen kann, völlig ge- an den von mir vorhin zitierten Satz denke, nen Arbeitslosen? Wenn die Reichswehrsich 
ring. Also blieb Ebert keine andere Wahl. dann muss ja auch eine proletarische De- eindeutig gegen einen solchen Generalstreik 
Eberts Leistung ist, dass er damals den ra- mokratie Meinungsfreiheit, Vereinigungs- und gegen einen sozialdemokratischen Wi- 
schen Übergang aus dem revolutionären freiheit, völlige Abstimmungsfreiheit ge- derstandsaufruf stellt ? Aber auch hier setzte 
Zustand in die parlamentarische Demokratie währleisten. Mir ist die Differenzierung ih- ich ein Fragezeichen. 
herbeigeführt hat. res Demokratiebegriffs daher nicht klar. Ich spw: Kurz nach Hitlers Machtergreifung 
spw:Gedankt hat es ihm die Reaktion aber stehe auch hier ganz auf der Seite von flüchteten einige SPD Abgeordnete nach 
nicht! Friedrich Ebert. Vielleicht hat die Rosa Lu- Prag,wo sie eine Auslandsleitung aufbauten. 
Vogel: Nein! In schändlichster Weise! Gerade xemburg ja gemeint, man hätte schärfer So Karl Böchel, Siegfried ~ufhäuser, Paul 
die Urheber der Dolchstoßlegende, diesel- eingreifen sollen hinsichtlich des Groß- Hertz, Erich Ollenhauer, Erich Rinner, Hans 
ben Generäle, da kann ich nicht nur Luden- grundbesitzes oder hinsichtlich der Schlüs- Vogel, Otto Wels. Sie formulierten am 
dorff nennen, sondern nenne ich auch Hin- selindustrie,obwohI sich damals ja diese In- 28.1.1 934 das sogenannte,,Prager Manifest". 
denburg, die die Reichsregierung im Sep- dustrie im Zuge der Umstellung von der In diesem heißt es.,,Die Sozialdemokratieals 
tember-Oktober 191 8 ultimativ aufgefordert Rüstung in einem Zustand befand, der eine einzig intakt gebliebene organisierte Macht 
haben sofort einen Waffenstillstand herbei solche Maßnahme wahrscheinlich nur mit übernahm 1918ohneWiderstand dieStaats- 
zu führen,die dann auch den Bedingungen, äußerst langandauerndem Zwang zu ir- führung, in die sie sich von vornherein mit 
die hart waren, nur entgegen setzten: Es gendeinem vertretbaren Ergebnis hätte den bürgerlichen Parteien, mit der alten Bü- 
bleibt uns nichts anderes übrig,diese selben verhelfen können. Aber, dahinter mach ich rokratie,ja mit dem reorganisierten militäri- 
Herren operierten dann anschließend mit ein Fragezeichen. Es geziemt uns heutigen schen Apparat teilte. Dass sie den alten 
der Dolchstoßlegende. Damit haben sie Hit- auch eine gewisse Zurückhaltung in der Be- Staatsapparat fast unverändert übernahm, 
ler ein Agitationsmittel in die Hand gelegt, urteilung dessen, was damals geschehen war der schwere historische Fehler ...." 
das man nicht überschätzen kann. Das ist ist. Sehen Sie das auch so? 
eine historischeTatsache.Allerdings ist man Vogel: In der Reihenfolge ihrer Fragen hätte 
hinterher immer viel klüger. Es wäre gut ge- Die SPD nach der NS-Diktatur ich jetzt eigentlich den 23. März 1933 erwar- 
Wesen, wenn die militärische Kapitulations- spw: Der SPD Parteivorstand schrieb am tet. Das ist der Tag an dem in der Kroll-Oper, 
erklärung von den Generälen Hindenburg 31.1.1933:Hitler ist,,Reichskanzler geworden der Reichstag war durch den Brand schon 
und Ludendorff gezeichnet worden wäre, auf legalem Wege,nicht durch einen Putsch, nicht mehr benutzbar, über das Hitlersche 
und nicht von den Demokraten,die noch zu nicht durch einen Marsch auf Berlin ... es ist Ermächtigungsgesetz abgestimmt worden 
retten versucht haben, was zu retten war. dann eben eine verfassungsmäßige Rechts- ist. Daran darf man doch als Sozialdemokrat 
spw: Das Jahr 1918 hatte die alte Diskussion regierung".Alle,,ungestümen und voreiligen mit Stolz, mit deutlichem Stolz,erinnern.Nur 
von Demokratie und Sozialismus wieder auf Aktionen" lehnte der Parteivorstand ab. Hit- die 94 noch in Freiheit befindlichen sozialde- 
die Tagesordnung gesetzt. Am 20.1 1.18 be- ler sollte,,legal" bekämpft werden. War das mokratischen Reichstagsabgeordneten ha- 
zeichnete Rosa Luxemburg in der,,Roten Fah- ein Fehler? ben mit Nein gestimmt. Alle anderen, die 
neu die Gegenüberstellung von ,,Diktaturn Vogel:Auch da bin ich im nach hinein sehr zu- Kommunisten waren schon ausgeschlossen, 
und ,,Demokratien als ,,gegenrevolutionäre rückhaltend, die Männer und Frauen von haben mit Ja gestimmt. Auch das Zentrum. 
Maßnahme" der Regierung Ebert.Sie schrieb: damals zu kritisieren. Erstens: Sie haben ja Die beiden Sätze von Otto Wels in seiner 
,,Nichtdarum handeltessich heute,obDemo- leider recht gehabt. Hitler hat am 30. Januar Rede, Hitler direkt ins Gesicht gesagt, dass 
kratie oder Diktatur. Die von der Geschichte 33 die Macht nicht ergriffen, sie ist ihm vom niemand die Ideen, die ewig unzerstörbar 
auf dieTagesordnung gestellte Frage lautet: Reichspräsidenten übertragen worden.Dem- sind: Freiheit, Gerechtigkeit und Sozialismus 
bürgerliche Demokratie oder sozialistische selben Reichspräsidenten,der noch acht Mo- vernichten kann. Das auch das Ermächti- 
Demokratie." Sehen Sie zwischen beiden De- nate zuvor gesagt hat,'dieser böhmische Ge- gungsgesetz, ihm, dem Herrn Reichskanzler, 
mokratien einen Unterschied oder hat Rosa freite unter keinen Umständen'. Zweitens: diese Gewalt nicht gebe.Otto Wels sagte:'Le- 
Luxemburg die Lage falsch eingeschätzt? Was die meisten heute ja gar nicht mehr wis- ben und Freiheit können sie uns nehmen,die 

Sen, in dieser Reichsregierung saßen ja nur Ehre nichtl.lch glaube,das gehört in eineGe- 
Rosa Luxemburg drei Nationalsozialisten, dass andere waren schichtsbetrachtung der Sozialdemokratie. 

Deutschnationale oder Konservative,reaktio- Das was sie sagen ist sicherlich richtig.Ja,es 
nare Parteilose. Insofern is t  das, was damals war die Meinung derer,die in Prag eine Aus- 
gesagt wurde nicht falsch. Außerdem hat landsvertretung, eine exilierte Parteispitze, 
man damals schon damit gerechnet, und so gebildet haben. Erst in Prag, spater in Paris 
kam es ja auch, dass das Parlament, der und dann in London.Die Frage,ob man nicht 
Reichstag,aufgelost wurde und es bald Neu- 191 8 innerhalb der Beamtenstruktur starke- 
wahlen geben könnte. Infolgedessen war re Veränderungen hatte vornehmen mus- 
man am 31. Januar, vier Wochen vor dem Sen, sollte man durchaus stellen. In Preußen 
Reichstagsbrand und den Notverordnungen, i s t  dies ja in starkerem Umfang geschehen 
auf einem Wege für den sich durchaus Argu- als in anderen Ländern. In Bayern, die,,Ord- 
mente anführen lassen. Außerdem andert nungszelle Bayern", hier dachte man uber 
dies ja gar nichts daran,dass es die Sozialde- diese Dinge ganz anders.Aber da, wo Sozial- 
mokraten waren,die mit allem Nachdruckvor demokraten in einer Weimarer Koalition 
Hitler und dem Nationalsozialismus gewarnt wirklich Gestaltungsmoglichkeiten hatten, 
haben. Die Frage die sie mir hier stellen wird gemeinsam mit Zentrum und Deutsche De- 

Sr eigentlich eher angeknüpft an den Soge- mokraten, da hat man, jedenfalls auf der 

\ nannten Preußenschlag, also an die Abset- Ebene der Oberpräsidenten und der Regie- 

\ zung der demokratischen preußischen Regie- rungspräsidenten, auch in den Ministerien, 
rung Otto Braun am 20.Juli 1932 durch Not- nach zehn Jahren doch eine Veränderung 

* 



Paul Löbe 

gespürt.Trotzdem,die Frage steht im Raum. 
spw: Der andereTeil der SPD Abgeordneten, 
versammelt um jenen Mann, dessen Name 
heute das neue Abgeordneten Haus des 
deutschen Bundestages in Berlin ziert, Paul 
Löbe,distanzierte sich von dem Prager Mani- 
fest. Auf einer Konferenz am 19.Juni 1933 
wurden, auf Betreiben von Paul Löbe, sogar 
alle jüdischen Mitglieder aus dem Parteivor- 
stand hinausgewählt. Drei Tage später ver- 
bot die Hitlerregierung der Sozialdemokra- 
tie jede politische Betätigung.3000 sozialde- 
mokratische Funktionäre. Ist der Name des 
heutigen Abgeordnetenhauses vielleicht 
falsch gewählt? 
Vogel:lch glaube,man muss das gesamte Le- 
ben von Paul Löbe betrachten. Man darf 
nicht diesen einen Augenblick allein heraus 
greifen, über den man in der Tat verschiede- 
ner Meinung sein kann. Nur bitte ich zu be- 
denken, Löbes Vorschlag hatte damit etwas 
zu tun,dass schon Hunderte verhaftete Sozi- 
aldemokraten in den Konzentrationslagern 
saßen, die er frei bekommen wollte. Für die- 
sen Zweck wollte Löbe seine Kontakte mit 
Frick nutzen, der Fraktionsvorsitzender der 
NSDAP war. Löbe war ja Reichstagspräsident 
gewesen, bis ihm Göring 1932 nachfolgte, 
deshalb stand er mit allen in Kontakt. Frick 
hatte offensichtlich den Anschein bei Löbe 
erweckt,dass man unter bestimmten Bedin- 
gungen bereit sei diese Hunderte wieder zu 
entlassen. Es gab vielleicht auch eine Andeu- 
tung, dass das Verbot der SPD dann nicht 
sofort ergehen würde, wenn Löbe Zuge- 
ständnisse machen würde. Ich kann das im 
Einzelnen nicht bestätigten oder widerle- 
gen. Ich werbe nur dafür,dass man bei allem, 
an dem man jetzt Zweifel hat, sich in die 
Lage jener Männern versetzt,die sich für das 
Leben und die Freiheit ihrer Mitmenschen 

verantwortlich gefühlt haben. lm übrigen ist 
das ja nicht das einzige was Löbe gesagt 
oder getan hat. Wenn man mit der Akribie 
ihrer Fragestellung alle Namen durch geht, 
die nach wie vor im Ansehen stehen, dann 
wird man fast bei jedem einen schwächeren 
Moment finden. Ich wundere mich. Ich dach- 
te sie würden jetzt den 17. Mai 1933 erwäh- 
nen, als die noch in Freiheit sich befinden- 
den Sozialdemokraten einer Friedensresolu- 
tion im Reichstag zustimmten,die die Hitler 
Regierung vorgelegt hatte. Wenn sie den 
Text dieser Resolution lesen, dann stellen sie 
fest,dass derText nichts mit dem zu tun hat- 
te, was Hitlers spätere Taten auszeichnete. 
Manches liest sich in diesem Text so,dass ich 
auch heute sagen würde,da können Sozial- 
demokraten nichts einwenden. Dennoch 
hatte die SPD eine präzise Vorstellung 
darüber, wo das mit Hitler enden würde.Ob 
1932 das Plakat „Wer Hitler wählt, wählt 
Krieg" die Kommunisten oder die Sozialde- 
mokraten gehängt haben, ist ja noch immer 
umstritten. Ich habe Anhaltspunkte dafür, 
dass wir es gehängt haben. Der 17.Mai 33 ist 
deshalb auch ein Datum, weil eine, ganz in 
Vergessenheit geratene Reichstagsabgeord- 
nete von uns, Toni Fülf, sich aus Enttäu- 
schung darüber,was dieser Resolution an Ta- 
ten folgte, Anfang Juni das Leben genom- 
men hat.Sie liegt in München begraben. 

Demokratie und Sozialismus heute 
spw: Sie diskutieren zur Zeit über das Partei- 
programm. Wie wird die SPD künftig die Be- 
griffe Demokratie und Sozialismus definie- 
ren? 
VogekDarüberwird es eine Diskussion geben. 
Manche sagen dieser Begriff ist durch den 
kommunistischen Missgriff entwertet.Ande- 
re sagen, die Jungen können sich darunter 
gar nichts mehr vorstellen. Ich bin anderer 
Meinung. Es gibtTraditionsbegriffe,die in der 
Geschichte unserer Partei wurzeln,für die frü- 
here Generationen von Sozialdemokraten ihr 
Leben opferten. Das mit diesem Begriff nicht 
das gemeint ist,was in der Sowjetunion oder 
in der DDR verwirklicht wurde, wird ja schon 
daran deutlich, dass immer vom demokrati- 
schen Sozialismus die Rede ist. Dass gültige 
Berliner Programm erläutert diesen Begriff. Es 
soll die immer währende Aufgabe verfolgt 
werden, der Gerechtigkeit, der Freiheit und 
der Solidarität zum Durchbruch zu verhelfen. 
In dieser Diskussion,die da nun angegangen 
ist, bin ich der Meinung, sollten wir uns nicht 
von anderen vorschreiben lassen, welche Be- 
griffe wir verwenden. Gerade Gemeinschaf- 
ten mit einer langen Geschichte haben auch 
ein gefühlsmäßigesVerhältnis zu solchen Be- 
griffen. Übrigens war dieser Begriff ja mehr 
ein Abwehr- und Kampfbegriff gegen den 
Kommunismus.Das sollte man alles mit in Be- 
tracht ziehen. Nein! Ich möchte gerne an die- 
sem Begriff, so wie er im Berliner Programm 
erläutert ist,festhalten. 
spw:Vielen Dank! SPW 6 1 zoo3 
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Programmatische Erneuerung bei der 
PDS 
von Horst Dietzel und Gerry Woop 

Auf dem Chemnitzer Parteitag hat 
die PDS nach fünfjähriger Debatte ihr drittes 
Programm verabschiedet. Die damaligen In- 
itiatoren der Debatte beabsichtigten, mit ei- 
nem neuen Parteiprogramm die PDS stärker 
in der Gesellschaft zu verankern,alte Formel- 
kompromisse (Geschichte, Eigentumsfrage 
u.a.) positiv aufzulösen und das Reformprofil 
der Partei zu schärfen. Seitdem offenbarten 
die Reformer konzeptionelle, personelle und 
parteitaktische Schwächen. So mussten sie 
z.B. auf dem Parteitag in Münster in zentra- 
len Fragen der Außen- und Sicherheitspolitik 
eine Niederlage hinnehmen.Vor allem aber 
stürzte die verloren gegangene Bundestags- 
wahl 2002 die Partei in eine tiefe Krise. Die 
innerparteilichen Kräfteverhältnisse verän- 
derten sich mehrfach. Die entscheidenden 
Fragen lauten nunmehr: Ist es angesichts 
dieser Veränderungen gelungen, ein moder- 
nes sozialistisches Programm zu verabschie- 
den,das überzeugende und wirklichkeitsna- 
he Antworten auf die neuen Herausforde- 
rungen gibt? Konnten alte Formelkompro- 
misse überwunden werden? Wird der Platz 
der PDS in der Parteienlandschaft klarer? 
Wie im Folgenden zu sehen sein wird, blei- 
ben die Ergebnisse zumindest ambivalent, 
zumal der Parteivorstand schon im Vorfeld 
weitgehende Kompromisse einging, die zu 
Lasten der Konsistenz, der Differenziertheit 
und der Wirklichkeitsnähe des Programm- 
textes gingen. Um die Existenz der Partei 
nicht zu gefährden, stand letztlich der Erfolg 
dieses Programmparteitages im Vorder- 
grund. 

Demokratischer Sozialismus als Transfor- 
mationsprozess 
Die im alten Programm enthaltene Definiti- 
on vom Sozialismus als Ziel,Weg und Werte- 
system wurde übernommen.Allerdings wird 
Sozialismus deutlicher als Transformations- 
projekt ausgearbeitet:,,Demokratischer Sozi- 
alismus entsteht in der Gesellschaft und aus 
ihr heraus - oder überhaupt nicht. Er miss- 
lingt als isoliertes Projekt kleiner Gruppen 
gleichermaßen wie als Diktatur. Er ist eine 
diesseitige Bewegung auf ein diesseitiges 
Ziel hin. Er setzt sich dafür ein,emanzipatori- 
sche und solidarische Interessen der Gesell- 
schaft gegenüber allen anderen durchzuset- 

Dr. Horst Dietzel ist Mitglied der Grundsatzkomn 
der Rosa-Luxemburg-Stiftung 

Zen. Demokratischer Sozialismus weist über chen die Möglichkeit, über die gesellschaftli- 
den Kapitalismus hinaus. Er ist ein Prozess, chen Bedingungen ihres Lebens selbst und 
der nur im breiten gesellschaftlichen Diskurs gemeinsam mit anderen zu entscheiden.Sie 
und durch gemeinsames Handeln der Betei- brauchen saubere Luft und sauberes Wasser. 
ligten Gestalt annehmen kann." Sie brauchen Arbeit, Erwerb und Vertei- 
Die Definition des Sozialismus als Ziel (,,Sozi- lungsgerechtigkeit. Sie brauchen Bildung 
alismus ist ein notwendiges Ziel - eine Ge- und Kultur. Sie brauchen soziale Sicherheit 
sellschaft,in der die freie Entwicklung einer und Gesundheit usw. Die Verfügung über 
und eines jeden zur Bedingung der freien diese Güter entscheidet,,,ob Menschen frei 
Entwicklung aller geworden ist.") stellt das oder unfrei sind. Es sind grundlegende Frei- 
statische Element dar. Es wird mit Wertorien- heitsgüter." Dies sind für die Welt von heute 
tierungen (,,Sozialismus is t  für uns ein Werte- gewichtige Maßstäbe, sie reichen aber an 
system, in dem Freiheit,Gleichheit und Soli- sich für eineausdifferenzierte und individua- 
darität, Emanzipation, Gerechtigkeit, Erhalt lisierte Gesellschaft nicht aus und müssen 
der Natur und Frieden untrennbar miteinan- erst noch durch konkrete Inhalte gefüllt wer- 
der verbunden sind.") verbunden und soll den. 
durch eine gesellschaftliche Bewegung er- Der jetzigeText bleibt zu Recht bei der Absa- 
reicht werden:,,Sozialismus ist für uns eine ge des 93er Programms an einen,,abstrakten 
Bewegung gegen die Geschichtsfahrplan" 
Ausbeutung des und betont, dass die 
Menschen durch den Die Demokratisieruna des Partei von den wirkli- 
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Menschen,gegen pa- chen Bedürfnissen 
triarchale Unterdrü- Wirtschaft und und Interessen der 
ckung, gegen die der Gesellschaft wird als Menschen ausgeht. 
Ausplünderung der ,,Sozialismus entsteht 
Natur,für die Bewah- „die entscheidende Frage in demokratischen 
rung und Entwick- ieder Reformalternative" Kämpfen, die geführt 
lung der menschli- 
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chen K U I ~ U ~ ,  für die bezeichnet. 
werden, um die struk- 
turellen Bedingungen 

Durchsetzung der 
Menschenrechte, für 
eine Gesellschaft, in der Bürgerinnen und 
Bürger ihre Angelegenheiten demokratisch 
regeln." 
Dieser grundlegende transformatorische 
Ansatz bricht deutlich mit tradierten marxis- 
tischen Vorstellungen, die vom Sozialismus 
als einer völlig neuen Ordnung ausgehen. 
Letzterer von Vertretern des Marxistischen 
Forums vorgetragener Ansatz beschreibt 
den Übergang zur neuen Gesellschaft durch 
die Beseitigung des Privateigentums an ent- 
scheidenden Produktionsmitteln. Derartige 
Ideen fanden jedoch bei den Parteitagsdele- 
gierten keine Mehrheiten. 
Neu und innovativ sind die im Programm de- 
finierten,,Freiheitsgüter" als Kern des Sozia- 
lismusverständnisses.,,Unsere programmati- 
schen Ziele gehen von einer einfachen Frage 
aus: 'Was brauchen Menschen, um selbstbe- 
stimmt leben zu können?"' Hier gibt der Pro- 
grammentwurf klare Antworten: Sie brau- 

nission der PDS, Gerry Woop ist z. Z. Stipendiat 

für ~nfreiheit,  ~ n -  
gleichheit und Aus- 

beutung, sowie jene Macht- und Eigentums- 
verhältnisse, auf denen diese beruhen, zu- 
rückzudrängen und zu überwinden." 
Bei den Grundwerten sagt die PDS klar:,,Frei- 
heit is t  der Bezugspunkt sozialistischer Poli- 
tik." Dies ist hervorzuheben,zumal in der po- 
litischen Linken,auch in der PDS, bestimmte 
Vorurteile gegenüber einer solch pronon- 
cierten Positionierung zum Freiheitsbegriff 
vorhanden sind. Ebenso deutlich heißt es 
dann:,,Gleichheit ist für diese Politik das Maß 
der Teilhabe an grundlegenden Freiheitsgü- 
tern.Freiheit ohne Gleichheit ist Ausbeutung 
und bleibt den Mächtigen vorbehalten. 
Gleichheit ohne Freiheit ist Unterdrückung." 
Damit erhält die Gerechtigkeitskategorie 
eine Bestimmung durch Bezüge zu Gleich- 
heit, Freiheit und Solidarität. Allerdings ver- 
misst man eine ausdifferenzierte Betrach- 
tung über Gerechtigkeit. Eine Abgrenzung 
von der Umwertung des Gerechtigkeitsbe- 
griffs, wie er in der SPD und bei den Grünen 
vorgenommen wird,wäre hier ebenso ange- 
bracht gewesen wie eine ausführlichere De- 
finition für die heutigen Bedingungen. Den- 
noch: Die Werte bleiben im Unterschied zu 
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anderen Parteien nicht im luftleeren Raum 
stehen, sondern die Autoren betonen, dass 
ihre Umsetzung eine,,andere Regulation von 
Wirtschaft" verlangt. Diese andere Regulati- 
onsweise wird im Programmtext beschrie- 
ben. 

Neue Formelkompromisse bei Grundfra- 
gen der sozialen Marktwirtschaft 
Obwohl die Programmautoren den Kritikern 
schon sehr weit entgegengekommen wa- 
ren, erlitt der Vorstand eine (wenn auch mit 
einer Stimme sehr knappe) Niederlage bei 
der Bestimmung von unternehmerischem 
Handeln als Voraussetzung für wirtschaftli- 
che Leistungsfähigkeit. Traditionelle Ge- 
werkschaftskräfte haben gestützt von dog- 
matischen Linken erreicht, dass diese simple 
Grundlage wirtschaftlicher Funktionsfähig- 
keit einer Gesellschaft in geradezu volunta- 
ristischer Weise eingeschränkt wurde. Es 
heißt jetzt: ,,Unternehmerisches Handeln 
und Gewinninteressen sind wichtige Vor- 
raussetzungen für Innovation und wirt- 
schaftliche Leistungsfähigkeit. Doch solange 
sie auf die betriebswirtschaftliche Logik der 
einzelnen Unternehmen beschränkt bleiben 
und dem Profitstreben des Einzelkapitals un- 
terworfen sind,verwandeln sie sich in ihr Ge- 
genteil." Da der Text ohnehin soziale und 
ökologische Regulation wirtschaftlichen 
Handelns als Rahmen vorsah, wird an der 
Debatte und in der vorgenommenen Ergän- 
zung deutlich,dass Gewinnstreben im Grun- 
de doch als etwas Negatives angesehen 
wird. Die Vorstellung, Menschen würden nur 
unternehmerisch tätig sein, weil sie philan- 
thropischen oder ökologischen Zielen fol- 
gen, scheint jedoch ein gewisses Maß an Re- 
alitätsferne zu haben. Richtig ist natürlich, 
dass,,ohne Mitbestimmung, gewerkschaftli- 
che Gegenmacht und sozialstaatliche Regu- 
lierung" private Unternehmensinteressen zu 
Fehlentwicklungen führen. 
Die im alten Programm enthaltene Unent- 
schiedenheit in der Eigentumsfrage, die 
auch im Vorfeld dieses Parteitages hart um- 
stritten war ist zu Ungunsten der dogmati- 
schen Kräfte entschieden worden. Der jetzi- 
ge Programmtext betont die Bedeutung der 
Eigentumsstrukturen für die Machtverhält- 
nisse einer Gesellschaft, sagt aber eindeutig, 
dass die Alternative zum kapitalistischen Ei- 
gentum nicht im allumfassenden Staatsei- 
gentum, sondern in der demokratischen 
Entscheidung über gesellschaftliche Grund- 
Prozesse und über die Förderung jener Ei- 
gentumsformen liege, die es am ehesten er- 
lauben, die menschlichen Grundgüter effizi- 
ent bereitzustellen und gerecht zu verteilen. 
In absehbarer Zeit komme es darauf an,,,die 
Verfügungsgewalt über hochkonzentriertes 
Kapitaleigentum und Finanzfonds schritt- 
weise sozialen Kriterien zu unterwerfen". 
Zwar heißt es völlig richtig, dass es um den 
realen Inhalt und die soziale Wirkung kon- 
kreter Eigentumsformen geht sowie um eine 

Vielfalt von Eigentumsformen. Allerdings 
wird im Folgenden gleich drei Mal die Be- 
wahrung und dann sogar die Ausweitung 
öffentlichen Eigentums beschworen, um an- 
schließend zu schreiben, dass auch Privati- 
sierungen und Übergänge in genossen- 
schaftliches Eigentum möglich sind.Zielbe- 
stimmend heißt es:,,Die Politik der PDS soll 
dazu beitragen, die Vorherrschaft der Kapi- 
talverwertungsinteressen abzuschwächen, 
schließlich zu überwinden und die ihr zu 
Grunde liegenden Macht- und Eigentums- 
verhältnisse zu verändern.Aus dieser Politik 
sollen sich Möglichkeiten für weitergehende 
Umgestaltungen ergeben." Wie man sieht, 
sind alte unvereinbare Formulierungen 
durch neue Formelkompromisse ersetzt 
worden.Aber auch diese neuen Kompromis- 
se sind gegen den entschiedenen Wider- 
stand der dogmatischen Kräfte erzielt wor- 
den. 
Zur Einschätzung der gegenwärtigen Welt 
Im analytischen Abschnitt zur gegenwärti- 
gen Welt beschreibt das Programm die neo- 
liberale Offensive, ihre sozialen Wirkungen 
im Globalisierungsprozess und innerhalb 
der Gesellschaften. Die falschen Verheißun- 
gen des Neoliberalismus werden deutlich 
benannt. Den veränderten Regulationsme- 
chanismen des ,,Kapitalismus im Zeitalter 
von Informations- und Kommunikati- 
onstechnologien" und der zerstörerischen 
Kraft seiner neu hervorgebrachten Möglich- 
keiten zur Lösung von Menschheitsfragen 
wird breiter Raum gewidmet. Sehr deutlich 
benennen die Programmautoren die imperi- 
alen Herrschaftsziele der USA und der NATO, 
die darauf hinauslaufen, ausbeuterische und 
zerstörerische Strukturen zu erhalten und 
Angriffskriege zu führen. Ursachen von Ge- 
fahren werden so nicht beseitigt, sondern 
verfestigt,derTerrorismus gefördert und die 
Umwelt zerstört, heißt es im Programm.Den- 
noch bedient dieses Kapitel ein einfaches, 
aus früheren Zeiten überkommenes Welt- 
bild.So muss die,,politische Dominanz neoli- 
beraler Politik dafür herhalten,dass der Zu- 
sammenbruch der Sowjetunion und ihrer 
Verbündeten beschleunigt wurde. Es entste- 
he sogar ein,,neuerTotalitarismus der globa- 
len Herrschaft transnationaler wirtschaftli- 
cher und politischer 
Gruppen". Eigenstän- 
dige Ursachen für re- 
gionale Konflikte und 
Kriege, für Unterdrü- 
ckung und Ausbeu- 
tung in verschiede- 
nen Regionen der 
heutigen Welt exis- 
tieren offenbar die- 
sem Text zufolge 
nicht. Die negativen 
Entwicklungen in der 
Welt werden aus- 
schließlich auf das 
Wirken der USA und 

der NATO zurückgeführt. Offenbar gibt es 
keine zerfallenen staatlichen Strukturen in 
der heutigen Welt, keine privatisierte Gewalt, 
keine Warlords, keine ethnischen Konflikte 
usw. Überhaupt wird im Text mehrfach ein 
offenbar ,,objektiveru Zusammenhang von 
Interessen transnational agierender Konzer- 
ne bzw. Finanzzentren und der Militarisie- 
rung der internationalen Beziehungen an- 
genommen. 
Der Abschnitt über die Bundesrepublik 
Deutschland geht auf die neuen Bedingun- 
gen ein. Einerseits wird eingestanden, dass 
die Linke bislang keine erfolgreichen Gegen- 
strategien zur Liberalisierung der Weltwirt- 
schaft entwickelt hat. Andererseits gibt es 
die sehr absolute und deshalb überspritzte 
Einschätzung, dass die,,verschiedenen sozi- 
aldemokratischen Dritten Wege" unverein- 
bar mit der Durchsetzung sozialer, politi- 
scher und kultureller Rechte der Menschen 
und nicht geeignet seien, die entscheiden- 
den Probleme des 21 .Jahrhunderts zu lösen. 
Eine solche Einschätzung ist sicher durch die 
gegenwärtige Politik der Bundesregierung 
geprägt, sie lässt aber in dieser Absolutheit 
keinen Spielraum für eine Zusammenarbeit. 
Reformalternativen: demokratisch, sozial, zi- 
vil 
Das Kapitel über die Reformangebote und 
Positionen der PDS auf den einzelnen Politik- 
feldern im gegenwärtigen Entwurf ist ge- 
genüber dem 93er Programm ein deutlicher 
qualitativer Fortschritt. Die gegenwärtigen 
Politikangebote sind nicht nur eine Aktuali- 
sierung des zehn Jahre alten Textes, wenn 
auch Grundpositionen beibehalten wurden. 
Jetzt gibt es einen fortlaufendenText,in dem 
auch Begründungen und Zusammenhänge 
deutlich gemacht werden. Das is t  besonders 
wichtig,weil die Auseinandersetzungen zwi- 
schen den Parteien sich auf politisch konkre- 
te Probleme beziehen und die PDS hier mit 
konkreten Politikangeboten gegenüber den 
Bürgerinnen und Bürgern gefordert ist. 
Schließlich fasst die Partei damit den pro- 
grammatischen Rahmen für ihre konkrete 
Politik. 
Hervorzuheben ist, dass die Demokratisie- 
rung des Staates,der Wirtschaft und der Ge- 
sellschaft für die PDS an der Spitze steht und 



jetzt als,,die entscheidende Frage jeder Re- pelte seit den 70er Jahren. Der demographi- 
formalternative" bezeichnet wird. Die PDS sche Wandel wird als generelle Herausforde- 
stellt klar,dass die individuellen und kollekti- rung zwar für die Arbeitswelt, für Wissen- 
ven politischen Grundrechte, parlamentari- schaft und Forschung, für Architektur und 
sche Demokratie,politischer Pluralismus,Ge- Städteplanung, aber nicht für die Sozialsys- 
waltenteilung und Rechtsstaatlichkeit sowie teme begriffen! 
kommunale Selbstverwaltung ,,unverzicht- In der Debatte zur Friedenspolitik hat sich 
bare Errungenschaften zurückliegender der Parteitag gegen die Bestrebungen links- 
Kämpfe um die Gleichberechtigung aller" dogmatischer Kräfte gewandt und eine Stär- 
sind. kung der Rolle der UNO einschließlich der 
In der Wirtschafts- und Arbeitsmarktpolitik Anerkennung ihrer Instrumente bei Krisen 
setzt die PDS auf klassische Forderungen der und Konfliktfällen unterstützt. Obwohl nun 
Gewerkschaften und anderer linker Kräfte. Es eine Einzelfallprüfung und ggf. Militäreinsät- 
geht um die Stärkung des Binnenmarktes, ze nach Kapitel VII der UN-Charta anerkannt 
öffentliche Investitionen, umweltgerechte werden,sollen deutsche Bundeswehreinhei- 
Technologieförderung, Steuergerechtigkeit ten davon ausgeschlossen bleiben. Diese 
und die Verkürzung der Wochen- und Le- Delegiertenentscheidung birgt bei allerwei- 
bensarbeitszeit. Innovativ, aber sehr lange terentwicklung eine gewisse Inkonsistenz 
schon konzeptionell nicht ausreichend un- wie auch Realitätsferne in sich.Warum sollte 
tersetzt, bleibt die Idee eines öffentlich ge- eine UN-Entscheidung an sich als begründet 
förderten Beschäftigungssektors.Schließlich gelten, aber genau für den selbst mitzube- 
stützt die PDS das System von Flächentarif- stimmenden nationalen Rahmen dann doch 
verträgen und setzt dabei auf flexible Rege- nicht. Die beiden PDS-Vertreterinnen im 
Iungen,die durch Tarifpartner ausgehandelt Bundestag entscheiden doch vor allem zu 
und durch ein Verbandsklagerecht der Ge- solchen UN-Einsätzen, an denen auch die 
werkschaften abgesichert werden. Als Zen- Bundeswehr beteiligt ist. Und genau hier 
trales Element der Perspektive sozialer Si- können sich die MdB eine Prüfung und Ar- 
cherungssysteme sieht die PDS die bedarfs- gumentation angesichts der durch die jetzi- 
orientierte Grundsicherung als Bürgerrecht ge Beschlusslage vorgegebenen Antwort 
an. Auf dem Weg dahin werden Forderun- auch weiterhin sparen. 
gen nach Einführung eines Mindestlohnes 
unterstützt. Veränderung und Selbstveränderung der 
Der jetzige PDS-Text zeigt aber auch, dass PDS 
oftmals traditionelle Forderungen der Lin- Im Hinblick auf die Geschichte der DDR und 
ken im Westen aus den 70er und 80er Jahren der SED setzt das neue Programm kritischere 
neben neuen Antworten auf die neue Situa- Akzente. So heißt es:,,Es bleibt für uns eine 
tion stehen.So wird beispielsweise die starre bittere Erkenntnis, dass nicht wenige Mit- 
Verkürzung der Wochearbeitszeit letztlich glieder der SED - um großer Ideale willen - 
auf 30 Stunden gefor- Strukturen der Unter- 
dert, wo es gegen- drückung mitgetra- 
wärtig und in Zukunft Die der PDS als gen und Verfolgunq 
wohl eher um die ~ b -  relevante Kraft im Andersdenkender z;- 
wehr höherer Wo- gelassen oder sogar 
chenarbei tszei ten bundesdeutschen unterstützt haben ... ES 

und vorrangig um fle- ParteienSyStem ist trotz des gibt keinen noch so 
xible Arbeitszeitrege- ehrenwerten Zweck, 
iungen vor allem im neuen reformorientierten der die Verletzung 
Interesse der Be- Programms nicht gesichert. grundlegender Men- 
schäftigten und de- schenrechte und uni- 
ren jeweiliger Le- verseller demokrati- 
benssituation geht.Andererseits werden zu scher Grundsätze rechtfertigen könnte." Auf 
Recht im Abschnitt soziale Sicherheit Le- den im alten Programm noch enthaltenden 
bensarbeitszeitkonten statt einer starren Al- positiven Bezug zur Oktoberrevolution wur- 
tersgrenze für den Renteneintritt gefordert. de verzichtet. Auch das noch im alten Pro- 
Unklar bleibt, wie,,die Abkehr von der Vor- gramm enthaltene Primat des außerparla- 
stellung, selbst oberhalb eines bestimmten mentarischen Kampfes ist nicht mehr ent- 
Wohlstandes den Verbrauch immer weiter halten.Die PDS sieht sich nach wievor an der 
steigern zu könnenU,sich mit der Forderung Seite der sozialen Bewegungen gegen Kapi- 
nach einer Erhöhung der (,,umweltbewusst talisierung der Gesellschaft, Demokratieab- 
genutzten") Massenkaufkraft verträgt. Sol- bau und Krieg. Das wichtigste Ziel sei es,,,un- 
che Formelkompromisse finden sich mehr- seren Beitrag zur Formierung eines breiten 
fach im Text - wie bei anderen Parteien sozialen und politischen Bündnisses für den 
auch. Untergewichtet bleiben die neuen He- grundlegenden Richtungswechsel der Poli- 
rausforderungen und Bedingungen, die tik in Deutschland und Europa zu leisten". 
teilweise nicht zur Kenntnis genommen Ein Mitte-Links-Bündnis wird demgegen- 
werden, wie z.B.die prozentuale Steigerung über aber nur als langfristiges Ziel formuliert. 
der Lohnnebenkosten um nahezu das Dop- Nicht ohne Probleme in der Aussagekraft 

sind die in diesem Abschnitt genutzten ver- 
einfachten Akteursbeschreibungen: Auf der 
einen Seite gibt es die,,ökonomisch Mächti- 
gen" und auf der anderen Seite die,,sozial 
Schwachen". Gerade die vielfältigen Mittel- 
schichten, deren Interessen diese Gesell- 
schaft wesentlich prägen, werden nicht als 
Zielgruppen und Akteure für gesellschaftli- 
che Veränderungen angesprochen. Geblie- 
ben i s t  die Formulierung, dass die Partei für 
unterschiedliche Menschen Platz habe (Wi- 
derständler und Fundamentalisten wie auch 
Reformer). Für die Reformkräfte is t  wichtig, 
dass im jetzigen Text ein Bekenntnis für die 
Teilnahme an den Landesregierungen in 
Mecklenburg-Vorpommern und Berlin ab- 
gelegt wird.,,Das Handeln im Spannungsfeld 
von eigenen sozialistischen Vorstellungen, 
Erwartungen von Bürgerinnen und Bürgern 
und erreichbaren Kompromissen ist beglei- 
tet von einem ständigen Lernprozess." Die- 
ser Satz umschreibt die realen Probleme,die 
die PDS jetzt zu bewältigen hat. 

Realität bleibt bitter für PDS 
Die PDS konnte ihrem demokratischen und 
modernen Statut nun ein aktuelles und qua- 
litativ verbessertes Programm hinzufügen. 
Die weitgehenden Kompromisse im Text 
sind Ausdruck des Bemühens um eine 
möglichst hohe Zustimmung und damit In- 
tegrationswirkung für die Partei, ohne dabei 
die notwendigen zentralen Aussagen zum 
Reformverständnis zu relativieren. Wo reali- 
tätsferne Vorstellungen beschlossen wur- 
den, war ohnehin schon die bisherige politi- 
sche Praxis der PDS zumeist weiter und das 
wird auch in Zukunft so bleiben. Die mehr- 
jährige Debatte hat zudem einen Lerneffekt, 
eine - sicher in Tiefe und Breite bei weitem 
nicht ausreichende - Veränderung von 
Denkweisen mit sich gebracht, die so nach 
Beschlussfassung nicht wieder erreichbar 
scheint. All das ändert nichts an der Situati- 
on, dass Wähler Parteien mehr nach ihren 
Aktivitäten, nach ihrer Problemlösungskom- 
petenz, ihrem Image, nach ihrem Personal- 
angebot und ihrer Durchsetzungsfähigkeit 
beurteilen.Aber genau hier i s t  es um die PDS 
besonders seit der Niederlage bei der letzten 
Bundestagswahl nicht gut bestellt. Offen- 
kundig bringt die Zeit der grundsätzlichen 
Debatten auch nur sehr begrenzt Gewinn in 
Hinblick auf die Ausarbeitung konkreter 
Konzeptionen für Reformpolitik.Zudem darf 
nicht vergessen werden, dass aus offenbar 
kulturellen Barrieregründen im letzten Jahr- 
zehnt keine relevanten Milieus im Westen 
gebunden werden konnten. Neue Chancen 
sind angesichts der nun noch schwieriger 
gewordenen Lage bei minimierter bundes- 
weiter Öffentlichkeitspräsenz kaum erkenn- 
bar.Vor diesem Hintergrund ist die Zukunft 
der PDS als relevante Kraft im bundesdeut- 
schen Parteiensystem trotz des neuen re- 
formorientierten Programms nicht gesi- 
chert. SPW 6 12003 
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spw dokumentierte in den letzten Heften merhfach alternative Überlegungen für einen grundlegenden Umbau der sozialen Sicherungssysteme. 
Diese wurden in den politischen Entscheidungsprozess eingebracht. Auf 5.53 dokumentieren wir die Reaktion des SPD-Fraktionsvorsitzenden Franz 
Müntefering auf eine lnitiative des Sprechers der spw-Herausgeberlnnen, Horst Peter. Der Sozialrechtler Prof Dr. Friedrich Putz überprüft im folgen- 
den, in wie weit die Aussagen Münteferings zur Beschlussfassung in der Hartz-Gesetzgebung einer fachlichen Überprüfungen Stand halten. 

Hartz IV - des Kaisers neue Kleider für 
Arbeitslose? 
von Friedrich Putz 

Am 17.10.2003 hat der Bundestag 
mit den Stimmen der Koalition das Vierte 
Gesetzfür moderne Dienstleistungen am Ar- 
beitsmarkt (,,Hartz IV )  beschlossen. Mit Arti- 
kel 1 dieses Gesetzes wird eine,,Grundsiche- 
rung für Arbeitssuchende" geschaffen und 
als Zweites Buch (SGB II) in das Sozialgesetz- 
buch eingefügt. Die damit umgesetzte, im 
Grundsatz von der Hartz-Kommission emp- 
fohlene und in die Agenda 2010 aufgenom- 
mene sog.,,Zusammenführung" von Arbeits- 
losenhilfe und Sozialhilfe für Erwerbsfähige 
war hinsichtlich ihrer konkreten Ausgestal- 
tung in der SPD - Fraktion bis zum Schluss 
umstritten.,,Es freut mich, dass wir nun eine 
Lösung gefunden haben, der alle Mitglieder 
der SPD-Fraktion zustimmen konnten", 
schreibt Franz Müntefering in einem (auf 
Seite . . . dieses Heftes abgedruckten) Brief 
an Horst Peter. Lässt sich die Zustimmung 
wirklich mit dem - spät und eilig ,,nachge- 
besserten" - Inhalt des Gesetzes rechtferti- 
gen oder allenfalls mit politischen oder tak- 
tischen Motiven wie der Rücktrittsdrohung 
des Bundeskanzlers oder der Überlegung, 
dass man das Scheitern des Gesetzes besser 
der Bundesratsmehrheit überlassen sollte? 
Enthält das Gesetz -von den Interessen der 
betroffenen Arbeitslosen her betrachtet- 
wirklich so viel Positives, dass es zumindest 
per Saldo zustimmenswert ist oder ist die 
Zustimmung letzthin entscheidend dadurch 
zustande gekommen, dass sich auch dem 
Gesetz gegenüber kritische Abgeordnete 
unter politischem Druck und unter Zeitdruck 
schließlich verhalten haben wie die Beamten 
und dasVolk in Andersens Märchen von des 
Kaisers neuen Kleidern und es nicht gewagt 
haben,offen zu bezweifeln, dass die Hartz IV- 
Schneider für die Arbeitslosen wirklich 
prächtige Reformkleider angefertigt haben, 
obwohl sie solche selbst nicht sehen konn- 
ten? 
Über die seiner Ansicht nach wichtigsten po- 
sitiven Auswirkungen des Gesetzes gibt uns 
der Fraktionsvorsitzende zunächst in folgen- 

den Kernsätzen seines Schreibens Auskunft: 
,,Ich denke, dass wir damit einen großen 
Schritt getan haben für mehr Dynamik am 
Arbeitsmarkt und zum Bürokratieabbau im 
Sozialsystem. Außerdem haben wir das Ar- 
mutsrisiko auf ein Minimum gemildert." 
Um unter,,mehr Dynamik am Arbeitsmarkt" 
nicht nur eine unverbindliche, schwammige 
neoliberale Verheißung verstehen zu kön- 
nen, müsste man uns schon genauer sagen, 
was konkret gemeint ist, insbesondere wel- 
che gesetzlichen Regelungen welche mess- 
baren positiven Effekte verursachen. Solan- 
ge das nicht geschehen ist, darf und muss 
man davon ausgehen,dass es sich bei dieser 
Dynamik nur um ein unsichtbares Pracht- 
stückaus dem kaiserlichen Kleiderlager han- 
delt. 
Zu dem behaupteten ,,Bürokratieabbau im 
Sozialsystem" ist zunächst zu bemerken, 
dass es hier nicht um Hartz III, sondern um 
Hartz IV geht, und der Bürokratieabbau mit- 
tels Umbau der Bundesanstalt für Arbeit 
durch Hartz III nicht den Sozialabbau durch 
Hartz IV erfordert. Die im SGB II geregelten 
Leistungen zur Eingliederung in Arbeit so- 
wie vor allem die zur Durchsetzung radikal 
verschärfter Zumutbarkeitsbedingungen 
vorgesehenen harten Sanktionen werden 
nicht zu weniger, sondern zu mehr Bürokra- 
tie führen. Bei den nach diesem Gesetzzu er- 
bringenden Leistungen zur Sicherung des 
Lebensunterhalts (Arbeitslosengeld II für Ar- 
beitsuchende und Sozialgeld für deren 
nicht erwerbsfähige Familienangehörige) ist 
zu bedenken, dass von einem Bürokratieab- 
bau insoweit nicht gesprochen werden 
kann, als eine Verminderung des Verwal- 
tungsaufwands nur durch mit dem Bedarfs- 
deckungsgrundsatz unvereinbare Pauscha- 
lierungen erfolgt . Der an einzelnen Stellen 
des Gesetzes unternommene (wenig hilfrei- 
che) Versuch, die Folgen nicht bedarfsde- 
ckender Pauschalierungen abzumildern (vgl. 
u.a. 55 Abs.2 Satz 2 und 913 SGB II) führt 
sogar zu deutlich mehr Bürokratie. 

Friedrich Putz, Prof;. a.D., hat an der Verwaltungsfachhochschule in Wiesbaden, Abt. Kassel, Sozial- 
recht mit dem Schwerpunkt Sozialhilferecht gelehrt. 

Der kernigste der zitierten Kernsätze, näm- 
lich die Behauptung, das Armutsrisiko sei 
,,auf ein Minimum gemildert" worden, ver- 
dient besondere Beachtung,zumal er durch 
zwei sehr lehrreiche Beispiele erläutert wird. 
Aus dem ersten, nämlich der Aussage,,,So 
werden die Kosten für Unterkunft und Hei- 
zung ... in tatsächlicher und angemessener 
Höhe übernommen", lernen wir, dass die 
Aufnahme dieser bereits seit vielen Jahren 
im Sozialhilferecht geltenden Regelung (vgl. 
9 3 Regelsatz-VO) in das neue Gesetz der Mil- 
derung des Armutsrisikos dient und -im 
Umkehrschluss- daher festzustellen ist, dass 
eine Pauschalierung dieser Kosten, die Leis- 
tungen unter dieser Höhe zur Folge hat,die- 
Ses Risiko verschärft. Genosse Müntefering 
hat es aber leider versäumt, uns auch noch 
zu erklären,warum dann § 27 SGB II einever- 
ordnungsermächtigung enthält, die die zu- 
ständigen Bundesministerien ermächtigt, 
durch Rechtverordnung u.a,zu bestimmen, 
,,unter welchen Voraussetzungen die Kosten 
für Unterkunft und Heizung pauschaliert 
werden können" Diese von ihm verschwie- 
gene Regelung wurde sicher nicht geschaf- 
fen, damit nie Gebrauch von ihr gemacht 
wird. Extrem lebensfremd wäre auch die An- 
nahme, durch diese Ermächtigung ermög- 
lichte Pauschalen wären nie niedriger als die 
tatsächlichen ,angemessenen Unterkunfts- 
und Heizkosten, und die Leistungsträger 
würden diese Leistungen somit in Zukunft 
pauschalieren, um mehr Geld auszugeben 
als bisher, und nicht, um zu sparen. 
Auch hinsichtlich der als weitere Maßnahme 
zur Abmilderung des Armutsrisikos ange- 
priesenen Möglichkeit der Übernahme von 
Mietschulden als Darlehen hat uns der Frak- 
tionsvorsitzende etwas verschwiegen: Die 
neue Regelung ( 5  22 Abs.5 SGB II) ist wesent- 
lich restriktiver und für die Betroffenen un- 
günstiger als die entsprechende Vorschrift 
des geltenden Sozialhilferechts (§ 15 a 
BSHG). 
Wenn jemand behauptet, durch Hartz IV 
werde das Armutsrisiko gemildert, muss die 
Frage gestellt werden, mit welchem weniger 
milden Zustand er den durch das neue Ge- 
setz geschaffenen vergleicht. Falls Franz 
Müntefering alsVergleichsmaßstab das Sozi- 



alhilfeniveau heranzieht (und es ist nicht er- 
sichtlich, welcher andere Maßstab gemeint 
sein könnte), ist seine Behauptung jedenfalls 
dann nicht mehr nachvollziehbar,wenn man 
als Niveau der Sozialhilfe deren bisheriges Ni- 
veau und nicht irgendein neues, unter die- 
ses abgesenktes versteht, und nicht nur den 
relativ kleinen Teil der Leistungsberechtig- 
ten betrachtet, denen im Anschluss an den 
Bezug von Arbeitslosengeld I ein befristeter 
Zuschlag (524 SGB II) zusteht. 
U.a.folgende Regelungen des SGB II ermög- 
lichen bzw. bewirken eine Absenkung der 
neuen Leistungen,,Arbeitslosengeld II" und 
,,Sozialgeld" unter das bisherige Sozialhilfe- 
niveau: 

1. Pauschalierung der Kosten für Unter- 
kunft und Heizung 
Wird von der bereits erwähnten Verord- 

nungsermächtigung Gebrauch gemacht, 
wird dies voraussichtlich bei vielen Leis- 
tungsträgern oder sogar flächendeckend zu 
Pauschalierungen führen, da sich diese in 
Modellversuchen nach 5101 a BSHG als 
besonders lukrative Sparmaßnahmen erwie- 
sen haben. Für die betroffenen Arbeitslosen 
und ihre Familien werden sich solche Pau- 
schalierungen , wie ebenfalls aus den ge- 
nannten Modellversuchen zu ersehen ist, 
besonders schmerzhaft auswirken. Die Grö- 
ßenordnung der zu erwartenden Kürzungen 
Iässt sich daraus ersehen, dass z.B. in Kassel 
die Unterkunftspauschale für Alleinstehen- 
de auf monatlich 460,OO DM (235,20 Euro) 
festgesetzt wurde, während vorher Unter- 
kunftskosten (Kaltmiete und Nebenkosten 
ohne Heizung) bis ca. 580,OO DM, in vielen 
Fällen sogar bis ca. 600,OO DM als angemes- 
sen akzeptiert wurden (zur Pauschalierung 
der Unterkunfts- und Heizkosten sowie zu 
dem Kasseler Modellversuch s. auch Putz, 
SPW 3/2003,41 sowie info also 112003,33 
und 312003,122). Der Umfang sowie die Aus- 
wirkungen solcher Sparmaßnahmen (u.a. 
Wohnungsverlust, Mietschulden oder Leben 
unter dem Existenzminimum wegen Bezah- 
lung der Miete aus der Regelleistung ) ma- 
chen plausibel, warum die Rechtsgrundlage 
für solche Pauschalierungen nicht offen in 
das Gesetz aufgenommen, sondern durch 
die Hintertür einer Verordnungsermächti- 
gung eingeschmuggelt wurde. 

2. Ermächtigung zur Absenkung der An- 
gemessenheitsgrenze der Aufwendun- 
gen für Unterkunft und Heizung 
Die ebenfalls in 527 SGB II enthaltene weite- 
re Verordnungsermächtigung, zu bestim- 
men,,,welche Aufwendungen für Unterkunft 
und Heizung angemessen sind", lässt be- 
fürchten,dass sie als Grundlage und Auftrag 
zu Absenkungen der Angemessenheits- 
grenze (Mietobergrenze) angesehen und 
vor allem dazu benutzt wird, diese Grenze 
unter das bisher durch die Rechtsprechung 
des BVerwG gebotene Niveau abzusenken. 

Damit könnten auch ohne Pauschalierung 
die tatsächlichen, bisher als angemessen an- 
erkannten Unterkunfts- und Heizkosten für 
viele Hilfebedürftige unbezahlbar werden. 

3. Pauschalierung einmaliger Leistungen 
mit Abgeltungswirkung und Einbezie- 
hung in die Regelleistung (u.a. §§20,5 
und 23 SGB II) 
Hinsichtlich der durch die Pauschalierung ein- 
maliger Leistungen gegenüber dem bisheri- 
gen Sozialhilferecht eintretenden Verschlech- 
terungen verweise ich auf die ausführlich be- 
gründeten Bedenken von Berlit (Richter am 
BVerwG), der dazu u.a. ausführt: ,,Eine Öff- 
nungs- oder Härteklausel fehlt. Die ... bei 
nicht bedarfsdeckender Pauschale mögli- 
chen darlehensweisen Leistungen,die mit bis 
zu 10 v.H. ... der Regel(satz)leistung durch 
Aufrechnung zu tilgen sind, verschieben die 
Probleme nur auf der Zeitachse ... Mangels 
Entscheidungsspielraum für abweichende 
Bedarfslagen im Einzelfall werden Individuali- 
sierungs- und Bedarfsdeckungsgrundsatz 
verletzt,ohne dass der Höhe nach die vorge- 
sehenen Pauschalen auf einen finanziellen 
,,Pufferu weisen, der regelmäßig auch atypi- 
sche Bedarfslagen auffängt. Dies berührt die 
Zulässigkeit der Pauschalierung selbst, 
schließt jedenfalls eine strikte Abgeltungswir- 
kung der Pauschale aus und wirft allein die 
Frage auf,ob Wortlaut sowie Sinn und Zweck 
noch eine verfassungskonforme Auslegung 
zulassen." (Berlit, Zusammenlegung von Ar- 
beitslosen- und Sozialhilfe, info also 51 
2003,195). Besonders die Einbeziehung der 
einmaligen Leistungen für die Beschaffung 
von Gebrauchsgütern von längerer Ge- 
brauchsdauer und von höherem Anschaf- 
fungswert,(z.B. Waschmaschine, Kühlschrank, 
Elektroherd) und für besondere Anlässe ( z.B. 
Konfirmation bzw. Kommunion, Hochzeit, 
Taufe, Beerdigung) wird in zahlreichen Fällen 
dazu führen,dass der Bedarf nicht rechtzeitig 
gedeckt werden kann,oder,falls ein Darlehen 
gewährt und durch monatliche Aufrechnung 
in Höhe von bis zu 10 v.H. der Regelleistung 
getilgt wird, dem Hilfebedürftigen und den 
mit ihm in Bedarfsgemeinschaft lebenden 
Angehörigen keine ausreichenden Mittel üb- 
rig bleiben, um einen anderen unaufschieb- 
baren Bedarf, insbesondere einen solchen an 
Kleidung, rechtzeitig zu decken (zur Pauscha- 
lierung dieser Bedarfe s.auch Putz,info also 11 
2000,5). 

4.Kürzung von Leistungen für Kinder und 
Jugendliche 
a) Das Sozialgeld beträgt nach 528 Abs.1 

i.V.m. 520 SGB II bis zur Vollendung des 14. 
Lebensjahrs 60 v.H. und ab Beginn des 15. 
Lebensjahrs 80 v.H.derfür alleinstehende er- 
werbsfähige Volljährige maßgebenden Re- 
gelleistung. Das bedeutet im Vergleich zu 
der derzeit geltenden sozialhilferechtlichen 
Regelung (52 Regelsatz-VO), dass Kinder 
vom Beginn des 8. bis zurvollendung des 14. 

Lj. eine um 10 v.H. bzw. 5 v.H. (Kinder von Al- 
leinerziehenden), Jugendliche vom Beginn 
des 14. bis zurvollendung des 18. Lj.eine um 
10 % des Eckregelsatzes gekürzte Leistung 
erhalten. Die Erhöhung des Prozentsatzes 
von 50 auf 60 bzw.von 55 auf 60 v.H.(Kinder 
von Alleinerziehenden) für Kinder bis 7 Jah- 
ren ändert nichts daran, dass Haushalte, in 
denen ein Ausgleich der Kürzungen durch 
diese Erhöhungen nicht stattfindet, unter 
dem ihnen bisher gewährten Existenzmini- 
mum werden leben müssen. 
b) Das Existenzminimum für Haushalte mit 
Kindern wird auch dadurch abgesenkt,dass 
im SGB II die bisher durch 576 Abs.2 BSHG 
bewirkte Nichtanrechnung von Kindergeld 
in Höhe von monatlich 10,25 Euro bei einem 
Kind und von 20,50 Euro bei zwei oder mehr 
Kindern nicht mehr vorgesehen ist. 

5. Absenkung von Leistungen bzw. Leis- 
tungsausschluss auf Grund der Leis- 
tungsvermutung in 59 Abs.4 SGB II 
Leben Hilfebedürftige in Haushaltsgemein- 
schaft mit Verwandten (auch solchen in der 
Seitenlinie, also z.B. mit Geschwistern, die 
einander nach dem BGB nicht unterhalts- 
pflichtig sind!) oder mit Verschwägerten (z.B. 
mit nach dem BGB ebenfalls nicht unter- 
haltspflichtigen Schwiegereltern), so wird 
vermutet,dass sie von ihnen Leistungen er- 
halten, soweit dies nach deren Einkommen 
und Vermögen erwartet werden kann. Diese 
bisher nur im Sozialhilferecht (516 BSHG), 
nicht aber im Recht der Arbeitslosenhilfe 
geltende Regelung kann zur Anrechnung 
solcher vermuteter Unterhaltsleistungen auf 
das Arbeitslosengeld II bzw. das Sozialgeld 
und damit zur Minderung bzw. zum Aus- 
schluss dieser Leistungen des SGB II führen. 
Sie ist daher familienfeindlich und - da man 
ihr durch Beendigung der Haushaltsgemein- 
schaft entgehen kann - familiensprengend. 
6.) Der Kaufkraft nach kann das Arbeitslo- 
sengeld II und das Sozialgeld auch dadurch 
unter das bisherige Sozialhilfeniveau absin- 
ken,dass die Regelleistung jeweils zum 1 .Juli 
eines Jahres nicht gemäß dem Preisanstieg 
der von ihr umfassten Güter und Dienstleis- 
tungen angepasst wird,sondern nur um den 
Vomhundertsatz, um den sich der aktuelle 
Rentenwert in der gesetzlichen Rentenversi- 
cherung verändert (520 SGB 11). Durch ren- 
tenrechtliche ,,Nullrundenn kann das Exis- 
tenzminimum daher real, durch mittlerweile 
zu befürchtende Absenkungen des Renten- 
werts sogar nominal abgesenkt werden. 

Das Armutsrisiko 
Bleibt die Frage: Wurde das Armutsrisiko Ar- 
beitsloser durch substantielle Nachbesse- 
rungen so erheblich vermindert, dass das 
Gesetz dadurch erträglich gemacht wurde? 
Das könnte in folgenden drei Bereichen ge- 
schehen sein: 
Nachbesserung 1: In das Gesetz eingefügt 
wurde eineVorschrift, nach der als einzuset- 



zendes Vermögen nicht zu berücksichtigen 
sind ,, geldwerte Ansprüche, die der Alters- 
vorsorge dienen, soweit der Inhaber sie vor 
Eintritt in den Ruhestand auf Grund einer 

Franz Miiniefering 
MlQliad des Deutschen Bundestages 

VorsBender der SP~Bundesbgsfraköon 
vertraglichen Vereinbarung nicht verwerten 
kann ..." (512 Abs. 2 Nr.3 SGB II).Vermindert 
wird durch dieseVorschrift allenfalls das Ar- 
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mutsrisiko im Alter, nicht auch jenes wäh- 
Herrn 
Horst Peter 
Krähhahnstraße 9b 

rend der Arbeitslosigkeit. Die oben gestellte 
Frage muss schon aus diesem Grunde ver- 
neint werden. 
Zu Nachbesserung 2 schreibt Franz Müntefe- 
ring: ,,Außerdem sind Unterhaltsansprüche 
von Eltern auf Kinder und umgekehrt ausge- 

34131 Kassel 

schlossen". Das ist irreführend. Nachgebessert 
wurde nur 533 SGB II, der die Voraussetzun- 
gen regelt,unter denen die Agenturfür Arbeit 

Lieber Horst Peter, I 
vielen Dank für Deinen Brief und Deine detaillierten Vorschläge zur Oberarbehng zu 
Hark IV. Wir haben am 17. Oktober da$ Vierte Gesetz für moderne Dienstleistungen am 
ArbeiimarM mit den Stimmen der Koalition im Bundestag verabschiedet. We Du weißt. 
sind dieser Abstimmung viele Diskussionen vorausgegangen, und es freut mich, dass wir 
nun eine Lösung gefunden haben, der alle Mitglieder der SPDFraktion zurtjmmen konn- 
ten. 

Unterhaltsansprüche von Leistungsempfän- 
gern gegen Unterhaltspflichtige durch eine 
schriftliche Anzeige auf sich überleiten kann. 
Der hier interessierende Teil der Neufassung 

Ich denke. dass wir damit einen großen Schritt getan haben mr mehr Dynamik am Ar- lautet: „Der Übergang eines Unterhaltsan- 
spruchs nach bürgerlichem Recht darf nicht 
bewirkt werden, wenn die unterhaltsberech- 

beitsmarkt und zum ~ürokratieabbäu Im ~orialc~siem. Außerdem haben wir das Arrnutsri- 
siko auf ein Minimum gemildert So werden die Kosten fOr Unterkunft und Heizung der 
Ernpfanger des neuen Arbe'lslosengeldes II in tatsächlicher und angemessener Höhe 
Obemommen, außerdem sind Darlehen für die Übernahme von Mietschulden möglich Die 
Leistunasbezieher sind voll kranken-. renten- und pflegevemichert, die staatlich gemrderte tigte Person.. .mit dem Verpflichteten ver- 
~ltersv&or~e bleibt anrechnungcfrei. Außerdem wird zusätzlich zum Freibetrag für alk 
gemeines VermDgan (200 Euro je Lebensjahr und Partner) ein weiierer Freibetrag speziell 
Kir die Aftersvorsorge (z.B durch Lebensversiche~ng) eingemhrt, ebenfans von 20C Euro 
pro Jahr und Parmer. Der Hochstbetrag liegt bei 13.000 Eum für Alleinstehende bm.  
26.000 Euro ffir Ehepaare. Außerdem sind Unterhaltsansprüche von Eltern auf Kinder und 
umgekehrt ausgeschlossen. 

wandt ist und den Unterhaltsanspruch nicht 
geltend macht" (Es folgen Ausnahmen von 
dieser Regelung, s. näher 533 Abs. 2 SGB 
ll).Ausgeschlossen ist damit nur die Überlei- 
tung der Unterhaltsansprüche von Eltern ge- 
gen ihre Kinder und umgekehrt, nicht das Be- 

Bei der Zumutbarkeit haben wir darauf geachtet. dass die anzunehmende TLitigkeit dem 
ortsüblichen Niveau entspricht Damit wollen wir Lohndumping verhindem. Oberstes Ziel 
ist es, vonanaia Leistungen zur Wiedereingliederung in Arbeit und nicht nur passive Leis- 

stehen solcher Ansprüche, denn diese erge- 
ben sich aus dem (durch das SGB II nicht ab- 
geänderten) BGB.Obwohl der Arbeitslose so- 

lungcn ziim lebensuntemalt zu gewätireL Mit dcm Umbau der B~ndesanstan für Arbeit 
und den verstarken Venn~lunasbemOhunaen wollen wir dafilr sorgen. wieder mehr Men- 

, schen beste M P l  in unserem gegen Land Amlut die ~ h a n c e  auf eilen Arbeiplatz einzuräumen. Denn das ist das 

mit seinen Unterhaltsanspruch behält und 
auch weiterhin selbst geltend machen kann, 
ermöglicht ihm das noch nicht,durch Zahlun- 
gen des Unterhaltspflichtigen sein Arbeitslo- 
sengeld Il,,aufzubessern",denn sobald er den 
Anspruch geltend macht, kann dieser über- 
geleitet werden. Durch die Nachbesserung Arbeitsentgelt oder mangels einer tarifli- 

chen Regelung das ortsübliche Arbeitsent- 
gelt gezahlt wird" (510 Abs.1 Nr.5 SGB II) Als 
politisches Grundsatzbekenntnis ist diese 
Regelung lobenswert, ihre Schutzwirkung 
für den einzelnen Arbeitslosen ist bei le- 
bensnaher Betrachtung jedoch als gering zu 
bewerten.. Das liegt daran, dass das SGB II 
dem Arbeitsuchenden nur eine äußerst 
schwache Rechtsstellung einräumt und ihn 
insbesondere relativ schutzlos seinem,,Fall- 
manager" ausliefert. Widersetzt er sich des- 
sen Entscheidungen und Forderungen,trägt 
er das Risiko harter Sanktionen .Berlit (a.a.O., 
S. 204) fasst seine detaillierte Kritik an der 
schlechten und risikoreichen Rechtsposition 
des Arbeitslosen U. a. in der Feststellung zu- 
sammen, der erwerbsfähige Hilfebedürftige 
werde in erheblichem Umfange von den 
Entscheidungen seines Fallmanagers ab- 
hängig und könne .die Beachtung der ge- 
setzlichen Vorgaben nicht wirksam in gesi- 
cherten Verfahren durchsetzen." 
Es würde den begrenzten Raum dieses Auf- 
satzes sprengen, anhand der einzelnen ge- 
setzlichen Regelungen konkret aufzuzeigen, 
welche Instrumente und Repressionsmög- 

lichkeiten das SGB II zur Disziplinierung Ar- 
beitsuchender zur Verfügung stellt und wie 
unfair es die Gegenwehr der Betroffenen 
einschränkt. Wer das Gesetz unter diesem 
Gesichtspunkt gründlich liest, muss zu dem 
Schluss kommen, dass Hartz IV nicht nur,wie 
oben aufgezeigt,ein Armutsverschärfungs- , 
sondern zugleich ein Arbeitslosenentrech- 
tungsgesetz ist. 
Leistungen zurwiedereingliederung in Arbeit 
zu gewähren,um mehr Menschen eine Chan- 
ce auf einen Arbeitsplatzzu geben,ist zweifel- 
los richtig und notwendig. Wir dürfen uns 
aber nicht einreden lassen,dazu sei es unver- 
zichtbar, Arbeitslose und ihre Familien ärmer 
und rechtloser zu machen.Wer dies behaup- 
tet, indem er Hartz IV zur alternativlosen Lö- 
sung erklärt,will - um im Bilde der Überschrift 
zu bleiben - nicht nur den Arbeitslosen,son- 
dern auch dem Kaiser SPD unsichtbare 
Prachtkleider anziehen. So bekleidet durch 
die Stadt zu ziehen ist aber,wie Wahlniederla- 
gen, Umfragewerte und Massenproteste be- 
weisen, mittlerweile nicht mehr möglich, 
ohne dass Millionen Bürger und Wähler- wie 
das Kind in dem Märchen - laut rufen:,,Der 
Kaiser is t  nackt!" SPW 6 12003 

wird also nicht die Armut des Arbeitslosen 
gemildert, sondern allenfalls der Unterhalts- 
pflichtige geschont. Auch letzteres ist 
allerdings zweifelhaft, da das oben zitierte 
Überleitungsverbot seinem Wortlaut und sei- 
ner systematischen Stellung nach nicht aus- 
schließt, dass die Agentur für Arbeit den Ar- 
beitslosen darauf verweist, seinen Unterhalts- 
anspruch im Wege vorrangiger Selbsthilfe 
selbst geltend zu machen,und ihm daher die 
Zahlung von Arbeitslosengeld II mit der Be- 
gründung verweigert, er sei nicht ,,hilfebe- 
dürftig" im Sinne des 59 SGB II.Sie könnte sich 
dabei sogar auf die Begründung des Gesetzes 
stützen, in der zu dieser Vorschrift ausgeführt 
wird:,,Nicht hilfebedürftig ist derjenige, der 
die erforderliche Hilfe von anderen erhält 
oder erhalten kann. Insbesondere sind An- 
sprüche gegenüber Angehörigen und ande- 
ren Trägern von Sozialleistungen geltend zu 
machen."(BT-Drucksache 1511 51 6 S. 53) 
Nachbesserung 3 betrifft die Zumutbarkeit 
einer Arbeit. Sie stellt klar, dass der Ausü- 
bung der Arbeit ein ,,sonstiger wichtiger 
Grund" auch dann entgegensteht, wenn,,für 
die Arbeit nicht das maßgebliche tarifliche 



Unterkonsumtion, Ü berakkumulation 
und die Reform der sozialen 
Sicherungssysteme 
Von Thieß Petersen 

Die deutsche Volkswirtschaft 
gi l t  als Sanierungsfall. Steigende Ar- 
beitslosigkeit, ausbleibendes Wachstum 
und zunehmende Verschuldung des 
Staates sind nur einige Schlagworte für 
einen Zustand, an dem nun - nachdem 
in  derVergangenheit zu hohe Löhne und 
zu hohe Steuern als Grund herhalten 
mussten - der Sozialstaat Schuld sein 
soll. Folgerichtig fordert der Kanzler eine 
weitreichende Reform der sozialen Si -  
cherungssysteme mit  gravierenden Ein- 
schnitten. ,,Wenn sich die wirtschaftliche 
Basis einer Gesellschaft so radikal verän- 
dert, kann man nicht so tun,als hätte das 
keine Auswirkungen auf den gesell- 
schaftlichen Überbau. Das genau i s t  aber 
der Fehler derjenigen, die meine 
Schlussfolgerungen daraus kritisieren. 
Sie wollen an etwas festhalten, dem die 
reale Grundlage entzogen ist." (Schrö- 
der, in: Der Spiegel vom 19.04.2003) 
Auch der Alt-Kanz- 

1 .Ursachen der Krise der sozialen Siche- 
rungssysteme 
Verantwortlich für die angespannte Situa- 
tion der sozialen Sicherungssysteme ist in 
erster Linie das fehlende beschäftigungs- 
wirksame Wachstum. Ohne wirtschaftli- 
ches Wachstum gelingt der Abbau der 
Massenarbeitslosigkeit nicht. Dabei i s t  es 
gerade diese Massenarbeitslosigkeit, die 
mit ihren Konsequenzen - steigende Sozi- 
alausgaben bei gleichzeitig sinkenden Ein- 
nahmen für die Sozialkassen - das System 
der sozialen Sicherung belastet. 
Ursache für die Wachstumsschwäche in ei- 
ner lndustrienation wie Deutschland ist 
das Zusammenspiel des technischen Fort- 
schritts mit Sättigungserscheinungen. Der 
technische Fortschritt bewirkt eine Erhö- 
hung der Arbeitsproduktivität, sodass die 
gleiche Menge an Gütern mit weniger Ar- 
beitseinsatz hergestellt werden kann. Ein 
Rückgang der Beschäftigung Iässt sich nur 

verhindern, wenn die 
ler Helmut Schmidt Menge der nachge- 
sieht kollektive Ein- Ohne wirtschaftliches fragten und deshalb 
schränkungen als Wachstum aelinat der auch produzierten 
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unumgänglich an. Güter so stark steigt, 
,,Sie alle müssen Abbau der Massenarbeits- dass der technolo. 
einräumen, dass losigkeit nicht. gisch bedingte Be- 
zwar ganz allge- schäf t igungsrück- 
mein der reale Le- gang kompensiert 
bensstandard der Deutschen heute hö- wird. Eine solche Nachfragedynamikfindet 
her ist als jemals in der Geschichte. Alle aber in Deutschland seit geraumer Zeit 
Bürger haben längst verstanden, dass nicht statt. Wie auch in anderen entwickel- 
aber ihr Lebensstandard einstweilen ten lndustrienationen i s t  die mangelnde 
nicht weiter steigen kann, sondern Nachfrageentwicklung deshalb eine ent- 
vorerst Abstriche unausweichlich not- scheidende Ursache für die bestehende 
wendig sind." (Schmidt, in: Die Zeit vom Wachstumsschwäche. Verantwortlich 
10.04.2003.) Für den Sozialstaat bedeu- hierfür sind zunächst Sättigungserschei- 
tet dies Leistungskürzungen im Gesund- nungen.,,Die meisten, wenn nicht alle exis- 
heitswesen, bei der Arbeitslosenversi- tenzwichtigen Bedürfnisse unterliegen 
cherung, der Sozialhilfe und der Rente. der Sättigung. Es gilt das Erste Gossensche 
Zusammenfassend gilt: ,,Der Rückbau Gesetz, das Sättigungsgesetz". (Zinn, 1993, 
des Sozialstaates ... ist unausweichlich." S. 28.) Diese Sättigungserscheinungen 
(Glotz in: Die Zeit vom 08.05.2003). Der stellen sich bei Konsumenten mit einem 
vorliegende Beitrag analysiert die sys- relativ hohen Einkommen ein. Deren Kon- 
temimmanenten Ursachen der aktuellen sumzurückhaltung führt zu Absatzproble- 
Probleme und zeigt einen Lösungsan- men, auf welche die Unternehmen früher 
satz auf. oder später mit einer Senkung ihrer Pro- 
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duktion reagieren. Das geringere Produkti- 
onsvolumen geht einher mit einem gerin- 
geren Bedarf an Arbeitskräften, was einen 
langsamen Anstieg der Arbeitslosigkeit 
bewirkt. Die Einkommensverluste der Ar- 
beitslosen zwingen diese zur Konsumein- 
schränkung,,,so daß nunmehr neben die 
sättigungsbedingten Nachfrageverluste 
solche wegen fortfallender Massenkauf- 
kraft treten". (Zinn, 1997, S. 74.) Verstärkt 
werden sättigungsbedingte Nachfrage- 
verluste durch eine Steuerpolitik, welche 
die geringeren Einkommen zu Gunsten 
der höheren Einkommen belastet. 
Dadurch werden bei den einkommens- 
schwachen Haushalten Nachfrageredukt- 
ionen hervorgerufen, die auf einer man- 
gelnden Kaufkraft basieren (vgl. zur,,Um- 
verteilung »von unten nach oben« auf na- 
tionaler wie auf internationaler Ebene": 
Schäfer1 999) 

2. Antwort der neoliberalen Wirt- 
schaftstheorie und ihre Erfolgsaussich- 
ten 
Die Antworten der neoliberalen Wirt- 
schaftstheorie sind alt bekannt. Nach An- 
sicht der vorherrschenden Mainstream- 
Überzeugung resultieren Wachstums- 
schwäche und Arbeitslosigkeit vor allem 
aus zu hohen Lohnkosten und einer zu 
hohen staatlichen Regelungsdichte. Fol- 
gerichtig greifen die Empfehlungen zur 
Stärkung der wirtschaftlichen Wachs- 
tumskräfte diese beiden Hauptursachen 
auf. Exemplarisch für die Sichtweise der 
neoliberalen Wirtschaftspolitik kann ein 
1 0-Punkte-Vorschlag von Herbert Giersch 
aus dem Jahre 1983 vorgestellt werden. 
Die wichtigsten Schlagworte dieser Emp- 
fehlung lauten: Vereinfachung der Steu- 
ern; ermäßigte Steuern für Einkommen, 
die aus zusätzlicher Leistung erwachsen 
sind; Subventionskürzungen bzw. -streik 
chungen; lnfragestellung aller Gesetze 
und Vorschriften, die den Zugang zu den 
Märkten versperren;freiere Lohnbildung; 
eine Wahlmöglichkeit bei den staatlichen 
Zwangsversicherungen mit  einem ermä- 
ßigten Tarif für alle, die Teile des Risikos, 
die über das unverzichtbare Minimum am 
Sozialzwang hinausgehen, selbst zu tra- 
gen bereit sind (freiwillige Selbstbeteili- 
gung) und Abbau aller Restriktionen,die 



dem Schutz von bestehenden Monopo- 
len dienen. (Vgl. Giersch, 1986, S. 290f.) 
Auch die 13 Module der Hartz-Kommissi- 
on enthalten zahlreiche Instrumente, die 
auf der neoliberalen Überzeugung basie- 
ren. Zu nennen sind unter anderem die 
Verschärfung der Zumutbarkeitsregelun- 
gen, die Leistungskürzungen bei der Ar- 
beitslosenversicherung, die Ausweitung 
der Leiharbeit und niedrig entlohnter Mi- 
nijobs, die Aufhebung des Arbeitnehmer- 
überlassungsgesetzes und die Senkung 
der betrieblichen Personalkosten zu Las- 
ten öffentlicher Förderung. (vgl. Herr 
2002, S. 5 15 - 536.) 
Was aber ist von einer strikten Verfolgung 
neoliberaler Politikvorschläge zu erwar- 
ten? Vertreter dieser Position heben den 
angebotsseitigen Effekt ihrer Wirtschafts- 
politik hervor. Die Verringerung des Prei- 
ses für die Arbeitskraft erhöht die Nachfra- 
ge nach dieser Ware und sorgt für eine er- 
höhte Beschäftigung.Ein Mehr an Beschäf- 
tigung bedeutet zugleich eine größere 
Produktion, also wirtschaftliches Wachs- 
tum, und damit einhergehend höhere 
Steuereinnahmen und geringere Sozial- 
transferleistungen des Staates. Beides 
senkt die Lohnnebenkosten und setzt die 
Wachstumsspirale fort, die en Passant 
auch die sozialen Sicherungssysteme sa- 
niert. 
Diese weit verbreitete Argumentation lei- 
det jedoch unter einer entscheidenden 
Schwäche. Unternehmen werden ihre Pro- 
duktion nur erhöhen, wenn sie erwarten 
können, dass die zusätzlich erstellten Gü- 
ter und Dienstleistungen auch nachge- 
fragt werden. Dies aber ist in der aktuellen 
wirtschaftlichen Situation der Bundesre- 
publik Deutschland nicht zu erwarten. Die 
schwache Binnennachfrage gilt längst 
nicht mehr nur unter keynesianisch orien- 
tierten Ökonomen als das entscheidende 
Wachstumshemmnis. Dazu eine längere 
Passage aus dem aktuellen Memorandum 
der Arbeitsgruppe Alternative Wirtschafts- 
politik:,,Deutschland war das einzige Mit- 
gliedsland der EU, in dem der private Kon- 
sum im vergangenen Jahr gesunken ist. 
Dies ist vor allem auf die geringen Zu- 
wächse bei den Löhnen und Gehältern zu- 
rückzuführen. Zwar konnte im vergange- 
nen Jahr erstmals seit längerer Zeit der 
verteilungsneutrale Lohnspielraum in den 
Tarifverhandlungen ausgeschöpft werden. 
Die langen Jahre der Umverteilung zu Las- 
ten der Löhne und Gehälter wirken jedoch 
weiter und drücken auf den Verbrauch. ... 
Da die niedrigere private Verbrauchsnach- 
frage nicht durch zusätzliche Staatsausga- 
ben ausgeglichen wurde, sank die binnen- 
wirtschaftliche Endnachfrage, und in der 
Folge gingen auch die Investitionen deut- 
lich zurück. ... Ohne eine deutliche - durch 
stärkere Lohnsteigerungen und eine ex- 
pansivere Wirtschaftspolitik vorangetrie- 

bene - Belebung der lnlandsnachfrage Gleichzeitig sorgt der Wettbewerbsdruck 
wird sich die Stagnation in Deutschland für Unternehmensschließungen, was sich 
verfestigen ...". (Arbeitsgruppe Alternative in dem bekannten Satz ,,Je ein Kapitalist 
Wirtschaftspolitik, Memorandum 2003, S. schlägt viele tot" (MEW 23, 1986, S. 790.) 
1 7f. ausdrückt. Und während die unterlegenen 
Wirtschaftliches Wachstum kann sich vor Kapitalisten in die Arbeiterklasse abstei- 
dem Hintergrund dieser Zusammenhänge gen und deren Schicksal teilen, konzent- 
nur durch signifikante Wachstumsimpulse riert sich das gesellschaftliche Kapital in 
einstellen,die direkt auf der Nachfragesei- der Hand von immer weniger Kapitalisten. 
te wirken. Eine lediglich auf die Marktkraf- Die Konzentration des Kapitals hat gravie- 
te setzende Wirtschaftspolitik wird dies rende Folgen für die Einkommensvertei- 
allerdings nicht schaffen. Die sich selbst lung. Der im Zuge von Wirtschaftswachs- 
überlassene Marktwirtschaft steuert viel- tum und technischem Fortschritt steigen- 
mehr automatisch in einen Zustand der de gesellschaftlich produzierte Mehrwert 
»chronischen Überakkumulation«. (vgl.Bi- verteilt sich nun auf eine schrumpfende 
schaff/ Nick/ Steinitz, 2000, S. 89 - 103, hier Zahl von Kapitalisten, was deren Pro-Kopf- 
S. 91 .) Einkommen erhöht. 

Die zunehmende Ungleichheit bei der 
3. Neoliberalismus und Überakkumula- Einkommensverteilung hat somit erhebli- 
tion che Auswirkungen auf die Entwicklung 
Das Phanomen der Überakkumulation bil- der Massenkaufkraft und sorgt für Ab- 
det in den schriften von Karl Marx einen satzprobleme und wirtschaftliche Krisen: 
integralen Bestand- ,,Die Epochen, worin 
teil einer kapitalis- die kapitalistische 
tisch orqanisierten Wirtschaftliches Wachstum Produktion alle ihre 
ökonomie. Die Über- kann sich nur durch Potenzen anstrengt, 
akkumulation äußert erweisen sich reqel- 
sich dadurch, dass - siqnifikante Wachstums- mäßig als Epochen 
gemessen an den der Überprodukti- 
Absatzchancen -der impulse einstellen, die die Produk- 
vorhandene Kapital- direkt auf der Nachfraae- tionspotenzen nie 
bestand zu groß ist. 
Die mangelnde Kon- 

4 

so weit angewandt 
seite wirken. werden können, daß 

sumnachfrage lässt 
Ü b e r k a p a z i t ä t e n  
entstehen, die zu Produktionseinbrüchen 
mit entsprechender Arbeitslosigkeit füh- 
ren.,,Fabriken stehn still, Rohstoffe häufen 
sich auf, fertige Produkte überfüllen als 
Waren den Markt. Es i s t  also nichts falscher, 
als solchen Zustand einem Mangel an pro- 
duktivem Kapital zuzuschreiben. Es ist ge- 
rade dann Überfluß von produktivem Ka- 
pital vorhanden, teils in bezug auf den nor- 
malen, aber augenblicklich kontrahierten 
Maßstab der Reproduktion, teils in bezug 
auf die gelähmte Produktion." (MEW 25, 
1984,s. 500.) 
Verantwortlich für den - im Vergleich zur ef- 
fektiv nachgefragten Menge an Gütern und 
Dienstleistungen -zu großen Kapitalbestand 
ist eine zu geringe Massenkaufkraft.,,Der letz- 
te Grund aller wirklichen Krisen bleibt immer 
die Armut und Konsumtionsbeschränkung 
der Massen gegenüber dem Trieb der kapita- 
listischen Produktion, die Produktivkräfte so 
zu entwickeln, als ob nur die absolute Kon- 
sumtionsfähigkeit der Gesellschaft ihre Gren- 
ze bilde." (MEW 25, S. 501) Bei Marx ist der 
Rückgang der effektiven Nachfrage eine Fol- 
ge der Polarisierung der Einkommen. Ein 
Strukturmerkmal der kapitalistisch organi- 
sierten Gesellschaft ist der Umstand,dass die 
Pro-Kopf-Einkommen der Arbeiter sinken. 
Dieses Absinken ergibt sich aus der steigen- 
den Arbeitslosigkeit und dem damit zusam- 
menhängenden Lohndruck. 

da-durch mehr Wert 
nicht nur produ- 

ziert, sondern realisiert werden kann; der 
Verkauf der Waren, die Rea-lisation des 
Warenkapitals, also auch des Mehrwerts, 
i s t  aber begrenzt, nicht durch die kon- 
sumtiven Bedürf-nisse der Gesellschaft 
überhaupt, sondern durch die konsumti- 
ven Bedürfnisse einer Gesellschaft, wo- 
von die große Mehrzahl stets arm i s t  und 
stets arm bleiben muß." (MEW 24,1986, S. 
318, Fußnote 32.) Die Schwächung der 
Massenkaufkraft ruft Absatzprobleme 
hervor, die sich mit fortschreitender tech- 
nischer Entwicklung verstärken.,,Die Be- 
dingungen der unmittelbaren Exploitati- 
on und die ihrer Realisation sind also 
nicht identisch. ... Die ei-nen sind nur be- 
schränkt durch die Produktivkraft der Ge- 
sellschaft, die andern durch die Proporti- 
onalität der verschiednen Produktions- 
zweige und durch die Konsumtionskraft 
der Gesellschaft. Diese letztre ist aber be- 
stimmt weder durch die absolute Produk- 
tionskraft noch durch die absolute Kon- 
sumtionskraft; sondern durch die Kon- 
sumtionskraft auf Basis antagonistischer 
Distributionsverhältnisse, welche die 
Konsumtion der großen Masse der Gesell- 
schaft auf ein nur innerhalb mehr oder 
minder enger Grenzen veränderliches Mi- 
nimum redu-ziert. ... Je mehr sich aber die 
Produktivkraft entwickelt, um so mehr 
gerät sie in Widerstreit mi t  der engen Ba- 



sis, worauf die Konsumtionsverhältnisse tions- und der Konsumtionskraft ... Die un- schaftliche Bedarfe gibt, die von privat- 
beruhen". (MEW 25, S. 254f.) günstige Verteilung des Einkommens wirtschaftlich agierenden Unternehmen 
Diese theoretischen Erwägungen werden schränkt die Konsumtion ein und steigert nicht befriedigt werden, weil ein privat- 
von der tatsächlichen Einkommensvertei- damit die Höhe der Investition, die erfor- wirtschaftliches Angebot keine hinrei- 
lung eindrucksvoll bestätigt:,,Tatsächlich derlich ist, um die Prosperität zu sichern, chend hohen Profite abwirft. Zu nennen 
hat seit Anfang/Mitte der 80er Jahre mit während sie gleichzeitig die Möglichkei- sind u.a.Jugendfreizeit-Projekte,die Orga- 
der Durchsetzung der neoliberalen Globa- ten für rentable lnvestitionen einschränkt, nisation von Nachhilfe-unterricht, Sport- 
lisierung der Reichtum explosionsartig zu- indem sie die Nachfrage nach Konsumgü- betreuung, längere Öffnungszeiten von 
genommen und damit die Ungleichheiten tern, die mittels des Kapitals erzeugt wer- Museen und Bibliotheken,Qualifizierungs- 
verschärft, und zwar den können, verrin- projekte für Erwachsene, Seniorenbetreu- 
sowohl innerhalb gert." (Robinson, ungs-Projekte, die Betreuung von Kindern, 
der Gesellschaften Die Überakkumulation 1987, S. 88.) Selbst Alten und Kranken oder auch der ökologi- 
(sozial und regional) eine gleichmäßige sche Umbau der Infrastruktur - die Liste 
wie zwischen ihnen, äußert sich dadurch, dass Verteilung des V O I ~ S -  von unerledigten nützlichen und notwen- 
wie zahlreiche Un- der vorhandene einkommens würde digen Aufgaben ließe sich beliebig verlän- 
tersuchungen nach- wegen der eingangs gern. 
gewiesen haben". Kapitalbestand ZU groß ist. schon erwähnten Dies ist besonders tragisch, weil es neben 
(Ziebura, S. 31) Amin Die mangelnde Sättigungserschei- den gesellschaftlich unbefriedigten Be- 
stellt daher fest:,,Die nungen zu Nachfra- darfen auch noch die gesellschaftlichen 
kapitalistische Glo- Konsurnnachfraqe lässt gerückgängen füh- Produktionskapazitäten gibt, um diese Be- - 
balisierung ist ihrer ren die eine Überak- darfe zu decken. Beim Faktor Arbeit 
Natur nach polarisie- überkapazitäten kuhulation bew i r  kommt zu den reaistrierten Arbeitslosen - 
rend. ... Denn das diezuProduktionseinbrü- ken. noch die stille Reserve hinzu - d. h. Perso- 
Streben nach Maxi- Schließlich sind auch nen, die nicht beschäftigt sind und eine 
mal-profit zieht, chen mit entsprechender die Exporte als zu- Arbeit suchen, aber nicht arbeitslos ge- 
wenn es nicht auf Arbeitslosigkeit führen. sätzliches Nachfrage- meldet sind -,was derzeit zu einem unge- 
starke soziale Hin- element nur bedingt nutzten Arbeitskräftepotential von rund , 
dernisse stößt, fast in der Lage,die Über- 7,5 Millionen Menschen führt. Auch beim 
zwangsläufig verschärfte Ungleich-heiten akkumulation in entwickelten Nationen Sachkapital sind bei einer Kapazitätsaus- 
in der Einkommensverteilung nach sich .... wie Deutschland zu beseitigen. Da Entwick- lastung von unter 85 % im verarbeitenden 
Diese tr i t t  tatsächlich bei allen Partnern lungsländer mangels Kaufkraft nur in gerin- Gewerbe noch Kapazitäten vorhanden. 
des gegenwärtigen Systems im Westen, gem Maße als Nachfrager in Betracht kom- (Memorandum 2003,a.a.O., 5305,307) Die 
Osten und Süden wie auch auf internatio- men,exportieren lndustrienationen haupt- produktive Nutzung dieser Potentiale un- 
naler Ebene hervor. Diese Ungleichheit sächlich in andere Industrienationen. (vgl, terbleibt allerdings, wenn der zur Zeit be- 
produziert wiederum die Krise, d. h. einen Memorandum 2003,S.314.) Sofern alle ent- triebene Rückzug des Staates aus der Wirt- 
zuneh-menden Überschuß an Kapitalen, wickelten Gesellschaften aber unter den schaft vorangetrieben wird. Die private 
die keine Expansion des Produktionssys- beschriebenen Überakkumulationstenden- Nachfrage nach Konsumgütern kommt in- 
tems dienenden Anlagefel-der finden". Zen leiden, hilft der Export nicht dauerhaft, folge von Sättigungserscheinungen auf 
(Amin, 1998, S. 139,145.) dieses Problem zu lösen. der einen und mangelnder Kaufkraft auf 
Im Ergebnis hat dies folgende Konsequen- Im Ergebnis führt eine sich selbst überlas- der anderen Seite ins Stocken und wirkt 
Zen: Eine Verteilung, bei der größere Teile sene Marktwirtschaft automatisch zu ei- sich negativ auf die privaten lnvestitionen 
des gesellschaftlichen Einkommens - und nem gesamtgesellschaftlichen Zustand aus. Erforderlich wird daher eine stärkere 
damit der potentiellen Kaufkraft - bei ein- mit Nachfrageausfällen und Überakkumu- Nachfrage seitens des Staates. Die staatli- 
kommensreichen Haushalten mit einer ho- lation inklusive steigender Arbeitslosig- che Nachfrage sollte sich dabei auf Berei- 
hen Sparquote liegen, führt zu entspre- keit. Die Forderung nach mehr Markt und che konzentrieren, deren Güter den Cha- 
chend hohen gesellschaftlichen Ersparnis- weniger Staat ist deshalb kein geeignetes rakter eines öffentlichen Gutes haben bzw. 
sen. Diese fallen als Konsumnachfrage aus. Instrument, um höhere Wachstumsraten auf Güter, deren Konsum positive externe 
Der gesellschaftliche Nachfrageausfall und einen Abbau der Arbeitslosigkeit zu Effekte aufweisen.Zu denken i s t  vor allem 
kann in  einer möglichst staatsfreien Ge- erreichen. an die Bereiche Bildung, Gesundheitswe- 
sellschaft nur durch die Investitionen der 5. Wirtschaftspolitische Alternativen sen, öffentliche Infrastruktur etc. Nur so 
privaten Unternehmen kompensiert wer- Nun ist selbst bei Wachstum in einer freien können die Wachstumskräfte gestärkt und 
den. Die mangelnde Konsumnachfrage Marktwirtschaft nicht mehr gewährleistet, die Arbeitslosigkeit abgebaut werden. 
aber schmälert die Absatzchancen der In- dass es zu einem Abbau der Arbeitslosig- Und nur so kann es gelingen, die Einnah- 
vestoren und reduziert damit deren Inves- keit kommt. Der starke Produktivitätsan- men der sozialen Kassen zu erhöhen und 
titionsbereitschaft.,,Eine plötzliche Zunah- stieg, der sich bei der Nutzung moderner die Beanspruchung der sozialen Siche- 
me der Sparsamkeit, die zu einer Redukti- Technologien einstellt, sorgt dafür, dass rungssysteme zu reduzieren. 
on der Konsumausgaben führt, ist für die trotz wirtschaftlichen Wachstums der ar- 
Unternehmer äußerst unangenehm. Eini- beitssparende Effekt des technischen Fort- 6. Bewertung der aktuellen Reformvor- 
ge von ihnen entdecken, daß sie nicht je- schritts nicht mehr kompensiert werden schläge 
nen umsatz erzielen können, in dessen Er- kann.,,Das Patentrezept »Mehr Wachstum Bei der Beurteilung der aktuellen Vorschlä- 
Wartung sie ihre Produktionskapazität = Weniger Arbeitslosigkeit« geht in einer ge zur Reformierung der sozialen Siche- 
ausgebaut haben, und wenn sie als Reakti- wissens- und kapitalintensiven Gesell- rungssysteme sind vor dem Hintergrund 
on Arbeiter entlassen oder ihre Investiti- schaft nicht mehr auf." (Glotz, a.a.O., S. 6.) der bisherigen Ausführungen zwei grund- 
onsvorhaben einschränken, verringern Diese pessimistische Sicht der Dinge gilt sätzliche Reformrichtungen zu berück- 
sich damit auch die Absatzchancen ande- so allerdings nur für eine rein marktwirt- sichtigen. 
rer." (Robinson, S.60.) Hieraus entsteht ein schaftlich organisierte Gesellschaft. Es ist Die angedachten Leistungskürzungen in  
chronischer,,Konflikt zwischen der Produk- zu bedenken, dass es umfangreiche gesell- allen Bereichen der sozialen Sicherung 



entlasten die Sozialkassen kurzfristig. 
Langfristig aber ist die Wirkung auf die So- 
zialkassen kontraproduktiv. Da Arbeitslose 
und Sozialhilfeempfänger kaum Ersparnis- 
se bilden können, ist jede Reduzierung ih- 
rer Einkünfte unmittelbar nachfragewirk- 
sam. Die Konsumnachfrage dieser Perso- 
nen wird in vollem Umfang der Leistungs- 
kürzungen sinken und denTeufelskreislauf 
aus Nachfragerückgang, Produktionsrück- 
gang, erhöhter Arbeitslosigkeit mit weite- 
ren Nachfragerückgängen verstärken. Da- 
mit aber kommt es zu eine Schwächung 
der Einnahmeseite der Sozialkassen, wäh- 
rend die Inanspruchnahme der sozialen Si- 
cherungssysteme infolge der höheren Ar- 
beitslosigkeit steigt. Eine langfristige Lö- 
sung der Probleme, unter denen die sozia- 
len Sicherungssysteme leiden, lässt sich so 
nicht erreichen. 
Auch die Senkung der Sozialversiche- 
rungsbeiträge und Steuern, die mit den 
Leistungskürzungen einhergeht, kann die- 
se negativen Nachfrage- und Beschäfti- 
gungseffekte nicht kompensieren. Richtig 
ist, dass geringere Sozialversicherungsbei- 
träge und Steuern das verfügbare Einkom- 
men erhöhen und damit die Konsumnach- 
frage steigern.Allerdings wird ein Teil des 
zusätzlichen verfügbaren Einkommens für 
die Ersparnisbildung verwendet und ist 
deshalb nicht nachfragewirksam. Die 
vorher erhobenen Sozialversicherungsbei- 
träge und Steuern sind hingegen zur Gän- 
ze nachfragewirksam. ,,Sozialversiche- 
rungsbeiträge stellen in vollem Umfang 
zusätzliche Nachfrage dar ... Sie sind sogar 
besonders konsumwirksam, da die Sozial- 
versicherungsträger bis auf geringfügige 
Rücklagen keine »Sparquote« kennen. ... 
Gleiches gilt für die Steuern. Auch sie wer- 
den unmittelbar nachfragewirksam. ... Alle 
Steuereinnahmen werden unmittelbar für 
Löhne, und Gehälter, Sachausgaben und 
Investitionen verwandt und steigern da- 
mit die inländische Nachfrage." (Ver.di 
2003,s. 18.) 
Die aktuell angedachten Sparmaßnahmen 
im Bereich der sozialen Sicherung sind so- 
mit insgesamt langfristig als kontraproduk- 
tiv einzustufen. Wegen der negativen Kon- 
sequenzen für die gesamtgesellschaftliche 
Nachfrage verstärken sie die Überakkumu- 
lation und die Arbeitslosigkeit, was die pro- 
blematische Lage der sozialen Sicherungs- 
Systeme verschlimmert. Nur eine stärkere 
Nachfrage seitens des Staates, die durch 
eine am Leistungsfähigkeitsprinzip orien- 
tierte Besteuerung finanziert wird, kann die 
Probleme der Sozialkassen langfristig Iö- 
sen. S ~ W  6 12003 
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Karl Georg Zinn, Jenseits der Markt-Mythen, Ham- 
burg 1997, S. 53 - 83, hier S. 74. 
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Namibia Einheit betrachtet,Kritik oft alsverrat bewer- 
tet und abweichende Positionen, die an die 

Henning Melber (Hg.): Namibia. Grenzen Versprechungen des Befreiungskampfes er- 
nachkolonialer Emanzipation. Verlag Brandes innern, ausgegrenzt. 
& Apsel Frankfurt 2003.224 S., 16,90 Melber nennt einige Gründe für diese aus 

linkssozialdemokratischer Sicht bedauerli- - 
Viele linke Sozialdemokraten und chen Entwick1ungen:ein schwaches demo- f3 

Jusos unterstützten in den Siebziger und 
Achtziger Jahren den Befreiungskampf der 
SWAPO für ein unabhängiges Namibia. In- 
wieweit die Hoffnungen auf eine demokrati- 
sche und sozialistische Entwicklung in dem 
Land im Südlichen Afrika in Erfüllung gin- 
gen, analysiert ein von Henning Melber her- 
ausgegebener Sammelband, abgesehen 
von vereinzelten spezialisierten Fachveröf- 
fentlichungen die einzige leicht greifbare 
deutschsprachige Arbeit zum Thema. 
Henning Melber, der 1974 als Sohn deut- 
scher Einwanderer der heutigen Regie- 
rungspartei SWAPO beitrat uiid von 1992 bis 
2000 ein Forschungsinstitut in Namibia leite- 
te,zieht eine ernüchternde Bilanz. Er schließt 
in seinem einleitenden Beitrag sogar eine 
zukünftige Entwicklung nach simbabwi- 
schen Vorbild nicht aus. Dort steht die 1980 
nach einem erbitterten Bürgerkrieg an die 
Macht gelangte Befreiungsbewegung 
mittlerweile vor einem wirtschaftlichen und 
sozialen Scherbenhaufen. 
Wie in Simbabwe ist in Namibia schon seit 
einiger Zeit keine Rede mehr von einer sozi- 
alistischen Entwicklung. Während in Sim- 
babwe eine chaotische Landreform seit 
2001 zwar die meisten weißen Großfarmer 
vertrieben,aber mangels Infrastruktur wenig 
zur Entwicklung schwarzer Kleinbauern bei- 
getragen hat, wurde in Namibia eine ernst- 
hafte Landumverteilung, die v.a. im Süden 
des Landes notwendig wäre, erst gar nicht 
angepackt. 
Zwar gibt es in Namibia noch eine vielfältige 
kritische Presse, aber die dominierende 
SWAP0,die bei zurückgehender Wahlbeteili- 
gung mittlerweile fast 80% der Stimmen be- 
kommt, verhält sich zunehmend autokra- 
tisch. Partei, Regierung und Staat werden als 

,,gekommen und geblieben" 
- Lebensgeschichten 
türkischer Migrantlnnen in 
der BRD 

Michael Richter, Gekommen und geblieben - 
Deutsch-türkische Lebensgeschichten, edition 
Körber-Stiftung, Hamburg, 2003, ISBN 3- 
89684-048-7,276 Seiten, 14 Euro 

Der absurde Streit um das Zuwan- 
derungsgesetz im Jahr 2002 war zuletzt ei- 
nes der augenfälligsten Zeichen dafür, dass 
der öffentliche Diskurs in der Bundesrepub- 
lik von einem rationalen Umgang mit den 
Themen Einwanderung und lntegration weit 
entfernt ist. 

kratisches ~ewusstsein, politische Eliten, die 
auch nach über zehn Jahren Unabhängig- 
keit noch in den militärischen Kategorien 
des Befreiungskampfes denken, und nicht 
zuletzt mit Sam Nujoma ein Präsident, des- 
sen persönliches Format weit hinter dem 
Nelson Mandelas zurückbleibt. 
Der Jurist Bukurura zeigt anschaulich die 
Problematik des Konstitutionalismus in einer 
postkolonialen Gesellschaft. Viele für eine 
Demokratie unverzichtbare Verfassungspro- 
zeduren bestanden formal schon in der Ko- 
lonialzeit, erschienen aber im Kontext des 
Befreiungskampfes als bloße Fassade für 
Ausbeutung und Unterdrückung. Die 1990 
verabschiedete namibische Verfassung ist 
zwar vorbildlich,entsprang aber eher einem 
Kompromiss konkurrierender namibischer 
Eliten, die um internationale Anerkennung 
bemüht waren, und nicht einer breiten Dis- 
kussion in der namibischen Öffentlichkeit. 
Gelungen sind auch die Beiträgevon Saul/Leys 
und Saunders über die bis heute ausgebliebe- 
ne Aufarbeitung der Menschenrechtsverlet- 
Zungen der SWAPO in ihren Guerillacamps. 
Während sich der südafrikanische ANC diesem 
dunklen Kapitel der eigenen Vergangenheit 
stellte, weicht die namibische Gesellschaft - 
abgesehen von einigen kritischen Kirchenkrei- 
sen und den Betroffenen bzw.ihren Verwand- 
ten - dieser Thematik aus. Einerseits will die 
SWAPO-Führung keine alten Wunden aufrei- 
ßen und den offiziellen Kurs der Versöhnung 
nicht gefährden, andererseits profitieren von 
dieser Politik v.a. die früheren politischen Un- 
terstützer der Apartheid-Politik. Die westliche 
Linke hat - nicht ganz zu Unrecht - Angst vor 
dem Beifall von der falschen Seite. Natürlich 
funktionalisieren rechte,oft rassistische Kreise 
die SWAPO-Menschenrechtsverletzungen 

Noch am ehesten Einigkeit scheint zwischen 
den Parteien beim Thema lntegration zu be- 
stehen. Ausgangspunkt ist die These, dass 
ein großer Teil der Migrantlnnen vor allem 
der 1. Einwanderungsgeneration nicht rich- 
tig in die Gesellschaft integriert seien. Fest- 
gemacht wird dies in der Regel an mangeln- 
den Sprachkenntnissen und dem Rückzug in 
die eigene SubkuItur.Als Antwort darauf ist 
die Verpflichtung zu sogenannten Integrati- 
onskursen gedacht. 
Eine Stimme,die in dieser Debatte nicht ge- 
hört wurde,ist die derjenigen,die als Beispiel 
für misslungene lntegration gelten: Die Ein- 
wanderer der 1 .Generation.Anstrengungen, 
aus dem Gespräch mit diesen Menschen die 
Anforderungen an eine zukünftige Integrati- 

und haben dies auch in derVergangenheit ge- 
tan, aber ohne eine selbstkritische Aufarbei- 
tung der Geschichte besteht - wie Kössler 
zeigt - die Gefahr der Mythologisierung des 
Befreiungskampfes, der dann zur Rechtferti- 
gung jedweder Regierungspolitik herangezo- 
gen wird. 
Auch wenn manche Beiträge, wie etwa der 
von Heuva über die SWAPO-Medien im Exil, 
nicht über eine bloße Beschreibung hinaus- 
kommen, is t  der Band ein wertvoller Beitrag 
zu einer selbstkritischen Reflektion früherer 
Solidaritätsaktivitäten und zu einer Bestim- 
mung der internen Grenzen nachkolonialer 
Emanzipation. Zwar liegt in dem Buch der 
Schwerpunkt auf den internen Blockaden 
der namibischen Entwicklung, trotzdem 
wäre ein ergänzender Beitrag zu den exter- 
nen Begrenzungen im Kontext der Globali- 
sierung sinnvoll gewesen. In ihm hätte nicht 
nur auf die kolonial geprägte einseitige Wirt- 
schaftsstruktur Namibias, sondern u.a. auch 
auf dessen schwache Verhandlungsposition 
etwa gegenüber der EU eingegangen wer- 
den können. CPW 6 12003 

Peter Bräunlein 

onspolitik zu entwickeln, wurden nicht ge- 
macht. 
Das Buch von Michael Richter versammelt 
elf Lebensgeschichten von türkischen Ein- 
wanderern genau dieser Personengruppe. 
Die einzelnen Beiträge skizzieren jeweils den 
Lebensweg von der Geburt bis zum Tag des 
Interviews, und berichten über Beweggrün- 
de, Hoffnungen und Ängste, die mit dem 
Schritt in die Migration nach Deutschland 
verbunden waren. Auch über die Erfahrun- 
gen im Betrieb und im Umgang mit anderen 
Deutschen wird berichtet. 
Damit handelt es sich um eines der weni- 
gen Textdokumente, in dem Migrantlnnen 
der 1 .Generation die Möglichkeit erhalten, 
über ihre Erfahrungen als Einwanderer 



und Einwanderin in Deutschland zu be- 
richten. 
Das Bild der Türkinnen und Türken, die von 
den 1950er bis zu den 1970er Jahren zum 
Arbeiten nach Deutschland kamen, bleibt in 
der öffentlichen Wahrnehmung meist trübe 
und beschränkt auf wenige Schlaglichter. 
Die mit Einkaufstüten bepackte kopftuchtra- 
gende Frau, den in der Teestube sitzenden 
Mann. Das Buch bietet die Möglichkeit, weit 
über diese Stereotypen hinaus zu blicken, 
und das oben beschriebene Bild mit Hilfe 
der Berichte der Betroffenen zu erhellen. 
Spricht man von der 1. Generation der Ein- 
wanderer, so reichen die Geburtsjahrgänge 
in dem Band von etwa 1920 bis 1956. Be- 
schrieben wird unter anderem der Lebens- 
weg eines Kaufmanns, der bereits in den 
1950er Jahren, also lange vor Unterzeich- 
nung des ersten Anwerbeabkommens mit 
derTürkei,aIs Student in die BRD kam.Ande- 
re wiederum folgten ihrem Ehepartner nach. 
Die beruflichen Werdegänge reichen von 
Bauarbeiter über Tellerwäscherin bis zum 
selbstständigen Frisör,zum hauptamtlichen 
Gewerkschafter oder zur Lehrerin. 
Vor allem je nach beruflicher Tätigkeit völlig 
Unterschiedlich gestaltet sich demnach 
auch der Kontakt zu anderen Deutschen. 
Gemeinsam ist fast allen, dass sie oder ihre 
Eltern vor dem Schritt, nach Deutschland 
auszuwandern, bereits eine Migration inner- 
halb der Türkei, aus dem Dorf in die Stadt, 
hinter sich hatten. Bei fast allen änderten 
sich die Beweggründe für den Schritt nach 
Deutschland im Laufe der Jahre, oder es 
kommen neue Gründe hinzu. Mit dem Auf- 
wachsen der Kinder verlagerte sich meist 
der Lebensschwerpunkt auch gedanklich 

Intern 
Nach der Tagung ist vor der Tagung. In die- 
sem Heft dokumentieren wir die Referate 
und einige Statements unserer Jubiläumsfei- 
er vom 25.Oktober in Berlin,zu der sich fast 
hundert Personen angekündigt hatten. Dass 
zum Schluss dann doch nicht alle kommen 
konnten, war schade. Aber vielleicht klappt 
es ja dann zu den Terminen und Tagungen, 
die wir für 2004 vorgesehen haben. 

W 

In einem Theorie-Workshop am 11. Januar 
2004,den wir in Zusammenarbeit mit unse- 

endgültig nach Deutschland. Hinzu kommt 
mittlerweile auch, dass mit zunehmendem 
Alter die Sorge um eine adäquate Gesund- 
heitsversorgung einen längeren Aufenthalt 
in derTürkei nicht mehr möglich macht. 
Interessant zu lesen sind die Beschreibun- 
gen über die jeweiligen Familienverhältnis- 
se.Zwar heben alle Interviewten die im Ver- 
gleich zur deutschen Gesellschaft ungleich 
höhere Bedeutung der Familie hervor. Doch 
zeigen die Beiträge auch,dass sowohl Tren- 
nung der Ehepartner wie auch Vereinsa- 
mung im Alter trotz desvorhandensein von 
nahen Familienangehörigen in näherer Um- 
gebung auch unterTürken der 1 .Generation 
in Deutschland vorkommen. 
Den Lebensbeschreibungen vorangestellt ist 
ein einleitendes Essay der in Deutschland auf- 
gewachsenen und mittlerweile wieder in 
lstanbul lebenden Journalistin DilekZaptciog- 
lu.DieserText könnte auch sehr gut als Zusam- 
menfassung und abschließende Bewertung 
der Beiträge am Ende des Buches stehen. 
Zaptcioglu arbeitet die innere Zerrissenheit 
dieser 1. Generation zwischen der Gesell- 
schaft derTürkei,die sie nach ihrer Auswan- 
derung nicht mehr als vollwertige Mitglieder 
akzeptieren wollte, und der bundesdeut- 
schen Gesellschaft, die sich den Einwande- 
rern nicht wirklich öffnete, heraus. Im Unter- 
ton schwingt dabei auch so etwas wie ein 
stiller Groll mit.Groll darüber,selbst erlebt zu 
haben, wie sich die Eltern mit der Übernah- 
me körperlich belastender und schlecht be- 
zahlter Tätigkeiten buchstäblich krumm ge- 
arbeitet haben -für ein späteres Glück in der 
Türkei,aber eben auch für den Wohlstand in 
der Bundesrepublik - ohne dafür Anerken- 
nung zu erhalten. Der Anerkennung der Le- 

rem Mitherausgeber Klaus Dörre in Reck- 
Iinghausen veranstalten woIlen,werden wir 
uns mit einigen aktuellen Kapitalismusana- 
lysen marxistischer Tradition, u.a.von Robert 
Brenner und Negri/Hardt, beschäftigen. 

X 

ProMS Nord lädt für Sonntag,25.Januar,zum 
traditionellen Grünkohlessen nach Ham- 
burg in das SPD-Kreishaus Eimsbüttel ein. 
DieVeranstaltung beginnt um 10.30 Uhr mit 
einer Diskussion zumThema,,Wie ist eine an- 
dere Welt möglich? - Politische Alternativen 
in Zeiten globaler Märkte" 
Es diskutieren Prof. Dr. Jörg Huffschmid, AG 
Alternative Wirtschaftspolitik, Bremen, und 
Niels Annen, Juso-Bundesvorsitzender. 
lnformationen gibt es über www.proms- 
nord.de, Anmeldungen bitte an 
Kai.Burmeister@t-online.de. 

W 

Die spw-Frühjahrstagung wird am 24./25. 
April in Hamburg zum Thema ,,Medien, 
Macht und Hegemonie" stattfindemweitere 
lnformationen dazu im kommenden Heft. 

Uzharl Richlrr 

gekommen 
und geblieben 
UeutuAibik~lche Lcknscesc rhtcn P 

bensleistung der Generation der Eltern,so ist 
aus dem Beitrag Zaptcioglus zu folgern, 
kommt große Bedeutung für das innere Ver- 
hältnis der Kinder zur Bundesrepublikzu. 
Dass Integration viel mit gegenseitiger Ak- 
zeptanz und Toleranz zu tun hat, machen 
diese Lebensgeschichten einmal mehr deut- 
lich. Und dass es entgegen des vor allem von 
konservativer, aber zum Teil auch von sozial- 
demokratischer Seite verbreiteten Vorurteils 
viele Wege geben kann, sich in einer Gesell- 
schaft einzurichten und zurecht zu finden, 
ohne völlig die mitgebrachte Identität auf- 
geben zu müssen. SPW 6 12003 

Thilo Scholle, Lünen 

X 

Für 2004 planen wir U. a. folgende Schwer- 
punkt-Hefte: Kapitalismuskritik (als Doku- 
mentation des Theorie-Workshops vom 1 1. 
Januar), Europa und EU-Osterweiterung, 
Kommunalpolitik, Macht und Hegemonie. 
Über Anregungen und Artikelangebote 
freuen wir uns. 

X 

Dass dieses und das letzte Heft etwas später 
als gewohnt fertig wurden liegt daran, dass 
ich noch immer mit den Folgen eins schwe- 
ren Verkehrsunfalls vom September zu tun 
habe.Was früher schnell von der Hand ging, 
dauert Iänger,wenn Hände und Beine plötz- 
lich nicht mehr mitspielen.Aber dieZeit heilt 
Wunden und im kommenden Jahr sollte al- 
les wieder seinen geregelten Gang gehen. 
Für die Mitarbeit in diesem Jahr bedanke ich 
mich bei allen Autorlnnen, Redaktionsmit- 
gliedern und Herausgeberlnnen. Den Lese- 
rlnnen wünschen wir alles Gute und viel Er- 
holung während der Feiertage. 
Reinhold Rünker 




